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Liebe Leserinnen und Leser,

bei so manchen Gesprächen, 
in denen es um eine mögliche 

Mitgliedschaft in unserem 
Verband geht, bekommen 

wir zu hören, dass das doch 
nicht notwendig sei, man 

habe schließlich ja schon eine 
Schlüsselversicherung.

Nun – wo die Kolleginnen und 
Kollegen recht haben, haben sie 

recht. Wegen einer Schlüssel-
versicherung muss niemand 

Mitglied eines Verbandes oder 
einer Gewerkschaft werden. 

Das kann man tatsächlich auch 
privat für sich allein abschließen.

STOPP – bevor Sie jetzt 
überlegen, wegen dieser 

Aussage zur Schlüsselver-
sicherung unserem Verband 

den Rücken zu kehren – 
BITTE LESEN SIE WEITER

Und doch haben die Kollegen nicht recht, 
auch scheinen sie das Prinzip eines 
Verbandes oder einer Gewerkschaft 
nicht ganz durchdrungen zu haben. Natür-
lich gibt es Leistungen eines Verbandes, 
die man ganz individuell in Anspruch 
nehmen kann und das ist auch gut so. Wir 
halten für unsere Mitglieder eine Reihe von 
Leistungen bereit, die der persönlichen 
Absicherung dienen, sei es ein Schaden, 
den man unabsichtlich in seiner Dienst-
stelle verursacht hat (Diensthaftpflicht-
versicherung) oder die Rechtsberatung. 
Durchaus individuelle und berechtigte 
Gründe für eine Mitgliedschaft.

Ein Verband (oder eine Gewerkschaft) 
hat aber darüber hinaus noch ganz 
andere Aufgaben, die jedes Mitglied 
durch seine Mitgliedschaft unterstützt. 
In unserer Verfassung ist das Recht, 
sich zu organisieren, ausdrücklich als 
„Grundrecht“ (Artikel 9) aufgeführt. Es ist 
erschreckend, dass so viele Beschäftigte
sich dieses Grundrecht aus der Hand 
nehmen lassen. Nur gemeinsam können 
wichtige Anliegen in einer Demokratie 
durchgesetzt werden. Der Einzelne mag 
gute Ideen und Vorschläge haben, er 
wird aber kaum dazu in der Lage sein, 
wirksame Diskussionen mit politischen 
Entscheidungsträgern zu führen. Ein 
Berufsverband bündelt die Interessen 
Einzelner und verleiht diesen dadurch 
mehr Gewicht. „Viele“ – das ist immer 
noch die legitime „Währung“ in einer 
Demokratie.

Sicher, auch die Kontakte, die wir haben 
und für die Anliegen unserer Mitglieder 
und unserer Schulart nutzen, führen auch 
nicht immer zu „Wundern“. Politik und 
politische Lobbyarbeit sind ein hartes 
und langwieriges „Geschäft“. Jedes neue 
Mitglied stärkt uns aber bei der Durch
setzung unserer Anliegen den Rücken. 

Seit einigen Jahren dreht sich (leider) 
unser Kampf hauptsächlich darum, die 
Realschule als eigenständige Schulart 
in unserem Land zu erhalten. Ein Kampf, 
den viele 2011 schon für verloren hielten. 
Wir nicht. 

In diesem Frühjahr erleben wir eine 
Tarifauseinandersetzung, die es in sich 
hat. Die (für deutsche Nachkriegs-
verhältnisse) gigantische Inflation hat zu 
massiven Einbußen bei den Reallöhnen 
geführt. Und – auch wenn man manch-
mal das Gefühl hat, dass Kolleginnen und 
Kollegen dies tatsächlich glauben, nein, 
unsere Gehälter und die Leistungen in der 
Beihilfe sind nicht „vom Himmel gefallen“, 
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sie entspringen nicht dem „humanitären 
Geist“ eines Landesvaters, ob er von der 
CDU oder den Grünen gestellt wird. Sie 
wurden schlicht und ergreifend erkämpft! 
Dass wir Lehrkräfte in der Bundesrepublik 
im Vergleich zu Kolleginnen und Kollegen in 
anderen Ländern recht ordentlich bezahlt 
werden, ist ein Ergebnis harter Kämpfe in 
den siebziger Jahren. Damals (unter dem 
Eindruck eines massiven Lehrermangels) 
haben Gewerkschaften und Verbände die 
höheren Eingruppierungen der Lehrkräfte 
im öffentlichen Dienst erreicht.

Diese Kämpfe können wir nur gemeinsam 
führen! Stellen Sie sich vor, Sie würden sich 
(mit oder ohne private Schlüsselversicherung) 
mit einem Schild „10,5 Prozent mehr Lohn. 
Jetzt!“ vor das Kultus- oder Finanzministerium 
stellen … Putzige Vorstellung – oder? Wäre 
spannend, wie weit Sie kämen, vielleicht 
sogar Tarifverhandlungen direkt mit den 

Verantwortlichen führen, gemütlich bei 
einer Tasse Kaffee? Viel wahrscheinlicher 
aber wäre es, dass Sie mit Ihrem Papp-
schild draußen im Regen stehen bleiben 
würden und als Spinner enden.

Als „Spinner“ werden die Mitglieder der 
Tarifunion sicher nicht abgetan. Unser Dach-
verband, der Deutsche Beamtenbund, führt 
gemeinsam mit der DGB-Gewerkschaft 
Verdi die Tarifverhandlungen, die Ergeb-
nisse sind dann im Regelfall Vorbild für die 
Tarifabschlüsse in den Ländern. Diese Tarif
union ist ein kluger Schachzug. Mitglieder 
von Gewerkschaften (in der Regel keine 
Beamten) dürfen das, was wir (aus guten 
Gründen) nicht dürfen. Streiken! Und das ist 
ein Grundrecht für Arbeitnehmer. Dadurch, 
dass Beamtenbund und DGB zusammen 
kämpfen, erhöht sich die Nachdrücklichkeit, 
mit der wir unsere Forderungen verfolgen 
können.

Natürlich ist es für die Bevölkerung (auch 
für uns) nicht schön, wenn der Kindergarten 
geschlossen ist, der Müll stehen bleibt und 
das Flugzeug nicht abhebt. Aber Streiks 
sind berechtigte Maßnahmen, mit denen 
man seine Forderungen auf der Grundlage 
unserer Verfassung durchsetzen darf und 
manchmal muss.

Die Tarifunion fordert aktuell eine Erhöhung 
der Gehälter um 10,5 %. Angesichts der 
hohen Inflation eine sehr moderate Forde-
rung. In anderen Branchen gab es längst 
schon Abschlüsse, die deutlich höher 
waren.

In den ersten beiden Tarifrunden haben 
die Arbeitgeber (angeführt von Bundes-
innenministerin Nancy Faeser) kein Angebot 
vorgelegt. Man scheint sich darauf verlegt 
zu haben, dass man uns Beschäftigte 
„aushungern“ könnte; schließlich sind die 
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gestiegenen Preise jetzt von uns zu bewäl
tigen und nicht erst in 6 Monaten. Vielleicht 
hoff en die Arbeitgeber so auf einen raschen 
und für sie günstigen Abschluss.

Geld scheint aber noch ausreichend 
vorhanden zu sein. Nur ein (aus meiner 
Sicht) besonders absurdes Beispiel aus 
dem hohen Norden dazu (die Kosten 
für die RadPendlerBrezel des baden
württem bergischen Verkehrsministeriums 
erspare ich mir hier). Die schwarzgrüne 
Landes regierung in Schleswig-Holstein hat 
beschlossen, 210.000 Euro für ein einziges 
Wort auszugeben. Als Deutschlehrer sind 
mir Wörter „heilig“ und besonders wert-
voll, aber es muss ja schon ein besonderes 
„Superwort“ sein, wenn der Steuerzahler 
dafür diesen Betrag aufwenden soll.

Um welches Wort es sich handelt? Nun, 
es geht um das eigentlich banale Wört-
chen „Straßenbau“. Aber, und das ist nun 
wirklich ganz drollig, es geht nicht um das 

Schreiben dieses Wortes, sondern um das 
Entfernen. In Schleswig-Holstein gibt es 
nämlich einen „Landesbetrieb Straßenbau 
und Verkehr“. Die Weisen im Norden haben 
aber in ihrem Koalitionsvertrag beschlossen, 
dass dieser Landesbetrieb künftig nur noch 
„Landesbetrieb Verkehr“ heißen soll. Diese 
Namensänderung muss nun überall durch
geführt werden und das kostet eben die 
Summe von 210.000 Euro. Übrigens – an 
den Aufgaben des Landesbetriebes ändert 
sich natürlich nichts, Straßenbau gehört 
immer noch zu den Aufgaben. Wer sollte 
sie auch sonst bauen? Privatleute?

Die Opposition im Landtag nennt das 
„Greenwashing“, der Bund der Steuer-
zahler „Wortkosmetik“ und Kosmetik ist 
ja bekanntlich teuer. Ich könnte mir einige 
Schulen vorstellen, die sich über diese 
„kosmetische Summe“ gefreut hätten.

Was hat das alles nun damit zu tun, dass es 
Sinn macht, Mitglied einer Gewerkschaft 

oder eines Verbandes zu sein? Es ist die 
Gemeinschaft, die einen stärker macht, 
eine Binsenweisheit, aber gerade in Zeiten 
von Tarifauseinandersetzungen wichtig 
und sichtbar. Gemeinsam für seine Inter-
essen und Überzeugungen kämpfen und 
dabei auch noch individuell abgesichert zu 
sein (da sind wir wieder bei der Schlüssel-
versicherung) und das zu überschaubaren 
Mitgliedsbeiträgen – das sind doch gute 
Gründe für eine Mitgliedschaft im Real
schullehrerverband – oder?

In diesem Sinne – 
viel Freude bei der Lektüre 
der aktuellen Ausgabe des realist!

Ihr Ralf Merkle
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Vorwort
Der RLV: 100% Realschule

Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Unsere Umfrage zur verbindlichen Grundschulempfehlung
fand überwältigenden Anklang unter Lehrkräften! Wir 
danken allen, die daran teilgenommen haben. Insgesamt 
wurde 4439-mal abgestimmt. Fast 85% sprachen sich dabei 
gegen die jetzige Regelung beim Übergang aus. Die so hohe 
Teilnahme zeigt, wie sehr dieses Thema Schulen bewegt. 
Deshalb war es uns auch so wichtig, dass endlich einmal die 
Fachleute befragt werden, die mit Kindern und Jugendlichen 
an den weiterführenden Schularten tatsächlich arbeiten und 
die Auswirkungen einer beliebig gewordenen Schulwahl 
täglich beim Unterrichten erleben. Die Stimmen aus den 
Kollegien heraus sind äußerst wichtig und sollten dringend 
lauter werden. Lassen Sie uns gemeinsam dafür sorgen! 

Bei der Befragung hatten wir als 
Realschullehrerverband zunächst 
einmal unsere Schulart im Blick 
und deswegen ging die Auffor-
derung zur Umfrage (über die 
Schulleitungen aller Realschulen 
und Verbundschulen) an die 
Kollegien. Dabei war uns selbstre-
dend egal, welche politische oder 
gegebenenfalls gewerkschaftliche
Ausrichtung die Kollegen und 
Kolleginnen haben. Es ging um 
die Beantwortung einer sachlich-
relevanten Frage und so verste-
hen wir auch die aussagekräftige 
Antwort!

Der Philologenverband startete parallel eine Befragung unter seinen 
Mitgliedern und bewarb auch unsere. Insofern verwundert es nicht, 
sondern freut es uns sehr, dass viele Gymnasiallehrkräfte auch bei 
unserer Abfrage mitstimmten. Dass aber zusätzlich insgesamt 167 
Stimmen aus den Schularten Grundschule, Gemeinschaftsschule, 
Werkrealschule, Berufliche Schule, SBBZ, der Schulverwaltung und 
Hochschule kamen, war nicht geplant und zeigt deutlich, wo überall 
‚der Kittel brennt‘. Wer beispielsweise je gedacht hat, den Grund-
schullehrkräften sei egal, auf welche weiterführenden Schulen ihre 
Schüler wechseln, wird spätestens hier eines Besseren belehrt. 

Der ‚Realist‘ berichtet in dieser Ausgabe detailliert über die Ergebnisse. 
Zuvor informierte der SWR (auch in Radio und Fernsehen), danach 
folgte ein ausführlicher dpa-Bericht, der in allen maßgeblichen 
Zeitungen und Medien im Land eingehend veröffentlicht wurde.

Eine Anmerkung dazu sei mir im Vorwort noch erlaubt! Wenn wir 
als Realschullehrerverband schon lange die verbindliche Grund-
schulempfehlung fordern, wird uns des Öfteren entgegnet, eine 
grünrote Entscheidung von 2012 zur Abschaffung der Verbindlich-
keit sei ‚unumkehrbar‘. Als Pädagogin, Demokratin und nicht zuletzt 
auch als Geschichtslehrerin halte ich eine solche Beton-Aussage 
für gleichermaßen unhaltbar wie unerträglich. Wir vom RLV stehen 
für an der Realität sich ausrichtende, begründbare Forderungen 
an die Politik und für Mut zu Veränderungen und zukunftsgerich-
teten Wandel. Wir stehen jederzeit für Diskurs, für Diskussionen, 
für sachlich begründete Argumentation. Hingegen für Fatalismus 
und Ergebenheit in offenkundige Missstände stehen wir nicht. Ein 
noch mehr an Politflickschusterei gegen ein grundsätzliches Übel, 
welches sich mit den Jahren folgerichtig in sämtlichen Bereichen 
des Schulwesens enorm belastend manifestiert hat, ein immer 
noch mehr und noch mehr an Beratungen gegen die Auswirkungen 
einer seinerzeit grundsätzlich falsch vorgenommene Weichen
stellung in der Schulpolitik, all dafür sind wir als Verband jedenfalls 
nicht zu haben! Und dies schon gar nicht vor dem Hintergrund des 
eklatanten Lehrkräftemangels überall.

Begangene Fehler zu korrigieren, vor allem jene von großer Trag-
weite, bedeutete noch nie einen Schritt zurück in die Vergangen-
heit, sondern immer den richtigen Schritt vorwärts in die Zukunft zu 
tun. Dies galt und gilt für alle zwischenmenschlichen, gesellschaft-
lichen und eben auch schulpolitischen Felder! Wenn Umfragen 
wie auch breit angelegte wissenschaftliche Studien und sämtliche 
Ländervergleiche eine so deutliche Sprache sprechen, muss Politik 
handeln und darf sich nicht auf ihren (ideologisch auswattierten) 
Posten einsitzen. 

Die verbindliche Grundschulempfehlung (und das bestätigt nicht 
zuletzt diese Umfrage) würde in einem noch differenzierten Schul-
system nicht alle, jedoch nachweislich offensichtlich erhebliche 
Probleme im Bildungssystem kostenneutral und ohne teuer aufge-
legte Programme lösen können.

Bitte unterstützen Sie uns weiterhin! Durch Ihre Mitgliedschaft in 
unserem Verband haben Sie nicht nur viele Vorteile in Ihrem beruf-
lichen Alltag, sie stärken auch genau diese unsere Forderungen an 
die Politik! Danke für Ihre Unterstützung und bleiben Sie aufmerksam! 

RLV – wir sind 100% Realschule! 

Herzlichst
Dr. Karin Broszat 

Vorwort der Landesvorsitzenden

Von Dr. Karin Broszat



Aus unseren Reihen

Die Corona-Krise hat viele Lehrkräfte 
an den Rand ihrer Leistungsfähigkeit 
gebracht. Neue digitale Herausfor-
derungen beim Home-Schooling mit 
anfänglich unzureichenden Geräten, 
die Doppelbelastung von Präsenz- und 
virtuellem Unterricht, tägliche Corona-
Tests bei allen Schülern, Unterrichten-
Müssen mit Maske, fast wöchentlich 
immer neue Verordnungen „von oben“ 
u. v. m. waren fundamentale Belastungen 
für die Pädagogen*. Zwar sehen Bildungs-
politiker gerade in der Corona-Pandemie 
nachträglich auch einen wichtigen, posi-
tiven Nebeneffekt: einen großen Schritt 
nach vorne in der digitalen Entwicklung 
des Schulsystems, die es ohne diese 
Krise so schnell nicht gegeben hätte. 
Die fatalen Folgen bei den Lehrkräften 
sind jedoch nicht mehr zu leugnen.

Burn-out von Lehrkräften – 
nicht nur eine Folge der Pandemie
Denn in der Pandemie schlitterten nicht 
wenige Lehrer aufgrund oben genannter 
Situationen in ein kräftiges Burnout, ältere 
Lehrkräfte versuchten, so bald als möglich 
in den Vorruhestand zu gehen und junge 
potenzielle Pädagogen fühlten sich durch 
die ganze Krise so abgeschreckt, dass sie 
ein ursprünglich geplantes Lehramtsstudium
entweder gar nicht begonnen oder ihre 
Berufsrichtung gewechselt haben. 

Dieser „Schul-Stress“ ist jedoch nicht vorbei, 
auch wenn momentan diese Doppelbe-
lastung von PräsenzUnterricht und Home
Schooling gebannt zu sein scheint. Die 
Folge: ein kräftiger Lehrermangel in allen 
Bundesländern und in den meisten Schul-
arten sowie Zusatzbelastungen für die 
unterrichtenden Lehrkräfte. Diese Situation 
hat sich 2022 noch verschärft – durch die 
Flüchtlingskinder aus der Ukraine, die in die 
Regelschulen drängen. Mir ist klar, dass hier, 
für Bildungspolitiker in unserem Land, auch 
in Zukunft eine permanente Mammutauf-
gabe zu stemmen sein wird, um die Flücht-
lingskrise aufzufangen und die (Rahmen)

Bedingungen für Pädagogen wesentlich (!) 
zu verbessern. Dies wird aber dauern …

Meine Aufgabe als pensionierter Gymna-
siallehrer, ausgebildeter Supervisor und 
Autor für (Lehrer)Gesundheit sehe ich 
hingegen in einer anderen Fragestellung: 
Wie können die Lehrkräfte in ihrer heuti-
gen, herausfordernden Berufssituation 
möglichst schnell gestärkt werden? Wo 
können Quellen sein, um immer wieder 
rechtzeitig abschalten und neue Kraft 
schöpfen zu können? Welche Möglich-
keiten gibt es, um in diesen schwierigen 
Zeiten gesund und „psychofit“ zu blei-
ben sowie einen passenden Ausgleich 
für den anstrengenden Beruf zu finden? 
Was können Lehrer tun, um trotz der ange-
spannten Schulsituation dennoch bereits 
am nächsten Tag wieder gestärkt in den 
Unterricht gehen zu können? Viele Fragen!

Supervision – Hilfe zur Selbsthilfe 
in einem offenen System
Neben den klassischen Möglichkeiten 
wie Ausgleichssport oder Entspannung 
in der Natur erkenne ich in einer berufsbe-
gleitenden Supervision einen Königsweg, 
um einem Burn-out Vorschub zu leisten 
und einer totalen Erschöpfung rechtzeitig 
entgegenzuwirken. In sozialen Berufen 
ist die Supervision seit langem selbstver-
ständlich und anerkannt. Gerade bei den 
höheren Schularten wie Realschule oder 
Gymnasium gibt es jedoch bei vielen Lehr-
kräften selbst die weit verbreitete Meinung, 
dass es in ihrem Beruf in erster Linie um 
Fachunterricht ginge und daher so etwas 
wie Supervision nicht nötig sei. Welch ein 
großer Irrtum! Denn unsere Schüler sind 
menschliche Wesen und keine Lernroboter, 
sie brauchen die Beziehungsebene zu den 
Lehrkräften wie eine emotionale Nahrung. 
Und diese beziehungshafte Kommunikati-
onsebene kann leicht blockiert sein. 

Auch die Schulbehörden haben noch 
immer große Mühen, ihren Lehrkräften 
geeignete Supervisionen anzubieten 

und diese den Pädagogen auch noch 
schmackhaft zu machen. Hier spart man an 
der falschen Stelle. Andererseits bestehen 
bei vielen Lehrkräften Vorbehalte, dass es 
sich bei „von oben“ angebotenen Super-
visionen um eine Art von Überwachung 
handeln könnte. 

Das ist aber sicher nicht der Fall. Denn 
„Supervision“ (lat. supervisere) heißt schon 
vom Begriff her nicht „überwachen“, sondern 
etwas „überschauen“ oder „überblicken“. 
Das bedeutet, in einem entspannten und 
geschützten Setting über den Tellerrand 
seines eigenen pädagogischen Tuns hinaus-
zuschauen, um unter kompetenter Anleitung 
„Hilfe zur Selbsthilfe“ zu bekommen. Denn 
genau das ist die Zielrichtung einer guten 
und effektiven Supervision. 

Sicher ist dieses „Mittel“ nicht für jeden oder 
für immer nötig. Gerade aber in Krisen-
situationen, die sich im Schulalltag immer 
wieder sehr leicht ergeben können, kann 
eine Einzel-, Gruppen- oder Team-Super-
vision viel Positives bewirken und Konflikt-
situationen oftmals schnell entschärfen. 
Dadurch kann bewirkt werden, dass sich 
ungelöste Situationen und Emotionen erst 
gar nicht festsetzen und dann psychisch 
toxisch werden – belastend für das gesamte
Wirken einer Lehrkraft.

Man sollte sich als Lehrer immer wieder 
bewusst machen, dass Schulen ein offenes 
System sind, das für den einzelnen Päda-
gogen gar nicht wirklich kontrollierbar ist. 
Lehrkräfte haben es eben nicht nur mit ihren 
Klassen, sondern auch mit den Eltern ihrer 
Schüler, mit der Schulleitung, mit Kollegen 
und Fachvorsitzenden usw. zu tun.

Und hier kann es sehr leicht, manchmal auch 
ganz unerwartet, zu heftigen, sehr belas-
tenden Konflikten kommen: mit einzelnen 
gestörten Schülern, die den ganzen Klas-
senunterricht aushebeln können; mit reni-
tenten Eltern, die sich gegen die Notenge-
bung wehren, weil sie ihre Kinder ungerecht 

Berufsbegleitende
Supervision – 
ein Königsweg zur Lehrergesundheit und Burn-out-Prophylaxe
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behandelt sehen oder weil die gegebenen 
Noten ihrem Eltern-Ehrgeiz widersprechen; 
mit übelwollenden Kollegen und Fachleitern, 
mit einer (zu) autoritativen Schulleitung, die 
aufgrund eigener Karriereabsichten meint, 
die ganze Schule neu erfinden zu müssen 
und so das Unterrichten unnötig erschwert; 
oder mit immer neuen, manchmal sich 
widersprechenden kurzfristigen Vorgaben 
der Schulbehörden, was zu einer zusätz
lichen Belastung führt usw. In all diesen Fällen 
kann die Supervision gegensteuern und die 
psychische Stabilität der Lehrkräfte stärken. 

Eigene Erfahrungen 
mit Supervision 
Im Juli 2020 wurde ich im Alter von 66 
Jahren von meinem Lehrerkollegium 
verabschiedet. Dabei bekam ich von 
meinem Chef eine Urkunde des Bayeri-
schen Kultusministeriums für 40 Jahre 
Dienst als Gymnasiallehrer überreicht. Das 
fand ich überhaupt nicht selbstverständ-
lich, da ich während dieser langen Zeit im 
Schuldienst eine ganze Reihe von Krisen 
zu überstehen hatte. Mehrmals wollte ich 
meinen Beruf als Pädagoge hinwerfen, 
etwa weil Konflikte mit einzelnen Schülern, 
ganzen Klassen oder Elterngruppen usw. 
unlösbar erschienen und mich emotional 
aufs Äußerste belasteten und stressten. 

Hilfe habe ich immer wieder und rechtzeitig 
durch eine berufsbegleitende Supervision 
erfahren – als Einzelsupervision, aber auch 
in der Gruppe. Dies hat mich so gestärkt und 
motiviert, dass ich genau zur Hälfte meiner 
Dienstzeit damit begonnen habe, selbst eine 
fast siebenjährige berufsbegleitende Super-
visionsAusbildung zu machen: an der katho-
lischen Stiftungs-Fachhochschule München. 
Hierbei konnten einerseits eigene belasten-
de Berufssituationen vorgebracht werden; 
gleichzeitig habe ich bei dieser Ausbildung 
eine Menge Strategien gelernt, wie Konflikte 
professioneller gelöst werden können. 

Eine meiner Haupterkenntnisse bezüglich 
einer Gruppen-Supervision war, dass wir 

Lehrkräfte doch alle Fachleute für Pädagogik 
sind und dass daher im hohen Potential einer 
LehrerGruppe (fast) immer eine Lösung 
für den jeweiligen Konflikt steckt. Diese 
Lösung sollte jedoch durch eine professio-
nelle Kommunikation in der Gruppe eruiert 
werden. Daher ist die Leitung einer solchen 
Gruppe durch einen ausgebildeten Super-
visor unbedingt zu empfehlen. 

Seit 15 Jahren leite ich nun selbst solche 
Supervisionen – vor allem für Lehrkräfte. 
Einzelsupervisionen können auch durch 
eine Videokonferenz ablaufen. Meine 
Erfahrung dabei ist, dass diese Art der 
Kommunikation durchaus effektiv sein 
kann, auch deshalb, weil dabei eine 
größere Distanz besteht, die es manchen 
Lehrern erst ermöglicht, wirklich persönlich 
„aufzumachen“. Dies soll auch der folgende
konkrete „Fall Robert“ verdeutlichen. 
Robert war seit einigen Wochen bei mir in 
der Supervision, um sich Unterstützung zu 
holen für seinen Start an der neuen Schule. 
Dann passierte etwas Heftiges… 

Robert 
(42 Jahre, Name geändert) 
Robert war Klassenleiter in einer achten 
Klasse am Gymnasium in einem Vorort von 
München. Er unterrichtete in der Klasse 
seine beiden Fächer Physik und Geogra-
phie. Mitte Oktober war Klassen-Eltern-
Abend. Etwa 20 Eltern waren erschienen, 
auch drei weitere Lehrerkolleginnen waren 
anwesend. Alle saßen in einem Stuhlkreis. 
Kaum hatte Robert den Abend mit einem 
einleitenden Statement zur Klasse eröffnet,
fing eine Mutter laut an zu schreien. Sie 
warf ihm aggressiv vor, einen unmöglichen 
PhysikUnterricht zu halten – zu schnell, zu 
kompliziert, zu unpädagogisch aufbereitet. 
Außerdem würde er immer viel zu schnell 
sprechen. 

Sowohl Robert als auch seine Lehrer
kolleginnen waren geschockt und zunächst 
sprachlos, denn mit solch einer Attacke und 
mit solchen pauschalen Vorwürfen hatte 

niemand gerechnet. Auch die anderen 
Eltern waren eher verwundert. Doch die 
Mutter war noch nicht fertig. Sie wollte nun 
auch noch die anderen Eltern für dieses 
von ihr inszenierte Tribunal gewinnen und 
schrie: „Da seht ihr es doch selbst, wie 
schnell der immer redet! Kein Wunder, dass 
mein Sohn in Physik die Note Fünf kassieren 
musste!“ Das Dumme war, dass Robert, 
der neu an der Schule und daher auch 
etwas aufgeregt war, bei seinem Statement 
tatsächlich etwas schnell geredet hatte. 
Andererseits hatte ihn die aufgebrachte 
Mutter mit ihrer Wuttirade an Sprech-
geschwindigkeit längst überholt. 

Robert versuchte, die Frau etwas zu 
besänftigen – ohne Erfolg. Kaum hatten 
die anderen Kolleginnen ihr Statement zum 
Unterricht in diesem Schuljahr abgegeben, 
stand die rabiate Mutter auf, verließ das 
Klassenzimmer und warf auch noch laut die 
Türe hinter sich zu. Weg war sie, Robert aber 
war wie vom Blitz getroffen. Er empfand das 
Verhalten der Mutter sehr ungerecht, weil 
er den Stoff in seinen beiden Fächern stets 
gut vorbereitete und einen engagierten 
Unterricht hielt. 

Von einer anderen Mutter konnte er gerade
noch erfahren, wer denn diese Frau war 
und dann war auch schon Schluss. Ein 
Vater sagte ihm beim Hinausgehen, dass 
seine Tochter durchaus zufrieden mit 
seinem Unterricht sei, aber dies konnte 
Robert nicht wirklich trösten. Die wütende 
Mutter hatte in gemeiner Weise eine kräf-
tige Portion Aggression auf ihn deponiert 
und war verschwunden, ehe er ein viel-
leicht vernünftiges Gespräch mit ihr hätte 
beginnen können. Ihr Sohn hatte zwar im 
Fach Geographie eine etwas schlechtere 
mündliche Note bekommen, nicht aber in 
dem von ihr mokierten Physikunterricht, 
wie Robert zu Hause bei einem Blick ins 
Notenbuch feststellen konnte. Offensicht-
lich war die Mutter auch noch falsch infor-
miert bezüglich des Leistungsstands ihres 
Sohnes. 

Von Peter Maier
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Dies alles belastete Robert sehr, vor allem 
weil die Mutter eine öffentliche Insze-
nierung hingelegt und so den Ruf von 
Robert an der neuen Schule beschädigt 
hatte. Daher brachte er diesen „Fall“ in die 
Supervision ein. Dabei wurde klar, dass die 
Mutter sowohl die Anonymität am Klassen
elternabend als auch das offene Setting 
mit den anderen Eltern ausgenutzt hatte, 
um Dampf abzulassen. Im Supervisions-
Gespräch wurde schnell deutlich, dass die 
Wut der Mutter sachlich völlig unbegrün-
det und in dieser Form total überzogen 
war. Offensichtlich war Robert das Opfer 
einer Projektion geworden. Die von der 
Mutter geäußerte Wut, ausgelöst von einer 
falschen Noten-Information ihres Sohnes, 
gehörte ganz woanders hin – vielleicht in 
ihr eigenes berufliches Umfeld. Womög-
lich hing die Wut auch mit ihrer Scheidung 
zusammen, die kurze Zeit zuvor stattge-
funden hatte, wie Robert bald von anderen 
Eltern der Klasse erfuhr. 

Wie aber sollte Robert die auf ihn geladenen 
toxischen WutEnergien der Mutter wieder 
loswerden? Bald wurde klar, dass es eine 
Aussprache oder sogar Konfrontation mit 
der Mutter geben musste. Robert konnte 
es so nicht stehen lassen, es belastete ihn 
viel zu sehr. Die nächste Gelegenheit bot 
sich am Elternsprechtag, der drei Wochen 
später anberaumt war. Tatsächlich erschien 
auch die besagte Mutter zum Einzel-
gespräch – noch sehr befriedigt über ihren 
Coup, den sie mit ihrer Wut-Attacke auf 
Robert gelandet hatte. 

Robert gab ihr zunächst sachlich Auskunft 
über den Leistungsstand ihres Sohnes, 
kritisierte aber dann ganz deutlich ihren 
unmöglichen Auftritt beim Klassen-Eltern-
Abend und sagte ihr, dass ihn dieses 
Verhalten selbst sehr wütend gemacht 
hatte, weil die Vorwürfe völlig aus der 
Luft gegriffen waren. Er bot ihr ein kleines 
Ritual zur Konfliktlösung an: Den jeweiligen 
Wutinhalt auf kleine Zettel zu schreiben, 
diese dann im Beisein des anderen Konflikt-

partners zu zerreißen und die Schnipsel 
anschließend in den Papierkorb zu werfen.

Robert musste aber damit rechnen, dass 
die Mutter sich nicht auf so etwas einlassen, 
sondern erneut zu einer Wuttirade anset-
zen würde, denn Kritik konnte sie zwar 
heftig austeilen, Gegenkritik aber offenbar 
gar nicht vertragen. Und tatsächlich: Die 
Mutter begann sofort erneut zu schreien. 
Doch diesmal war Robert, gestärkt durch 
die Supervision, darauf vorbereitet. Nun 
hatte er den Mut, ebenfalls etwas lauter, 
aber sachlich dagegenzuhalten. Als die 
Mutter anfing, ihn persönlich zu beleidigen, 
beorderte er sie als Hausherr laut und deut-
lich aus dem Klassenzimmer, obwohl vor der 
Türe bereits die nächsten Eltern warteten und 
den Streit sicher mitbekamen. Das wirkte. 

Zwar beschwerte sich die Mutter anschlie-
ßend noch beim Schulleiter über diesen 
„unmöglichen Lehrer“, nach einer Rück-
sprache des Schulchefs mit Robert war die 
Sache aber geklärt. Die Mutter erschien nie 
mehr zu einem Gespräch. Robert bekam 
ihren Sohn Johannes (Name geändert) 
einige Jahre später erneut im Physikunter-
richt. Lehrer und Schüler verstanden sich 
gut und Johannes legte ein gutes Physik-
abitur hin. 

Fazit
Die Supervisions-Sitzungen verhalfen 
Robert sehr, die Wutangriffe der Mutter 
schnell zu durchschauen. Sie galten nicht 
wirklich ihm, die Mutter projizierte nur etwas 
auf ihn – und dies öffentlich. Das hatte 
Robert zwar sehr getroffen und er hatte 
auch keine Gelegenheit mehr, die Sache 
klarzustellen, denn es gab ja nur diesen einen 
Klassen-Eltern-Abend im Jahr. So blieb die 
von der Mutter auf ihn abgeladene Aggres-
sionsEnergie zunächst an ihm hängen und 
belastete ihn sehr. 

Durch sein klares und entschiedenes 
Verhalten beim Elternsprechtag jedoch 
gab er der Mutter diese toxischen Energien

ein Stück weit zurück, indem er wagte, sie 
für ihren „Auftritt“ sachlich zu kritisieren 
und dann ebenfalls laut dagegenzuhalten, 
als die Mutter – ihrem Muster gemäß – 
erneut auf Angriff ging. Damit hatte sie nicht 
gerechnet. Robert riskierte damit zwar eine 
Vorladung bei seinem Chef, das Gespräch 
mit diesem verlief aber sehr positiv. Wichtig 
war, dass er ebenfalls laut, aber nie ausfällig 
der Mutter gegenüber wurde und dass er 
sie im Gegenzug in keiner Weise beleidigte. 
Robert grenzte sich aber sehr deutlich vom 
aggressiven Verhalten der Mutter ab. 

Die Supervision hatte Robert dabei gehol-
fen, ein Standing in diesem zugegebener-
maßen schwierigen Fall zu bekommen und 
psychisch stabil zu bleiben. Die weiter oben 
erhobene These, dass die Schule ein offe-
nes, nicht in jeder Hinsicht kontrollierbares 
System sei, ist bei Robert leider voll einge-
troffen. Daher war die Supervision eine 
gute Möglichkeit für ihn, wieder heil aus der 
Sache herauszukommen und seine Positi-
on als Lehrer gut zu behaupten. 

Berufsbegleitende
Supervision –
ein Königsweg zur Lehrergesundheit und Burn-out-Prophylaxe

Peter Maier
(Gymnasiallehrer a. D., Supervisor, Autor) 



9

*Natürlich sind mit „Lehrer“ stets Lehrer-
innen und Lehrer, mit „Pädagogen“ Pädago
ginnen und Pädagogen sowie mit  „Schüler“ 
Schülerinnen und Schüler gemeint. Ich 
habe bewusst auf das Gendern verzichtet, 
um den Artikel ohne neuen Erkenntnis-
gewinn nicht zu sehr aufzublähen.

Literatur zur Lehrergesundheit:
Peter Maier: „Heilung – Plädoyer für 
eine integrative Medizin“ 
Softcover: ISBN: 9783752953992 
(Preis: 18,99 €, Epubli Berlin, 1. Aufl age 2022)
eBook: ISBN: 9783752952759 
(Preis: 12,99 €, Epubli Berlin, 2022)

Nähere Infos und Buchbezug:
www.alternative-heilungswege.de 

Literatur zur Pädagogik:
(1)   Peter Maier: „Initiation – Erwachsen-

werden in einer unreifen Gesellschaft“
Band I: Übergangsrituale“
ISBN: 9783869914046 
(Preis 18,99 €, Epubli Berlin)
eBook: ISBN: 9783752956931 
(Preis 11,99 €)

(2)  Peter Maier: „Schule – Quo Vadis? 
Plädoyer für eine Pädagogik des 
Herzens“
ISBN: 9783956456596 
(Preis 20,99 €, Epubli Berlin)
eBook: ISBN: 9783752956931 
(Preis 12,99 €)

Weitere Infos und Buch-Bezug: 
www.initiation-erwachsenwerden.de

Von Peter Maier

Wir leben 
Werte und 
bilden 
Zukunft.

Stefanie H.Stefanie H.
Lehrerin

Werte und 
bilden 
Zukunft.
dbb: wir. für euch.

um den Artikel ohne neuen Erkenntnis-

(Preis: 18,99 €, Epubli Berlin, 1. Aufl age 2022)



Aus unseren Reihen

Die Umfrage des Realschullehrer ver-
bandes Baden-Württemberg lief vom 
15.03.2023 bis zum 02.04.2023 und 
richtete sich (über die Schulleitungen 
von Realschulen und  Verbundschulen 
verschickt) an die Schulleitungen 
und Lehrkräfte. Es war unser  Anliegen 
genau all jene zu befragen, die mit den 
Kindern und Jugendlichen an den 
 Schulen arbeiten, deren Leistungsver-
mögen kennen und ihre Entwicklung 
zum jungen Erwachsenen begleiten. 
Ebenso benachrichtigten wir unsere 
Mitglieder über die laufende Umfrage. 
Die Um frage fand absolut anonym statt 
und lässt keine Rückschlüsse auf die 
 abstimmende Person zu, das war dem 
RLV wichtig, so Dr. Karin Broszat.

Parallel dazu befragte der Philologen-
verband seine Mitglieder über eine geson-
derte Umfrage. Der Philologenverband 
wies in seinem Aufruf auch auf unsere 
öff entliche Abstimmung hin. 

In den Medien wurde umfangreich über die 
Umfrage berichtet, so u.a. im SWR (Hörfunk 
und Fernsehnachrichten). Die Deutsche 
Presse Agentur berichtete ebenfalls darüber, 
eine Meldung, die von zahlreichen Zeitungen 
veröff entlicht wurde.

Insgesamt wurde bei unserer Umfrage 
4439mal abgestimmt, 2709 Stimmen 
kamen aus den Realschulen, 1355 aus 
Gymnasien, 208 Stimmen aus Verbund-
schulen und 167 aus anderen  Schularten 
(GS, GMS, WRS, Berufl iche Schulen, 
SBBZ, Verwaltung und Hochschule).

Die so zahlreiche Teilnahme von Lehr-
kräften anderer Schularten zeigt deutlich 
die Brisanz des Themas mit Wirkung in alle 
Schularten hinein.

Fragestellungen
Die Teilnehmer wurden zunächst nach der 
Schulart gefragt, an der sie unterrichten. 
Danach konnten sie zwischen drei Möglich-
keiten unterscheiden:
1.   Ich bin für die Wiedereinführung einer 

verbindlichen Grundschulempfehlung. 
3465 Stimmen (78,06%)

2.   Ich bin für die Weiterentwicklung 
der jetzigen Grundschulempfehlung 
mit stärkerer Beratung der Eltern, 
aber ohne Verbindlichkeit. 
293 Stimmen (6,6%)

3.   Ich bin für die Beibehaltung der 
jetzigen Regelung. 
681 Stimmen (15,34%)

Fazit 
Wie von uns erwartet sprechen sich die 
von uns befragten Lehrkräfte in der über
wältigenden Mehrheit für eine verbindliche 
Grundschulempfehlung aus (78,06 %). 
Zählt man die Stimmen (6,6 %) derer 
dazu, die sich für eine Weiterentwicklung 
aussprechen (d.h. de facto auch unzu-
frieden mit der bestehenden Situation sind), 
ist man bei 84,66 % der Stimmen. Nur ein 
sehr kleiner Teil ist für ein „Weiter so“.

Weit abgeschlagen bleibt bei den Prak-
tikern trotzdem der Vorschlag einzelner 
Verbände und des Kultusministeriums, die 
Beratung der Eltern (ohne Verbindlichkeit) 
auszubauen. Das mag daran liegen, dass 
an allen Schularten die Beratungsarbeit 
sehr zugenommen hat und zur hohen 
Arbeitsbelastung der Pädagogen beiträgt, 
meist ohne den gewünschten Erfolg bei 
den Eltern. Entschieden wird nach der 
Beratung nach wie vor beliebig.

Anzumerken ist auch, dass die Belas-
tung der Grundschullehrkräfte gemindert 
werden sollte. Viele Grundschullehrkräfte 
sind unzufrieden, was aus ihren unverbind-
lichen Beratungen wird. Unsere Abfrage ist 
im Hinblick auf die  Grundschullehrkräfte 
nicht unbedingt repräsentativ, da die 
Grundschulen nicht direkt angesprochen 

waren. Es zeigt sich trotzdem, dass die 
Unzufriedenheit mit der Unverbindlichkeit 
(Verbindlichkeit und Weiterentwicklung 
zusammengezählt) 63,38% ausmachen. 
Den GSLehrkräften ist es also beileibe 
nicht egal, an welche Schulen „ihre“ Kinder 
nach der Grundschulzeit wechseln. 

Bei der gleichzeitig stattfi ndenden Umfrage 
des Philologenverbandes, die ebenfalls die 
Verbindlichkeit der Grundschulempfehlung 
zum Thema hatte, war das Ergebnis noch 
eindeutiger. So sprachen sich 94% der an 
Gymnasien unterrichtenden Lehrkräfte für 
die Wiedereinführung der verbindlichen 
Grundschulempfehlung aus. Die  befragten 
Lehrkräfte nannten in der Umfrage des Philo
logenverbandes als Begründung überforder-
te Schülerinnen und Schüler, Störungen im 
Unterricht und demotivierende Misserfolge.

An dieser Stelle sei noch einmal an die 
Vorschläge des Realschullehrerverbandes, 
des Philologenverbandes und auch der FDP 
zur verbindlichen Grundschulempfehlung 
erinnert, die sehr pragmatische und kosten-
neutrale Lösungen vorschlagen, welche 
die Grundschullehrkräfte nicht zusätzlich 
belasten.

Diese Position hatten der Philologen-
verband und der RLV bereits in einer 
gemeinsamen Pressemitteilung vom 
7. Februar 2023 betont. Darin forderten 
die beiden Landesvorsitzenden Dr. Karin 
 Broszat (RLV) und Ralf Scholl (PhV) in 
Hinblick auf die äußerst angespannte 
Lage an den Schulen, die Verbindlichkeit 
der Grundschulempfehlung zum Wohle 
der Kinder, Eltern und Lehrkräfte endlich 
wiederherzustellen. Der Unterschiedlich-
keit und Vielfalt von Kindern durch Unter-
schiedlichkeit und Vielfalt der Schulen 
gerecht zu werden, bedeutet Bildungsge-
rechtigkeit und schaff t Bildungs qualität. 
Deshalb begrüßen beide Verbände 
ausdrücklich die Gesetzesinitiative der 
FDP-Fraktion zur Wiedereinführung der 
verbindlichen Grundschulempfehlung.

Ja zur verbindlichen 
 Grundschulempfehlung! 
Umfrage bestätigt klar die Position des Realschullehrerverbandes

Schularten hinein.

IHRE MEINUNG 

IST UNS 

WICHTIG
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Von Dr. Karin Broszat und Ralf Merkle

Die Kritik aus dem Lager der Gegner einer 
verbindlichen Grundschulempfehlung ließ 
natürlich nicht lange auf sich warten, so 
wurde die Umfrage von der Presse bei der 
Landespressekonferenz am 3. April 2023 
im Beisein des Ministerpräsidenten und 
der Kultusministerin thematisiert (lesen 
Sie dazu die ZUMELDUNG zur Landes-
pressekonferenz und zur  Kommentierung 
unserer Umfrage zur verbindlichen Grund-
schulempfehlung), die Reaktion der poli
tisch Verantwortlichen dort und weitere 
 Aussagen von Vertretern der grünen 
Regierungspartei zeigten wieder einmal 
deutlich, wie weit die politisch Verantwort-
lichen von der schulischen Praxis entfernt 
sind und wie wenig sie auf die Meinung der 
täglich an den Schulen arbeitenden Kollegin
nen und Kollegen geben.

So sagte der Landesvorsitzende des 
Philologenverbandes Ralf Scholl zu den 
Ergebnissen der Umfragen: „Die Freigabe 
der Grundschulempfehlung 2012 war ein 
Kardinalfehler in der baden-württember-
gischen Bildungspolitik, der den Abwärts
trend des schulischen Bildungserfolgs in 
BW deutlich verstärkt hat.“ 

Dem stimmte der Realschullehrerverband 
zu, die Landesvorsitzende sagte dazu 
gegenüber dem SWR: „Die Anzahl der 
durch die Unverbindlichkeit der Schulemp-
fehlung mittlerweile gebrochenen, wenn 
nicht gar zerbrochenen Schulbiografi en 
ist eklatant. Diese ideologisch fehlleitende 
Schulpolitik versündigt sich geradezu an 
ganzen Generationen von Schülerinnen 
und Schülern und muss ein Ende haben!“

  Realschule         Gymnasium         Verbundschule         Andere Schulart

GRUNDSCHULEMPFEHLUNG

  78,06 % 
Wiedereinführung
einer verbindlichen
Grundschulempfehlung

   6,6 % 
Weiterentwicklung
ohne Verbindlichkeit

  15,34 %
Beibehaltung der 
jetzigen Regelung

An welcher SCHULART unterrichten Sie?

AUSWERTUNG



Realschullehrerverband 
Baden-Württemberg 

Verband der Lehrerinnen und Lehrer an Realschulen

2. April 2023

Im Hinblick auf die äußerst angespannte Lage an den Schulen fordert der Realschullehrerverband 
schon seit 2012, die Verbindlichkeit der Grundschulempfehlung in Baden-Württemberg zum Wohle 
der Kinder, Eltern und Lehrkräfte endlich wiederherzustellen.
Unterschiedliche Kinder brauchen unterschiedliche Schularten in einem leistungsstarken Schulsystem, 
was stets durchlässig bleibt. Der Unterschiedlichkeit und Vielfalt von Kindern durch Unterschiedlichkeit 
und Vielfalt der Schulen gerecht zu werden, bedeutet Bildungsgerechtigkeit und schafft Bildungsqualität.

Die Landesregierung stellt sich nicht den Fehlern der Vergangenheit und vermeidet mit Hinweis auf Koalitions-
vereinbarungen jeden sachlichen Diskurs darüber, weil sie es nicht kann oder nicht will oder beides! Immer 
mehr wissenschaftliche Studien (siehe z.B. * und **) und nicht zuletzt der Sinkflug BadenWürttembergs in 
den IQB-Studien zeigen aber auf, wie elementar wichtig die Verbindlichkeit der Grundschulempfehlung in 
einem (noch) vielfältigen und differenzierten Schulsystem wäre. Mit jeder IQBStudie seit 2012 rutscht Baden 
Württemberg, das ehemalige ‚Musterländle‘ (auch in Sachen Bildung), von ehedem Spitzenplätzen beständig 
weiter ins untere Mittelfeld und die Bedeutungslosigkeit ab. „Fehler der Vergangenheit zu korrigieren, vor allem 
von dieser Tragweite, bedeutete noch nie einen Schritt zurück in die Vergangenheit, sondern den richtigen 
Schritt in die Zukunft!“ betont die Landesvorsitzende des RLV Karin Broszat.

Unterstützend zum erneuten Gesetzesentwurf der FDP, der im Mai im Landtag behandelt wird, hat der RLV 
deswegen eine Umfrage unter den Lehrkräften von Realschulen und Gymnasien durchgeführt. Parallel dazu 
befragte der Philologenverband seine Mitglieder. Reagiert auf die Umfrage des RLV haben auch etliche 
Lehrkräfte weiterer Schularten, was die Brisanz des Themas an allen Schularten nur bekräftigt. Hierzu die RLV
Vorsitzende Karin Broszat: „Es ist an der Zeit, genau jene zu befragen, die mit den Kindern und Jugendlichen 
an den Schulen arbeiten, deren Leistungsvermögen kennen und ihre Entwicklung zum jungen Erwachsenen 
begleiten.“ Und weiter: „Die Entscheidung, die verbindliche Grundschulempfehlung abzuschaffen, war seiner-
zeit eine rein politideologische und nie eine pädagogische. Lehrkräfte, Eltern und Kinder müssen für diese 
fatalen Fehlstellung aber tagtäglich und in die Zukunft hineinwirkend büßen. Die Anzahl der durch die Unver-
bindlichkeit der Schulempfehlung mittlerweile gebrochenen, wenn nicht gar zerbrochenen Schulbiografien ist 
eklatant. Diese ideologisch fehlleitende Schulpolitik ‚versündigt‘ sich geradezu an ganzen Generationen von 
Schülerinnen und Schülern und muss ein Ende haben!“

Pressemitteilung zur Umfrage bei 
Lehrkräften zur Grundschulempfehlung

Aus unseren Reihen



Realschullehrerverband 
Baden-Württemberg 

Verband der Lehrerinnen und Lehrer an Realschulen

Den Vorschlag der Eltern, die Eltern intensiver zu beraten, bezeichnet der RLV als Augenwischerei. Lehrkräfte 
kommen mit ihrer Beratungstätigkeit an den Schulen ans Ende ihrer Kräfte. Sowohl Grundschullehrkräfte als 
auch die aufnehmenden weiterführenden Schulen haben Eltern und Kinder im Blick und versuchen seit vielen 
Jahren bereits nach besten Kräften zu beraten. „Wenn es am Ende aller Beratungen nicht einen verbindlichen 
Punkt gibt, herrscht Beliebigkeit vor, wie wir sie jetzt erleben. Die Grundschulempfehlung kann ebenso wenig 
‚ein bisschen‘ verbindlich sein, wie man ‚ein bisschen‘ schwanger werden kann. Schließlich ist ein Schulwechsel 
nicht trivial, denn der Verlauf einer Bildungsbiografie hängt entscheidend mit davon ab.“

Vom 15. März 2023 bis 2. April 2023 konnten sich die Lehrkräfte im Land nun in einer absolut anonymen Umfrage 
zur Grundschulempfehlung äußern. Der Realschullehrerverband hofft, dass die sehr deutlichen Umfragezahlen 
den Diskurs bei den Verantwortlichen im Landtag, aber auch in Lehrerkollegien, Elternhäusern und Wirtschafts
unternehmen anregen. Auch in der Wirtschaft ist das Problem in Form des Fachkräftemangels schon längst 
angekommen.

„Wo der gern zitierte ‚freie Elternwille‘ hinsichtlich weiterführender Schulwahl erwiesenermaßen schon längst zur 
bloßen Beliebigkeit geraten ist, muss verantwortungsbewusste Politik handeln, will sie dem sich stetig verfesti-
genden Eindruck entgegenstehen, dass sie Parteien- und Postenwohl über Kindeswohl stellt! Die verbindliche 
Grundschulempfehlung wird nicht alle, jedoch nachweislich offensichtlich erhebliche Probleme im Bildungssystem 
kostenneutral und ohne teuer aufgelegte Programme lösen können,“ so die Landesvorsitzende abschließend.

Dr. Karin Broszat 2. April 2023

*  Esser, H. / Seuring, J.: Kognitive Homogenisierung, schulische Leistungen und soziale Bildungsungleichheit. 
In: Zeitschrift für Soziologie 2020, 49/56, S. 277 – 301

**    Bach, M. (ZEW Mannheim) / Fischer, M. (WZB Berlin): Mit verbindlichen Grundschulempfehlungen erreichen Grundschüler / innen 
bessere Leistungen, empfinden aber auch mehr Stress. 
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Im Frühjahr 2023 hat uns ein Brief erreicht, in welchem 
zwei Kolleginnen, die an einer Realschule unterrichten, 
ihre Sorgen über die Lage an den Realschulen des Landes 
ausdrücken. 
Wir sind uns sicher, dass der Inhalt dieses Briefes vielen Kolle-
ginnen und Kollegen an den Realschulen aus der Seele spricht. 

Auch decken sich die Aussagen und Standpunkte dieses 
Briefes vollständig mit den Positionen unseres Verbandes. Dies 
haben wir den Verfasserinnen auch persönlich mitgeteilt.

Wir drucken ihn hier in Auszügen ab.

Ideologie trifft auf Realität 

Brief aus einer Realschule

Sehr geehrte Frau Dr. Broszat,

...

Wir machen uns ernsthafte Sorgen um die Qualität der Schulart Realschule und haben das Gefühl, dass hier etwas 
Folgenschweres schiefläuft. … Als Lehrerinnen haben wir einen sehr tiefen Einblick in die tägliche Praxis und können 
dadurch vieles besonders realistisch einschätzen. …

Bisher wurden unsere Realschulabsolventen sowohl in der Industrie als auch im Handwerk und ebenso an den weiter-
führenden Schulen mit offenen Armen empfangen. Es tut in der Seele weh, wenn man mitansehen muss, wie eine 
derart erfolgreiche Schulart auf eine Art und Weise verändert wird, die gravierend negative Folgen haben wird für alle 
Schüler, Eltern, Lehrer, die Wirtschaft und letztlich die ganze Gesellschaft.

Von welcher Veränderung sprechen wir? 
Seit 2016 werden an den Realschulen in BadenWürttemberg ab Klasse 5 Schüler aus allen Leistungsniveaus 
gemischt und dann in Klassen von bis zu 30 Schülern gleichzeitig unterrichtet. In jeder Unterrichtsstunde steht ein 
einziger Lehrer zur Verfügung, der gleichzeitig in den verschiedenen Leistungsniveaus unterrichtet und nebenbei das 
soziale Lernen fördert. Mit anderen Worten: In den Realschulen gibt es sehr leistungsheterogene Klassen und gleich-
zeitig einen sehr hohen Klassenteiler.

… Manche Eltern sagen ganz offen: „Wir probieren’s halt mal.“, und sind sich der Konsequenzen gar nicht bewusst. 
Immer wieder haben wir Elterngespräche, in denen Eltern ihre Entscheidung später zutiefst bereuen. Dann hören wir: 
„Das war der falsche Weg! Hätten wir das gewusst, hätten wir ganz anders entschieden.“ Es liegt nahe, den Eltern die 
Schuld für diese folgenschwere Fehlentscheidung zu geben. Aber ganz so einfach ist es nicht. Denn die Eltern haben 
sich die Sache so vorgestellt, wie sie öffentlich dargestellt wird und rein organisatorisch auch umsetzbar ist:

„Jeder kann sein Kind anmelden, wo er will. … Wenn wir uns für die Realschule entscheiden, dann kann 
mein Kind den Realschulabschluss machen oder, wenn es nicht so gut läuft, auch einfach den Hauptschul-
abschluss. …“

Die weiteren Vorstellungen dieser Eltern:
„… Die Jugendlichen lernen in allen Klassenstufen gemeinsam und werden von ihren Lehrern differenziert 
unterrichtet und geprüft. Egal wie leistungsstark ein Kind ist, es wird immer seinem Niveau entsprechend 
unterrichtet.
Mir wurde gesagt, dass dadurch eine gute Gemeinschaft entstehe und dass die Schüler miteinander und 
voneinander lernten. Der differenzierende Unterricht ist also für alle ein Gewinn und eine Bereicherung.“

Aus unseren Reihen
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„Die Wiedereinführung der verbindlichen Grundschulempfehlung
 würde einigen Kindern und Eltern eine leidvolle Schullaufbahn ersparen.“

Hier die Realität aus der Schulpraxis, wie wir Realschullehrerinnen sie täglich erleben, wenn in Klassen tatsächlich 
gleichzeitig im G und im MNiveau unterrichtet und geprüft wird:

Bereits ab Klasse 5 sind sehr große Unterschiede in den Leistungen, aber auch im Lern- und Arbeitsverhalten 
zu beobachten. Manche Kinder folgen dem Unterricht mit Leichtigkeit und großer Freude, wenn es nach ihnen 
ginge, sollte das Ganze eher etwas schneller gehen. Andere Kinder kommen recht gut mit, sie müssen sich 
zwar anstrengen, erfüllen die Anforderungen im Großen und Ganzen aber recht gut. Und dann gibt es Kinder, 
die laufend überfordert sind, obwohl sie sich sehr anstrengen. Diese Kinder stehen dauernd unter Druck und 
die negativen Auswirkungen lassen nicht lange auf sich warten. … Verhaltensauffälligkeiten, Schulabsentismus 
oder psychische Beeinträchtigungen sind häufig die Folge. Für diese Kinder sind bereits in sehr jungem Alter 
Schule und Lernen nachhaltig negativ belegt.

Unsere weiteren Beobachtungen und Erfahrungen:
Diejenigen, die in den Klassen 7 oder 8 tatsächlich ins G-Niveau wechseln, versuchen sich durchzukämpfen. 
Der Regelunterricht, der zum Großteil auf M-Niveau stattfindet, ist für sie immer wieder zu schwierig und sie 
haben Probleme, dem Unterricht zu folgen. Nicht selten entwickeln sich daraus Verhaltensauffälligkeiten 
oder psychische Probleme. … Diejenigen Eltern, die zu Beginn der Meinung waren „Wir probieren’s halt mal.“, 
bemerken schaudernd, was sie ihrem Kind damit angetan haben. Die Kinder sind zwischenzeitlich in ihrer 
Klasse verwurzelt, sie haben Freundschaften geknüpft, kennen ihre Lehrer und haben sich an ihrer Schule gut 
eingelebt. Aber die dauernde Überforderung nagt am Selbstwertgefühl, ständig erleben diese Kinder, dass 
die meisten anderen viel besser verstehen, was im Unterricht erarbeitet wird, und dass die anderen bei der 
Bearbeitung der Aufgaben erfolgreicher sind.

Unsere Situation als Lehrkraft würden wir wie folgt beschreiben:
Wir Lehrer sollen gleichzeitig auf Realschulniveau und auf Hauptschulniveau unterrichten. … Es ist in etwa so, 
als würde bei einem Tanzkurs laut Rock-and-Roll-Musik laufen und ein paar wenigen sollen wir während-
dessen den Walzer beibringen. Wir Lehrer haben deutlich mehr Aufwand und Belastung und dabei trotzdem 
immer das schlechte Gefühl, unseren Schülern nicht gerecht zu werden. 

Die Reaktionen der Eltern von Kindern im M-Niveau, wie wir sie erleben:
Einige Eltern der M-Schüler fragen nach, ob die G-Schüler nicht in eine andere Klasse wechseln könnten, weil 
sie Sorge haben, dass ihr Kind im M-Niveau einen Nachteil hat. … Andere Eltern versuchen ans Gymnasium zu 
flüchten, obwohl sie ihr Kind eigentlich lieber in der Realschule hätten.

Wir Lehrer sollen eine schöne, rosarote Theorie in die Realität umsetzen. Wie können wir die Entscheidungsträger 
davon überzeugen, dass dazu die Leistungsunterschiede einfach zu groß sind und dass dies mit den vorliegenden 
Rahmenbedingungen nicht möglich ist?

Zum Thema Leistungsdifferenzierung an Schulen gibt es verschiedene wissenschaftliche Bildungsstudien und 
Untersuchungen … Alle haben deutlich ergeben, dass heterogene Lerngruppen NICHT zu größeren Bildungserfolgen 
führen. Im Gegenteil, gerade die differenzierenden Systeme erhöhen das Leistungsniveau. … 
Diese Forschungsergebnisse dürfen nicht länger übergangen werden und müssen unserer Meinung nach dringend 
und schnell zu einer Wiedereinführung der verbindlichen Grundschulempfehlung und einem Überdenken der hetero-
genen Unterrichtsformen an den Realschulen führen. …



Ideologie trifft auf Realität 

Brief aus einer Realschule

Die Wiedereinführung der verbindlichen Grundschulempfehlung würde einigen Kindern und Eltern eine leidvolle Schullauf-
bahn ersparen. An den Realschulen könnte man sich wieder auf erfolgreiches Lernen und gute Leistungen konzentrieren. 
Wäre eine Verstärkung des Leistungsgedankens denn so verwerfl ich? Vertreter der Industrie und Wirtschaft bestätigen, 
dass sie händeringend auf der Suche sind nach Realschülern mit guten Leistungen und positivem Lernverhalten. 

...

Freundliche Grüße

...

Anmerkung der Redaktion: Die Verfasserinnen sind der Redaktion namentlich bekannt.

Unser Verband unterstützt die Forderungen dieses Briefes voll und ganz und ebenso die Bereitschaft, Fehlent-
wicklungen nicht kommentarlos hinzunehmen. Vielleicht ist er ja auch ein Impuls für Kolleginnen und Kollegen im Land, 
engagiert auf nötige Veränderungen zu reagieren, hinzuweisen und ihre fachliche Meinung kundzutun.

Aus unseren Reihen

Werden Sie Teil einer starken Gemeinschaft!
Als Mitglied im Realschullehrerverband BW sind Sie 
automatisch, ohne weitere Kosten
• Mitglied im Deutschen Beamtenbund (DBB)
• Mitglied im Verband Deutscher Realschullehrer (VDR)
• Mitglied im Deutschen Lehrerverband (DL)

Sie erhalten umfangreiche Versicherungsleistungen (z. B. Diensthaftpfl ichtversicherung, Schlüssel
versicherung) sowie Rechtsberatung und Rechtsschutz nach der Verordnung des Beamtenbundes 
Baden-Württemberg.

Außerdem profi tieren Sie als Mitglied des Beamtenbundes von fi nanziellen Vorteilen (u. a. Preisnach-
lässen bei Versicherungen und Abschlüssen von Bausparverträgen oder AutoLeasing) bei den 
Ve rtragspartnern des Deutschen Beamtenbundes – Mitglied einer 
starken Gemeinschaft von über 1,3 Millionen Mitgliedern in Deutschland! 

Wir freuen uns auf SIE!

Als Lehrer kein Verbandsmitglied? 
Das ist wie Autofahren ohne 
Haftpfl ichtversicherung!

Realschullehrerverband BW • Geschäftstelle • Hardtstraße 2/2 · 72224 Ebhausen • Tel. 0151 53 288 738 · info@rlvbw.de 

!SONDERAKTION

Ab sofort Mitgliedsbeitrag für 

Anwärterinnen und Anwärter

nur 1 €/Monat statt 5 €/Monat
Mit Ihrer Spende unterstützen wir krebskranke 
Kinder und deren Familien nach besten Kräften. 
Wir fördern, geben Ho�nung und helfen. 

Spendenkonto: 
Commerzbank AG Köln 
IBAN: DE 04 3708 0040 0055 5666 16 
BIC: DRES DE FF 370

Deutsche Kinderkrebsstiftung
www.kinderkrebsstiftung.de 
info@kinderkrebsstiftung.de

UNTERSTÜTZEN SIE UNS! 
MIT VEREINTEN KRÄFTEN 
GEGEN DEN KREBS!
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Realschullehrerverband 
Baden-Württemberg 

Verband der Lehrerinnen und Lehrer an Realschulen

3. April 2023

Der Realschullehrerverband geht davon aus, dass die Ergebnisse der aktuellen Umfrage auch in 
der Landespressekonferenz zum Lehrkräftemangel heute ein Thema sein werden. Die verbindliche 
Grundschulempfehlung würde nicht alle, jedoch nachweislich offensichtlich erhebliche Probleme 
im Bildungssystem kostenneutral und ohne teuer aufgelegte Programme lösen können, würde die 
Arbeitsbelastung der Lehrkräfte an den weiterführenden Schulen erheblich senken und die Attrakti-
vität des Berufs deutlich steigern.

Die Erwiderungen aus dem Kultusministerium und aus der Fraktion der Grünen zur Umfrage bei Lehrkräf-
ten zur verbindlichen Grundschulempfehlung können nicht unkommentiert bleiben, weil sie teilweise jeder 
Grundlage entbehren oder faktisch schlicht falsch sind. 

Die Vorsitzende des Realschullehrerverbandes, Karin Broszat, kommentiert:
1.  „Wenn die Kultusministerin behauptet, mit der Beseitigung der Grundschulempfehlung sei ein 

Druck von den Kindern genommen worden, verkennt sie völlig, dass eine Bildungsbiografie 
eben nicht mit der Grundschulzeit endet. Lehrkräfte an weiterführenden Schulen erleben täglich, 
welcher nicht enden wollende Druck auf Kindern und Jugendlichen lastet, die entgegen aller 
Beratungen eine nicht ihrem Leistungsvermögen und ihren Begabungen entsprechende Schulart 
besuchen. Genau das ist es, was in dieser sensiblen Phase des Erwachsenwerdens Bildungs-
biografien brechen lässt. Nicht allein die belegt zunehmenden Schulabbrecherquoten sind 
sichtbare Auswirkungen davon.“

2.   „Wer sich über die seit Abschaffung der verbindlichen Grundschulempfehlung nachlassenden 
Leistungen an den Grundschulen wundert, sollte sich einmal Gedanken darüber machen, welche 
offenkundig positiven Auswirkungen eine verbindliche Grundschulempfehlung auf die Leistungen 
der Schüler hat. Wenn Leistung andersherum für den weiteren Schulweg völlig egal ist, muss es 
nicht verwundern, dass die Leistungsbereitschaft aller sinkt! Wem das alleine nicht einleuchtet, 
dem sei die Studie des ZEW Mannheim und des WZB Berlin** ans Herz gelegt, die deutlich zeigt, 
dass sich die Verbindlichkeit der Schulform-Empfehlung bereits auf die schulischen Leistungen 
und auf das subjektive Wohlbefinden der Grundschüler auswirkt. Wenn Grundschulempfehlungen 
verbindlich sind, verbessern sich erwiesenermaßen die gemessenen schulischen Kompetenzen in 
der vierten Klasse!“

ZUMELDUNG
zur Landespressekonferenz und zur Kommentierung 
unserer Umfrage zur verbindlichen Grundschulempfehlung

Aus unseren Reihen



Realschullehrerverband 
Baden-Württemberg 

Verband der Lehrerinnen und Lehrer an Realschulen

3.  „Völlig abwegig ist der Kommentar Thomas Poreskis (bildungspolitischer Sprecher der Grünen) 
zur Umfrage. Niemand der abstimmenden Lehrkräfte verklärt eine Vergangenheit. Fehler der 
Vergangenheit zu korrigieren, vor allem von dieser Tragweite, bedeutete noch nie einen Schritt 
zurück in die Vergangenheit, sondern den richtigen Schritt in die Zukunft!“ 

4.  „Wenn Thomas Poreski es ablehnt, in eine vermeintlich „gute alte Zeit zurückzukehren, die in Wirklich
keit nie existiert hat“ empfehlen wir die Lektüre der sehr realen Ländervergleiche vor 2012. Da findet 
er BadenWürttemberg immer konkurrierend mit den Bayern um die vordersten Plätze. Die falsche 
Weichenstellung kam 2012 mit der grünroten Koalition und der ideologisch motivierten Abschaffung 
der verbindlichen Grundschulempfehlung, die für ein vielfältiges und differenziertes Schulsystem uner-
lässlich ist. Seiner Aufforderung sich an „erfolgsversprechenden Modellen“ zu orientieren kommen wir 
selbstverständlich gerne nach. Der Spitzenreiter der Tabelle heißt nämlich immer noch Bayern. Bayern 
ist wie BadenWürttemberg ebenso ein Flächenstaat und hat ebenso hohe Migrantenzahlen.“

5.  „Poreskis Aufforderung: „An der Champions League der Bildungssieger muss sich Baden
Württemberg messen – nicht mit der Kreisklasse“, stimmt der Realschullehrerverband voll
umfänglich zu. In diesem Sinne muss der Blick nach Bayern gehen und nicht etwa in den 
Stadtstaat Hamburg, in dem es lediglich noch zwei weiterführende Schularten gibt!“

6.  „Der Vorschlag der Grünen, nämlich eine „passgenaue Übergangsberatung, die Eltern und Kinder bei den 
oft wegweisenden Entscheidungen für die weiterführende Schule unterstützt“, zeigt den abstimmenden 
Lehrkräften in geradezu verstörender Weise die fehlende Wertschätzung ihrer alltäglichen Arbeit. An allen 
Schularten vor und nach dem Übergang auf die weiterführende Schule hat die Beratungsarbeit extrem 
zugenommen und trägt zur hohen Arbeitsbelastung der Pädagogen bei, meist ohne den gewünschten 
Erfolg bei den Eltern. Entschieden wird nach der Beratung nach wie vor beliebig.“

*  Esser, H. / Seuring, J.: Kognitive Homogenisierung, schulische Leistungen und soziale Bildungsungleichheit. 
In: Zeitschrift für Soziologie 2020, 49/56, S. 277 – 301

**    Bach, M. (ZEW Mannheim) / Fischer, M. (WZB Berlin): Mit verbindlichen Grundschulempfehlungen erreichen Grundschüler / innen 
bessere Leistungen, empfinden aber auch mehr Stress. 
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Aus unseren Reihen

IBBW und ZSL
Seit 4 Jahren sind die beiden neu gegrün-
deten Institute, die Ministerin Eisenmann als 
Folge der weiter absinkenden Schülerleis-
tungen aus der Taufe heben ließ, nun tätig. 
Den einfacheren Job scheint das IBBW 
zu haben. Es blieb am alten Standort des 
vorherigen LS, auch die Leitung mit Prof. 
Klein blieb. Die Aufgaben sind recht klar 
umrissen (Sammeln von Daten, Erstellen 
von Prüfungsaufgaben u. a.), sodass der 
Start recht geräuschlos verlief. Gleichwohl 
wurden durch die Aufspaltung des LS auch 
hier zunächst Lücken gerissen und es ist 
eine gewisse Fluktuation beim Personal zu 
beobachten. Aufgaben bleiben daher zum 
Teil auch liegen. Gleichwohl erscheinen 
nun nach und nach Veröffentlichungen und 
Plattformen, die die Schulen unterstützen, 
wie hier im Verlauf des Textes noch gezeigt 
werden soll. Der Ansatz, wissenschaftlich 
fundiert Daten zu erfassen und zur Quali-
tätsverbesserung einzusetzen, wird dabei 
in den Vordergrund gestellt. Freilich sind die 
vom KM erhaltenen Aufträge nicht immer 
ideologiefrei.

Das ZSL hatte es bei seinem Start unge-
mein schwerer, worüber hier bereits früher 
berichtet wurde. Nach wie vor ist die 
schiere Größe und Aufgabenfülle dieser 
Landesoberbehörde ein kaum lösbares 
Problem. Von daher gibt es von einzelnen 
Teilen auch nach vier Jahren immer wieder 
Absetzbewegungen. Immerhin werden 
allmählich, auch durch Dienstvereinbarun-
gen mit der Personalvertretung, Lösungen 
geschaffen, die vergleichbare Arbeits
bedingungen ermöglichen, wo bisher noch 
unterschiedliche regionale Regelungen 
galten. Aufträge zur Schulentwicklung, die 
das ZSL vom KM erhält, werden, gerade bei 
größeren Projekten, oft arbeitsteilig mit dem 
IBBW und anderen Stellen angegangen. 

Ob die von Eisenmann erhofften Verbesse-
rungen eingetreten wären, wenn es Corona 
und den Ukrainekrieg nicht gegeben hätte, 
ist nicht abzuschätzen. Klar ist, dass die 
Neuorganisation des außerunterrichtlichen 
Bereichs bislang noch nicht zu einer nennens-
werten Verbesserung geführt hat, sondern im 
Gegenteil viele Abläufe verkompliziert hat, 
sodass der Ansatz, dies ressourcenneutral 
zu schaffen, auf jeden Fall verfehlt wurde. 
Bislang sieht es allerdings nicht so aus, als ob 
Ministerin Schopper hier auf einen anderen 
Kurs umschwenkt. Im Gegenteil, weitere 
notwendige Veränderungen, die durch die 
Neukonzeption notwendig wären (Schaffung 
des Berufsbildes des Fortbildners, Anpas-
sen einer Fülle von Verwaltungsvorschriften) 
werden schlicht nicht angegangen. Dies 
sorgt bei den Beschäftigten für Frust und oft 
auch einer Rückgabe von Aufgaben, sodass 
vor allem der Bereich der Lehrerfortbildung 
derzeit eher geschwächt wird. So sind aktuell 
rund 300 Fachberaterstellen, für die es im 
gehobenen Dienst bekanntlich nur eine 
Zulage von 38 Euro gibt, nicht besetzt. Das ist 
ein Drittel aller vorhandenen Stellen! 

Die Kolleginnen und Kollegen, die noch da 
sind, haben eine Fülle von Themen bearbeitet 
und weiterentwickelt, die wir hier vorstellen 
möchten.

Referenzrahmen und daten-
gestützte Schulentwicklung
Anfang des Jahres 2023 wurde der Refe-
renzrahmen Schule in Kraft gesetzt, nach-
dem seine Erstellung seit Beginn der 
Legislaturperiode vorangetrieben wurde. 
2022 wurde die Möglichkeit gegeben, zu 
dem Entwurf Stellung zu nehmen. Bei der 
Berücksichtigung der Änderungswünsche 
konnte man deutlich sehen, dass im Refe-
renzrahmen Ideen, wie Schule sein soll, 
parteipolitisch gefärbt sind. Daher wurden 
die Änderungswünsche unseres Verbandes 
nur in sehr geringem Umfang übernommen. 
Der Referenzrahmen beschreibt Idealvor-
stellungen, wie Schule sein soll, wenn alle 
Rahmenbedingungen stimmen. Er ist daher 
in seiner Schulbeschreibung nicht realis-
tisch, sondern eher ein zu erarbeitendes, 
aber wohl nie in allen Belangen realistisches 
Ziel. Gleichwohl hat er ab dem kommenden 
Schuljahr eine wichtige Bedeutung. Die 
Beschreibungen des Referenzrahmens 
sind eine Basis für die datengestützte 
Schulentwicklung. Statt wie früher, mit 
Fremd und Eigenevaluation, wird nun jähr-
lich in Zusammenarbeit mit der Schulauf-
sicht die Schulentwicklung angegangen. 
Auf Basis von vorhandenem, vor allem vom 
IBBW gelieferten, Datenmaterial über die 
Schule, werden einzelne Handlungsfelder 
der Schule in den Blick genommen und 
ein aktueller Stand eingeschätzt. Ausge-
hend von diesem wird dann im Verlauf des 
Jahres die Schule diese Handlungsfelder 
in den Blick nehmen und sich weiterent-
wickeln. Unterstützung bieten hierbei auch 
die Fachberater Schulentwicklung. Es wird 
dabei ausdrücklich empfohlen, Schwer-
punkte zu setzen und nicht zu viele Hand-
lungsfelder gleichzeitig in den Blick zu 
nehmen. Auch wenn man die Inhalte des 
Referenzrahmens in einer ganzen Reihe 
von Punkten kritisch sehen kann, ist die 
Idee der datengestützten Unterrichtsent-
wicklung eine wesentliche Veränderung 
im System, die funktionieren könnte und 
vielleicht tatsächlich dabei hilft, dass sich 
Schulen im Rahmen ihrer Möglichkeiten 

Eisenmanns Saat, Schoppers Ernte 

Bildungspolitische Veränderungen – das kommt auf die Realschulen zu
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positiv weiterentwickeln können. Dass 
dabei auch Defizite der einzelnen Schule, 
die von äußeren, nicht veränderbaren 
Rahmenbedingungen aufgezeigt werden, 
ist der Vorteil der datengestützten Schul-
entwicklung, schützt sie doch die einzelne 
Schule vor Forderungen, die sie womöglich 
gar nicht selbst erbringen kann. 

Unterrichtsfeedbackbogen und 
Fokus Unterrichtsentwicklung
Seit Mai 2022 ist der Unterrichtsfeed-
backbogen in der Lehrerausbildung und 
Unterrichtsberatung in der Anwendung. 
Der grundlegende Unterschied zu bishe-
rigen Beobachtungsmethoden ist der 
Blick auf die Tiefenstrukturen. Didaktische 
Methoden und Unterrichtsformen spielen 
hingegen keine Rolle. Dies ist insofern 
bemerkenswert, dass damit nicht mehr 
bestimmte Methoden bevorzugt oder als 
veraltet gesehen werden. Eher geht es in 
die Richtung „wer heilt, hat recht“. Bei der 
Anwendung wird schnell deutlich, dass 
nicht alle Tiefenstrukturen für jede einzelne 
Unterrichtsstunde gelten können. Daher ist 
auch eine gründliche Einarbeitung und die 
Nutzung der Begleitmaterialien notwendig, 
um den Feedbackbogen sinnvoll einsetzen 
zu können. Ausdrücklich nicht eingesetzt 
werden soll der Feedbackbogen für die 
Unterrichtsbewertung, was bei der Anwen-
dung auch schnell klar wird. Noch im Laufe 
des Jahres wird er daher durch den „Fokus 
Unterrichtsentwicklung“ ergänzt. Dieser 
bietet dann die notwendigen Bausteine für 
die Unterrichtsbewertung.

Feedbacktool des IBBW
Auch als Teil der datengestützten Schul-
entwicklung kann man das BEF-BW 
Feedback-Tool des IBBW einstufen. War es 
schon vor zwanzig Jahren gang und gäbe, 
dass man sich vor allem als Junglehrer eine 
Rückmeldung bei Klassen eingeholt hat, 
wie der Unterricht empfunden wurde, gibt 
es nun eine wissenschaftlich fundierte und 
darüber hinaus einfache Lösung, sich eine 
Rückmeldung über den eigenen Unter-

richt, aber auch für die Eigenwirksamkeit 
und das Schulleitungshandeln einzuholen. 
Einmal registriert unter: 
https://feedback.befragungbw.de 
kann man entweder einen allgemeinen 
Fragebogen für den Unterricht wählen 
oder, zumindest für Deutsch und Fremd-
sprachen, einen auf das Fach angepassten 
Fragebogen, um seinen eigenen Unterricht 
evaluieren zu lassen. Dabei können auch 
eigene Fragen ergänzt werden. Die Teil-
nehmer können online den Fragebogen in 
kurzer Zeit ausfüllen, wobei eine Mindestteil-
nehmerzahl von fünf Personen notwendig 
ist. Die Anonymität und der Datenschutz 
sind selbstverständlich gewährt. Ebenso 
gibt es seit Ende Januar 2023 einen Frage-
bogen für das Handeln der Schulleitung, 
sodass auch Schulleitungen eine ehrliche 
Rückmeldung erhalten können, wie ihr 
Wirken empfunden wird. Auch hier können 
eigene Fragen ergänzt werden. Da durch 
die Plattform sowohl das Erstellen als auch 
die Auswertung sehr einfach sind, ist der 
benötigte Zeitaufwand für diese Form des 
Feedbacks überschaubar, kann aber sicher 
wertvolle Rückmeldungen geben, wenn 
man daran interessiert ist, sein berufliches 
Handeln weiterzuentwickeln. Es ist auch 
möglich, die erhaltenen Ergebnisse mit 
anderen, zum Beispiel in der Fachschaft, 
zu teilen und Befragungen zu duplizieren. 
Anonymisiert werden die Befragungen 

auch weiter wissenschaftlich ausgewertet, 
um Vergleichsdaten zu schaffen. Wer dies 
nicht möchte, kann dies verhindern, indem 
er lediglich einen Gastzugang nutzt. 

Starke Basis!
Die seit längerem bestehenden Erkennt-
nisse, dass die Leistungen der Schüler vor 
allem in Deutsch und Mathematik immer 
weiter absinken (zuletzt bestätigt durch 
die IQBStudie) haben dafür gesorgt, dass 
ein neues, landesweit gültiges Förderinst-
rument geschaffen wurde. Auf der Home-
page des ZSL heißt es hierzu:
Starke BASIS! ist ein Unterstützungs-
konzept des Kultusministeriums Baden-
Württemberg und des Zentrums für Schul-
qualität und Lehrerbildung (ZSL) für Schulen 
zur Förderung von Schülerinnen und Schü-
lern mit Schwierigkeiten im Bereich der Basis-
kompetenzen Deutsch und Mathematik.

Starke BASIS! bündelt und ergänzt bereits 
bestehende Vorhaben und führt diese zu 
einem Gesamtkonzept zusammen. Dieses 
gründet auf wissenschaftlichen Erkennt-
nissen über wirksame Förderung und wird 
systematisch evaluiert.

Ziel ist, den Anteil der Schülerinnen und 
Schüler, die die Mindeststandards in 
Deutsch und Mathematik erreichen, 
deutlich zu erhöhen.“

Von Florian Gantner



Aus unseren Reihen

Starke Basis! wurde bereits in anderen 
Bundesländern eingeführt und wird derzeit 
in Fortbildungen für Grundschulen und 
Sekundarstufe 1 verbreitet. Erste Rückmel-
dungen aus den Fortbildungen ergaben im 
Tenor, dass die Materialien wohl recht gut 
seien, aber auch hier wieder die Ressour-
ce Zeit ein limitierender Faktor sei. Ob und 
wie sich Starke Basis! in der Praxis bewährt, 
wird sich vor allem im Laufe des kommen-
den Jahres zeigen. Weitere Informationen 
zum Programm finden sich unter: 
https://zslbw.de/,Lde/Startseite/imfokus/
starke-basis

Digitale Plattform für Lehrkräfte 
„Ella 2“ und weitere digitale 
Plattformen
Noch unter Minister Stoch gestartet, ist 
das Thema „digitaler Arbeitsplatz für Lehr-
kräfte“ auch 2023 noch nicht abschließend 
erledigt. Bekanntlich wurde das Projekt 
„Ella“ unter Ministerin Eisenmann zunächst 
gestoppt, da schon in der Testversion alles 

zusammenbrach. Bis dahin waren bereits 
35 Millionen Euro ausgegeben worden. 
Eisenmann setzte den damals Zustän-
digen im Ministerium ab (Daniel Hager-
Mann, jetzt unter Schopper bekanntlich 
Ministerialdirigent) und gab das Projekt neu 
in Auftrag. Um einen erneuten Reinfall zu 
verhindern, wollte man nun Einzellösungen 
wählen und funktionierende Systeme 
einkaufen. Noch unter Eisenmann wurde 
zumindest ein kleiner Baustein einge-
führt: Als datenschutzkonforme Lösung 
können seit 2020 alle Lehrkräfte kosten-
los Threema Work als App erwerben und 
nutzen. Da die App im Prinzip alle Funk-
tionen wie andere Messenger bietet, 
ist es eher der Faulheit der Kolleginnen 
und Kollegen zuzuschreiben, warum der 
Messenger noch nicht flächendeckender 
genutzt wird. Dabei müsste jedem klar sein, 
dass eine weitere Nutzung von WhatsApp 
für dienstliche Zwecke untersagt ist und 
darüber hinaus einen datenschutzrecht-
lichen Verstoß darstellt.

Im Zuge der Coronapandemie wurden 
dann für alle Schulen Moodle-Kurse 
eingerichtet, sodass für den Unterricht eine 
datenschutzkonforme Plattform genutzt 
werden kann. Da Moodle zugegebener-
maßen nicht gerade für mobile Endgeräte 
ausgelegt ist und andere Angebote wie 
padlet nutzerfreundlicher sind (aber 
wiederum nicht datenschutzkonform), 
hat das Land auch hier nachgezogen und 
neben Moodle itslearning und jüngst auch 
TaskCards eingerichtet. TaskCards kann 
über das Landesmedienzentrum beantragt 
werden und als Ersatz für padlet eingesetzt 
werden. Hierfür gibt es sogar ein Tool, um 
padlet in TaskCards überführen zu können. 
Die einfache Nutzung und Einbindung 
von Links, Dateien und Videos macht 
TaskCards zu einem idealen Werkzeug 
für all diejenigen, die sich nicht lange in ein 
neues System zur Erstellung von digitalen 
Unterrichtsmaterialien einlernen wollen.

2023 soll nun endlich auch der eigent-
liche digitale Arbeitsplatz für alle Lehr-
kräfte eingeführt werden. Die Zeit drängt 
hier auch insofern, da BelWü, der bisher 
oft als Betreiber von schulischen Seiten 
und auch E-Mail-Adressen fungierte, 
diesen Dienst in absehbarer Zeit einstel-
len muss, sodass ein neuer Betreiber 
gesucht werden musste. Mit „Ella 2“, wenn 
auch nur umgangssprachlich so genannt, 
sollen alle Lehrkräfte BadenWürttem-
bergs nun eine einheitliche Dienst-E-Mail-
Adresse erhalten. Die E-Mail-Adresse soll 
über Open-Xchange betrieben werden. 
Daneben, zur Abrundung der digitalen 
Kommunikation, können alle Lehrkräfte 
auch einen eigenen BigBlueButtonRaum 
einrichten. Dies ist schon jetzt möglich. 

Als eigentlicher digitaler Arbeitsplatz 
werden drei Bausteine eingerichtet. 
Über eine Nextcloud können Unterlagen 
gespeichert werden. Als OfficeLösung 
fungiert dPhoenixSuite und als eine Art 
Teams-Lösung Collabora. Ab Mai sollen 
erste Schulen im Testlauf alle Möglich-

Eisenmanns Saat, Schoppers Ernte 

Bildungspolitische Veränderungen – das kommt auf die Realschulen zu
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keiten freigeschaltet bekommen. Sollte 
tatsächlich dann die angedachte Lösung 
für alle Lehrkräfte funktionieren, wäre dies 
ein Meilenstein für die Digitalisierung des 
Lehrerberufs. Eine Lösung, landesweit, und 
alle notwendigen Programme zentral vom 
Land gestellt. Da alle Lösungen darüber 
hinaus browserbasiert und damit geräte
unabhängig sind, wären auch die Schulen 
und ihre Administratoren in diesen Bereich 
deutlich entlastet. Allein eine Zahl macht 
stutzig: Nach der Einrichtung des Systems 
wird mit Folgekosten von 30 Millionen Euro 
pro Jahr gerechnet. Bei etwa 1,3 Millionen 
Nutzern, darunter über 110.000 Lehrkräf-
ten, stellt sich die berechtigte Frage, ob eine 
solche Summe ausreicht, ein ausreichend 
performantes System zu installieren und 
aufrechtzuerhalten. Vor allem wenn das 
Land tatsächlich am Plan festhält, z. B. für 
das E-Mail-Fach einen unbegrenzten Spei-
cher anzubieten, wobei hier zuletzt schon 
zurückgerudert wurde. Da es, bis auf eine 
relativ kurze Veröffentlichung im Herbst, 
verdächtig still wurde, bleibt abzuwarten, 
ob und wann der digitale Arbeitsplatz wirk-
lich kommt. Bei einer Präsentation auf der 
didacta ging jedenfalls schon der erste 
Einspieler mit Netzlehrer „Bob Blume“ in die 
Hose. Das hat nicht nur bei der Presse für 
Stirnrunzeln gesorgt.

Ansicht der digitalen Bildungsplattform, wie 
sie möglicherweise beim Aufruf der Start-
seite aussehen wird (Stand Herbst 2022)

NEO
Die „NotenEingabeOnline“, funktioniert 
bereits, ist aber noch nicht flächendeckend 
von den Schulen eingeführt worden. Mit 
dem Wechsel aus ASV als Verwaltungs-
programm für die Schulen ist es mit NEO 
nun möglich, die Schülerdaten auch für alle 
Lehrkräfte nutzbar zu machen. Mit NEO 
können datenschutzkonform alle Noten 
für Zeugnisse erfasst und von überall aus 
datenschutzkonform in das Notenpro-
gramm eingegeben werden. Damit sind 
Zeugnisaktenordner oder der Stau an 
separaten Rechnern in der Schule, in der 
die Noten eingegeben werden mussten, 
endlich vorbei. 

Fortführung 
„Lernen mit Rückenwind“
Viele Schulleitungen haben zu Recht über 
den großen Aufwand gestöhnt, der sich 
aus dem  Einstellen von Unterstützungs-
personen für das Programm „Lernen mit 
Rückenwind“ ergab. Für Lehrkräfte, die 
freiwillig bereit waren, über das Programm 
Mehrarbeit zu leisten, blieb diese am Ende 
gar unbezahlt. Der Grund: Wenn aus ande-
ren Gründen Unterricht entfiel, wurde dies 
gegengerechnet! Die Gefahr hierzu war 
umso größer, da erst am Ende des Schul-
jahres Bilanz gezogen werden darf. Nur die 
Stunden, die über die ohne Bezahlung zu 
leistende Mehrarbeit gingen, wurden am 
Ende auch vergütet. 

Lediglich im Bereich der Schulpsychologie
gab es tatsächlich einen anderen Weg: 
Pensionierte Beratungslehrkräfte konnten 
hier eingestellt werden und wurden, unab-
hängig von ihrer früheren Besoldungs-
stufe, als Angestellte in E 13 bezahlt, fast 
immer dabei in den Erfahrungsstufen 5 
oder 6. Zunächst war vorgesehen, dass 
das Programm „Lernen mit Rückenwind“ 
nach Wegfall der Bundesmittel mit dem 
Ende des laufenden Schuljahres eingestellt 
wird. Mittlerweile wurde das Programm 
vom Land auf eigene Kosten verlängert, 
bis zum 31.12.2024. Einerseits gut, ande-
rerseits für die Schulen insofern schwie-
rig, wenn ein Unterstützungsprogramm 
mitten im Jahr endet. Es bleibt zu hoffen, 
dass dies nur dem Haushalt geschuldet ist, 
der aktuell eine Laufzeit bis zum gleichen 
Termin hat. Erste Verträge bei pensionier-
ten Beratungslehrern wurden bereits bis zu 
diesem Datum verlängert.

Von Florian Gantner



Aus unseren Reihen

Bei der Jahrestagung der Schulaufsicht im Kloster Schöntal 
im Spätjahr 2022 bat Kultusministerin Theresa Schopper 
u. a. den Realschullehrerverband Baden-Württemberg um 
eine Auflistung von Dingen, die man an den Realschulen 

kurzfristig und mit wenig Aufwand ändern könnte, deren 
Änderung jedoch eine deutliche Entlastung für Schulleitungen, 
aber auch besonders für die Kolleginnen und Kollegen mit 
sich bringen würde.

Entlastungen an den Realschulen? 

10 Vorschläge für Entlastungen JETZT Von Andreas Kuhn

Wir haben wie folgt zurückgemeldet:

1.   Projektarbeit im M-Niveau ersatzlos streichen, 
da Aufwand und Nutzen in keinem Verhältnis stehen

2. Profil AC ersatzlos streichen

3.   Schulfreundlichere Terminierung der Abschlussprüfung, 
entsprechende Vorschläge liegen vor

4.   Abschlussprüfung grundsätzlich entschlacken, 
insbesondere im Wahlpflichtbereich

5.   Keine doppelte Eingabe der Statistik, Papierstatistik ersatzlos streichen, 
Religionsstatistik elektronisch erfassen

6. Keine unnötigen OFT-Abfragen

7.   Sorge dafür tragen, dass über den KISSRechner nur notwendige 
Informationen (keine Werbung) eingehen

8.   Bei Rundschreiben der Kultusverwaltung idealerweise vorgefertigte 
Elternschreiben an die Schule versenden

9.   Referenzrahmen und weitere bildungspolitische Entscheidungen 
(evidenzbasierte Schulentwicklung) dürfen nicht zu Mehrarbeit für 
die Schulleitungen ohne entsprechende Entlastung werden

10. Grundsätzliche Vereinfachung der Versetzungsordnung

Gerne dürfen Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Liste ergänzen, 
für weitere (realistische) Hinweise sind wir dankbar.
Bitte schicken Sie Ihre Vorschläge an den Autor dieses Textes, den 
stellvertretenden Landesvorsitzenden des RLV, Andreas Kuhn 
(stellvertreter1@rlvbw.de), wir leiten auch diese Vorschläge gerne 
an die oberste Schulaufsichtsbehörde weiter.

Sicherlich sind wir uns alle einig: Die größtmögliche Entlastung 
aller Lehrkräfte und Schulleitungen an unseren Schulen wäre die 
Wiedereinführung einer verbindlichen Grundschulempfehlung – 
eine der Forderungen, welche sich der RLV schon seit Jahren auf 
die Fahnen geschrieben hat.
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Ehrungen 
1. Halbjahr 2023 

30 Jahre im Verband Hubert Mickel, Sinsheim
Sabine Buchholtz-Knobloch, Edingen
Werner Körber, Lauterbach
Roland Mack, Stuttgart

40 Jahre im Verband Manfred Kienzler, Lahr
Walter Zuck, Helmstadt
Monika Schulze-Döbold, Stuttgart
Ingeborg Plachetta, Schwieberdingen
Dieter Vielsack, Kämpfelbach 1
Thomas Weiß, Villingen-Schwenningen
Friedrich Susami, Vaihingen/Enz
Jürgen Volz, Ulm

50 Jahre ein 
halbes Jahrhundert RLV-Mitglied

Hubert Glauert, Weil der Stadt

Es gibt zwei Arten 

sein Leben zu leben: 

entweder so, als wäre 

nichts ein Wunder, oder so, 

als wäre alles eines. 

Albert Einstein (1879-1955)

Geburtstage 1. Halbjahr 2023 · Wir gratulieren ...

1. Halbjahr 2023 · Wir gratulieren ...
den 65-jährigen: Christiane Reiche, Eßlingen

Angelika Bremer, Ditzingen
Eveline Jäger, Waibstadt
Herbert Schroth, Eichelberg

den 70-jährigen: Manfred Lang, Treff elhausen
Gabriele Schaeufele, Ulm
Dr. Bruno Völker, Osterburken
Helmut Fesseler, Maselheim-Ellm
Thea Lahn, MünsingenRietheim
Waltraud Drexler, Rheinstetten
Maria Herdeg, Ellwangen
Gerhard Brunner, Burladingen 1
   

den 75-jährigen: Dietrich Berger, Schwanau
Ulrich Kallenberg, Reutlingen

den 80-jährigen: Klaus Schäfer, Gomaringen
Martha Mühlberger, Eutingen
Gerhard Granacher, Bietigheim-Bissingen
Wolfgang Ewert, Tübingen

den 85-jährigen: Willi Barth, Bruchsal
Heidi Turck, Schriesheim
Gudrun Graipel, Bad Rappenau

unseren hochbetragen 
Mitgliedern:

Günter Gerlach, Villingen-Schwenningen, zum 90. Geburtstag
Herbert Fieber, Rastatt, zum 91. Geburtstag
Martin Hermanns, Gundelfi ngen, zum 92. Geburtstag
Erhard Kalko, Aff alterbach, zum 92. Geburtstag

Geburtstage  |  Ehrungen

Albert Einstein (1879-1955)

Aus unserem Verband ist verstorben

RL’in a.D. Christine Heilig Östringen Wir  nehmen Abschied 
und werden ein 
ehrendes Andenken bewahren



Fachkräftemangel? Ein neues Thema? 

Seit vielen Jahren weisen wir und unsere Dachverbände (u. a. der 
VDR und der Deutsche Lehrerverband) auf diese Problematik hin. 
Zuletzt thematisiert auf dem Süddeutschen Realschultag in Ulm 
2021 (wir berichteten darüber).

Neu ist dieses Thema wahrlich nicht. Schon 1992 wies Josef Kraus, 
damals Präsident des Deutschen Lehrerverbandes, auf die niveau-
absenkende Anhäufung von Abiturienten hin. Unser „Fundstück“ 
beweist es.
Gepaart mit einem Seitenhieb auf die Gesamtschulen stellte er fest, 
dass es nicht an Abiturienten fehlen wird, sondern an Fachkräften!

Fundstücke

Von Herbert Winkler

ABITURIENTEN
DL zur Studie des Instituts für Schulentwicklungsplanung:

„Ergebnisse der Dortmunder Elternbefragung unrealistisch“

Der Deutsche Lehrerverband (DL) hat die Studie des Instituts 
für Schulentwicklungsplanung der Universität Dortmund und 
die von den Autoren daraus gezogenen Schlußfolgerungen 
als tendenziös und als wenig hilfreich bezeichnet. 
Dieser Studie zufolge wünschten 53 Prozent der Eltern für ihr Kind 
das Abitur und weitere 36 Prozent die Fachoberschulreife. Außer-
dem, so die Studie, gäben 40 Prozent der Eltern der Gesamtschule 
die Noten ,,sehr gut bis gut‘‘. 
Nach Auffassung des Lehrerverbandes seien solche Eltern
wünsche alles andere als ,,realistisch‘‘, auch wenn dies in der 
Studie behauptet werde. Vielmehr müsse man sehen, so 
DL Präsident Josef Kraus, daß das Beschäftigungssystem mit 
einem Abiturientenanteil von rund 30 Prozent jetzt schon erheblich 

aus den Fugen geraten sei. So hätten zuletzt 130.000 Lehrstellen 
und 400.000 Arbeitsplätze für Facharbeiter nicht besetzt werden 
können. Kraus dazu wörtlich: ,,Die zukünftige Wachstums und 
Wohlstandsbremse ist damit nicht ein Mangel an Abiturienten, 
sondern ein dramatischer Mangel an Facharbeitern.‘‘ 
Widerspruch meldet der Deutsche Lehrerverband auch gegen die 
in der Studie erhobene Bewertung der Gesamtschule durch die 
Eltern an. Dieser Umfragebefund stehe in völligem Kontrast zum 
tatsächlichen schulischen Wahlverhalten der Eltern. Dort, wo es die 
Gesamtschule gebe, werde sie von Schülern mit Gymnasial- und 
Realschulempfehlung und mit entsprechenden Ambitionen über-
wiegend gemieden, weil die Eltern große Zweifel an der Leistungs-
fähigkeit der Gesamtschule hätten.

Aus unseren Reihen
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FRAGEN? 
Dann rufen Sie uns an: 

08247 3002-132

sebastian_kneipp_akademie_de

WWW.KNEIPPAKADEMIE.DE

DAS SKA-PROGRAMM GIBT ES ONLINE AUF UNSERER HOMEPAGE IN DER 
AKTUELLEN PDF-VERSION KOSTENFREI ZUM DOWNLOAD!

BAD WÖRISHOFEN

Weiterbildung
FIT IM BERUF
Wie Sie mit Kneipp Ihre Leistungsfähigkeit 
erhalten und steigern können                   
07.10.2023, 09:30 Uhr – 08.10.2023, 16:00 Uhr          

Unser Berufsalltag ist sehr leistungsorientiert und verlangt uns viel ab. 
Dabei ist es wichtig, dass wir achtsam mit unseren Ressourcen umge-
hen. Nur im verantwortungsvollen Umgang mit der eigenen Gesund-
heit bleiben wir fit, leistungsfähig und fühlen uns wohl.

Hier geht’s zur Anmeldung (Seminar-Nr.: 223032):
https://www.kneippakademie.de/kurs/fit-im-beruf/

Weiterbildung
WAS IM LEBEN WIRKLICH ZÄHLT
Sinn- und Wertorientierung im 
pädagogischen Alltag                   
07.11.2023, 09:30 Uhr – 16:30 Uhr          

Für Sebastian Kneipp gehörte eine klare Wertorientierung zu einer 
guten Lebensordnung. Sie bildete die Grundlage für die Entwicklung 
seelischer Gesundheit und Resilienz. Die Kinder lagen ihm dabei 
immer besonders am Herzen. Die heutige Zeit mit ihren rasanten 
gesellschaftlichen Veränderungen und der Vielfalt an möglichen 
Wertvorstellungen stellt Eltern, Kinder und Erzieher/-innen vor große 
Herausforderungen. 

Hier geht’s zur Anmeldung (Seminar-Nr.: 223324):
https://www.kneippakademie.de/kurs/was-im-leben-
wirklich-zaehlt/

AUSZUG AUS 
UNSEREN PROGRAMM-
HIGHLIGHTS 2023

Weiterbildung
DAS IMMUNSYSTEM STÄRKEN MIT 
WASSER UND HEILKRÄUTERN                    
28.10.2023, 09:30 Uhr – 29.10.2023, 16:00 Uhr          

Unser Immunsystem ist ein komplexes Abwehrsystem, das immer 
wieder Unterstützung benötigt, um effektiv funktionieren zu können. 
Es stellt eine Barriere gegenüber äußeren Eindringlingen wie Viren, 
Bakterien oder Pilzen und körperfremden Stoffen dar. Dazu bedient 
es sich verschiedener Abwehrmechanismen. Vor allem ein gesunder 
Lebensstil trägt zur Stärkung des Immunsystems bei.

Hier geht’s zur Anmeldung (Seminar-Nr.: 223033):
https://www.kneippakademie.de/kurs/entspannung-
und-immunsystem/

Weiterbildung
DIE HEILKRAFT DES WALDES                    
08.07.2023, 09:30 Uhr – 09.07.2023, 16:00 Uhr    

Der Aufenthalt im Wald tut uns gut. Er steigert unser Wohlbefinden und 
wirkt sich positiv auf Körper und Geist aus. Die heilenden Kräfte des 
Waldes sind die ursprünglichste Form der Heilkunde. In diesem Seminar 
beschäftigen wir uns mit den verschiedenen Aspekten des Waldes. Sie 
erfahren altes Volkswissen und neue Erkenntnisse über die Kräfte des 
Waldes und wie die Pflanzen des Waldes in verschiedenen Darreichungs-
formen verwendet werden können. 

Hier geht’s zur Anmeldung (Seminar-Nr.: 223533):
https://www.kneippakademie.de/kurs/die-heilkraft-
des-waldes/

Sebastian-Kneipp-Akademie

WWW.KNEIPPAKADEMIE.DE

Werde Mitglied in einem 
der 70 Kneipp-Vereine in 
Baden Württemberg:

WWW.KNEIPPBUND-BW.DE/
KNEIPP-VEREINE
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sebastian_kneipp_akademie_de

WWW.KNEIPPAKADEMIE.DE

DAS SKA-PROGRAMM GIBT ES ONLINE AUF UNSERER HOMEPAGE IN DER 
AKTUELLEN PDF-VERSION KOSTENFREI ZUM DOWNLOAD!

BAD WÖRISHOFEN

Weiterbildung
FIT IM BERUF
Wie Sie mit Kneipp Ihre Leistungsfähigkeit 
erhalten und steigern können                   
07.10.2023, 09:30 Uhr – 08.10.2023, 16:00 Uhr          

Unser Berufsalltag ist sehr leistungsorientiert und verlangt uns viel ab. 
Dabei ist es wichtig, dass wir achtsam mit unseren Ressourcen umge-
hen. Nur im verantwortungsvollen Umgang mit der eigenen Gesund-
heit bleiben wir fit, leistungsfähig und fühlen uns wohl.

Hier geht’s zur Anmeldung (Seminar-Nr.: 223032):
https://www.kneippakademie.de/kurs/fit-im-beruf/

Weiterbildung
WAS IM LEBEN WIRKLICH ZÄHLT
Sinn- und Wertorientierung im 
pädagogischen Alltag                   
07.11.2023, 09:30 Uhr – 16:30 Uhr          

Für Sebastian Kneipp gehörte eine klare Wertorientierung zu einer 
guten Lebensordnung. Sie bildete die Grundlage für die Entwicklung 
seelischer Gesundheit und Resilienz. Die Kinder lagen ihm dabei 
immer besonders am Herzen. Die heutige Zeit mit ihren rasanten 
gesellschaftlichen Veränderungen und der Vielfalt an möglichen 
Wertvorstellungen stellt Eltern, Kinder und Erzieher/-innen vor große 
Herausforderungen. 

Hier geht’s zur Anmeldung (Seminar-Nr.: 223324):
https://www.kneippakademie.de/kurs/was-im-leben-
wirklich-zaehlt/

AUSZUG AUS 
UNSEREN PROGRAMM-
HIGHLIGHTS 2023

Weiterbildung
DAS IMMUNSYSTEM STÄRKEN MIT 
WASSER UND HEILKRÄUTERN                    
28.10.2023, 09:30 Uhr – 29.10.2023, 16:00 Uhr          

Unser Immunsystem ist ein komplexes Abwehrsystem, das immer 
wieder Unterstützung benötigt, um effektiv funktionieren zu können. 
Es stellt eine Barriere gegenüber äußeren Eindringlingen wie Viren, 
Bakterien oder Pilzen und körperfremden Stoffen dar. Dazu bedient 
es sich verschiedener Abwehrmechanismen. Vor allem ein gesunder 
Lebensstil trägt zur Stärkung des Immunsystems bei.

Hier geht’s zur Anmeldung (Seminar-Nr.: 223033):
https://www.kneippakademie.de/kurs/entspannung-
und-immunsystem/

Weiterbildung
DIE HEILKRAFT DES WALDES                    
08.07.2023, 09:30 Uhr – 09.07.2023, 16:00 Uhr    

Der Aufenthalt im Wald tut uns gut. Er steigert unser Wohlbefinden und 
wirkt sich positiv auf Körper und Geist aus. Die heilenden Kräfte des 
Waldes sind die ursprünglichste Form der Heilkunde. In diesem Seminar 
beschäftigen wir uns mit den verschiedenen Aspekten des Waldes. Sie 
erfahren altes Volkswissen und neue Erkenntnisse über die Kräfte des 
Waldes und wie die Pflanzen des Waldes in verschiedenen Darreichungs-
formen verwendet werden können. 

Hier geht’s zur Anmeldung (Seminar-Nr.: 223533):
https://www.kneippakademie.de/kurs/die-heilkraft-
des-waldes/

Sebastian-Kneipp-Akademie

WWW.KNEIPPAKADEMIE.DE

Werde Mitglied in einem 
der 70 Kneipp-Vereine in 
Baden Württemberg:

WWW.KNEIPPBUND-BW.DE/
KNEIPP-VEREINE



Aus unseren Reihen

LESENswürdig!
Eine Buchempfehlung von Prof. Dr. Konrad Fees, 
Karlsruher Institut für Technologie

Was dieses Buch schon einmal inter-
essant macht und von vielen anderen 
ähn lichen Beiträgen positiv abhebt, ist 
die Tat sache, dass die Kritik dieses Mal 
nicht von einem selbsternannten Exper-
ten ausgesprochen wird, sondern aus der 
Mitte des Berufs selbst kommt. Der Autor 
Bob Blume unterrichtet als Oberstudien-
rat am Windeck-Gymnasium in Bühl. 

Des Weiteren handelt es sich hier um 
eine extrem digitalaffi  ne Person, ist Blume 
vor allem auch als Podcaster, Webvideo-
produzent und Blogger in Sachen Schule 
unterwegs und unterhält diesbezüglich 
eine eigene materialreiche Web-Plattform 
(http//:bobblume.de). Man kann sich dort 
durch unzählige Beiträge durchklicken; auf 
unterhaltsame und ironische Weise werden 
Widersprüche der aktuellen Schullandschaft 
aufgezeigt. Sein Buch „10 Dinge …“ ist also 
keineswegs sein einziges publizistisches 
Erzeugnis, sondern genau umgekehrt. Er hat 
mit diesem Buch sein überaus reichhaltiges 
digitales Portfolio noch um einen zusätz
lichen analogen Beitrag ergänzt.

Um was geht es bei diesen „10 Dingen …“ 
nun? Von der Gattung her handelt es sich, 
wie schon angedeutet, um Schulkritik. Die 
„zehn Dinge“ sind zehn Umstände, Gege
benheiten, Begleiterscheinungen, die der 
Autor an der Schule „hasst“. Diesbezüglich 
führt er an: den Fetisch „Stoff “, die Erstar
rung des Unterrichts, die überbordende 
Bürokratie, die „Noten als Pawlowsche 
Refl exe“, die „Prüfungen als Heiliger Gral“ 
usw. Dies geht auch einher mit einer Kritik 
an Kollegen, die sich zu wenig ins Zeug 
legen – „Schlechte Lehrer haben es zu 
leicht“ – sowie mit einer Kritik vor allem an 
älteren Kollegen („Boomer“), die hinsicht
lich der digitalen Medien nicht so versiert 
sind wie er selbst.

Den größten Umfang dieses Buches nehmen 
die Ausführungen ein, welche die in den 
Kapitelüberschriften gemachten Aus sagen 
näher unterfüttern sollen. Das meiste bezieht 
sich hier auf die stoffl  iche Überfüllung und 
das damit verbundene Prüfungswesen. 

Der „Stoff “ werde als eine „objektive Größe“ 
verstanden, genau das sei der „Irrtum“ 
(S. 23). Dabei seien die Lehrer die „Dealer“, 
„die den Stoff  in die Schüler stopfen, damit 
diese ihn am Ende wieder auskotzen 
können“ (ebd.). Der Studienrat für Deutsch 
weist darauf hin, dass seine Schüler nicht 

nur theoretisch wissen sollen, was ein 
Komma ist, sondern ein solches auch richtig 
setzen können sollen (S. 28). So fi nden sich 
auch sehr wohl hergebrachte  Auff assungen: 
Kompetenzen hin und her, so etwas wie 
verbindliche Inhalte seien doch wichtig 
(S. 29). Bildung sei also doch mehr also nur 
„Stoff “ und realisiere sich als ein „Bündel von 
Fähigkeiten, Wissen und Kompetenzen“ (S. 
35). Um Derartiges zu befördern, schlägt 
er die „Einführung von off enen Projektta
gen“ oder gleich „-wochen“ vor, in denen 
sich „Lehrerteams … gemeinsam Inhalte, 
Kompetenzen und Wissen vorstrukturie-
ren“ (ebd.).

Er weist auf den Umstand hin, „dass es 
grundsätzlich zwei Versionen von Unter
richt gibt“ (S. 39), nämlich den, den man im 
Referendariat vorführen soll, also Schau
unterricht, und jenen, den die Lehrer im 
gewöhnlichen Alltag halten, also den wirk-
lichen Unterricht.

Vieles von dem, auf das der Autor hinweist, 
ist konventionell und schon Tausende 
Mal benannt worden: dass das Lehramts
studium zu wenig mit der Praxis verknüpft 
sei (S. 101), dass hinsichtlich der Beurteilung 
von Referendaren eine „fehlende Transpa
renz“ (S. 102) vorherrsche oder die Einsicht: 
„Keiner kann Wissen einfach so vermitteln“ 
(S. 151) bzw. „Lernen kann jeder nur selbst“ 
(ebd.). Und auch die „‘Verstärker‘These“ 
(S. 155), der zufolge digitale Medien nicht 
per se gut oder schlecht seien, sondern nur 
das verstärkten, was jemand tut, hat Marcel 
ReichRanicki in Bezug auf das Fernsehen 
schon vor Jahrzehnten so formuliert: „Das 
Fernsehen macht die Dummen dümmer 
und die Klugen klüger“. In diesem Sinne 
relativiert sich dann wohl auch Manfred 
Spitzers Formulierung vom Handy als 
„Lernverhinderungsmaschine“ (S. 154).

Am stärksten wird das Buch, wenn der 
Blogger seine Digitalaffi  nität mit seiner 
Lehrertätigkeit verbinden kann. Mittels digi
taler Medien lässt sich das Klassenzimmer 

Ein Aufruf zum Handeln – vom Lehrer 
und Bildungsinfl uencer @netzlehrer“

240 Seiten, 
erschienen bei Mosaik
München 2022
ISBN13: 9783442393961
Preis: 22 Euro (gebundene Ausgabe), 
auch als EBook und Hörbuch erhältlich

Des Weiteren handelt es sich hier um 
eine extrem digitalaffi  ne Person, ist Blume 
vor allem auch als Podcaster, Webvideo-
produzent und Blogger in Sachen Schule 
unterwegs und unterhält diesbezüglich 
eine eigene materialreiche Web-Plattform 
(http//:bobblume.de). Man kann sich dort 
durch unzählige Beiträge durchklicken; auf 
unterhaltsame und ironische Weise werden 
Widersprüche der aktuellen Schullandschaft 
aufgezeigt. Sein Buch „10 Dinge …“ ist also 
keineswegs sein einziges publizistisches 
Erzeugnis, sondern genau umgekehrt. Er hat 
mit diesem Buch sein überaus reichhaltiges 
digitales Portfolio noch um einen zusätz
lichen analogen Beitrag ergänzt.

Um was geht es bei diesen „10 Dingen …“ 
nun? Von der Gattung her handelt es sich, 
wie schon angedeutet, um Schulkritik. Die 
„zehn Dinge“ sind zehn Umstände, Gege
benheiten, Begleiterscheinungen, die der 
Autor an der Schule „hasst“. Diesbezüglich 

Bob Blume: 
10 Dinge, die ich an der 
Schule hasse und wie 
wir sie ändern können. 
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unendlich vergrößern, lassen sich Promis 
wie Rezo, also der, der die CDU zu zerstören 
sich anschickte (S. 141 ff.), oder Sascha Lobo 
(S. 155 ff.). einbinden bzw. kann man per 
Chats in aktuelle Diskussionen eingreifen. 
In der Tat: „Das „Medium ist die Botschaft“ 
(Marshall McLuhan, S. 152). Blume weist 
den Weg in die Medienerziehung als eine 
neue Art der Verkehrserziehung. Man gehe 
mit dem Nachwuchs raus in den Trubel und 
zeige auch mal einen Ort, „den man abends 
besser nicht mehr betreten sollte“ (S. 159). 
Umgekehrt: Wenn man sich pädagogisch nicht 
darauf einlässt, so wäre das so, „als würde man 
vermeiden, Kindern Verkehrsregeln beizu-
bringen, aus Angst, dass sie danach häufiger 
über die Straße gehen“ (S. 160).

Was der Podcaster dann freilich am Ende als 
„10 Thesen für eine bessere Schule“ serviert, 
ist enttäuschend und nichts anderes als das, 
was in ähnlichen Beiträgen als Reforman-
sätze genannt wird (S. 204 ff.): man benötige 
mehr „Zeit für eine vertiefte Beschäftigung“, 
„mehr Freiheit, weniger Zwang“, „weniger Büro-
kratie“, „mehr Projekte“, „weniger Ziffern“ usf.

Man kann das Buch keineswegs als durch-
gängig gelungen bezeichnen. Schon der 
Titel – „10 Dinge …“ wirkt kaum stilsicher: Kann 
man sich als Oberstudienrat für Deutsch auf 
solche Weise äußern? Redewendungen wie 
„Krumme Dinger drehen“, „Mach dein Ding“, 
„nach Lage der Dinge“ verweisen „Dinge“ 
eher in eine Sphäre des AlltäglichProfanen 
als in einen kulturell abgesetzten Bereich. 
Ähnlich verhält es sich mit dem Wort „hassen“. 
In Zeiten von „hate speech“ sollte man mit so 
etwas sehr vorsichtig sein. Hier fehlt es klar an 
Gespür. Und überhaupt: Die Schule soll in die 
Kultur einführen; die Unkultur, das Ungehobel-
te, die Umgangssprache kennen die Schüler 
bereits. Dafür brauchen wir die Schule nicht.

Dass die Schüler etwa Kommas richtig 
setzen können sollten, darauf hinzuweisen, 
ist doch wirklich überflüssig, zumal in gymna-
sialem Kontext. Hier wird auch die fließende 
Grenze zwischen den Chancen medialer 

Vergrößerung des Klassenzimmers und 
den nach wie vor relevanten hergebrachten 
Anforderungen von Schulbildung deutlich: 
Es ist ja schön und gut, mit Rezo und Sascha 
Lobo zu chatten; Stilsicherheit, gedankliche 
Präzision, ein Gespür für die Feinheiten der 
Sprache erwirbt man aber nach wie vor nur 
durch die harte Arbeit an und mit anspruchs-
voller Literatur, und zwar analog, auf und mit 
Papier und dem Stift in der Hand. Genau dies 
markiert die Grenze zwischen Künstlicher 
Intelligenz und individueller Kreativität.

Wenn sich der Influencer so lange mit dem 
„Stoff“ aufhält und im Zusammenhang mit 
Zensuren damit mindestens die Hälfte des 
Buches füllt, so kann er seine These, die 
Schüler sollten mit Stoff vollgefüllt werden 
und die Lehrer seien die „Dealer“, nicht 
mit einem Wort eines offiziellen Papieres 
belegen. Im aktuellen Bildungsplan steht 
nirgends die Bezeichnung „Stoff“, sondern 
die Schüler sollen lernen, in der Auseinander-
setzung mit fachlichen Herausforderungen 
aktuelle Fragestellungen zu verstehen und 
sich gegenüber diesen kritisch zu positionie-
ren. Wenn also Lehrkräfte tatsächlich immer 
noch Schüler mit „Stoff“ vollstopfen sollten, 
dann wäre das sehr bedauerlich, hätte mit 
den Anforderungen moderner Schulbildung 
allerdings wenig bis nichts zu tun. 

Dass Stoff auch nicht weitergereicht werden 
kann wie ein Gegenstand, dass er nicht einge-
trichtert werden kann, dass Lernen immer 
nur selbsttätig vonstattengehen kann und 
Lehrkräfte Lernen lediglich initiieren können, 
im Sinne der „vorbereiteten Umgebung“ bzw. 
von „Lehr/Lernarrangements“, das weiß die 
seriöse Pädagogik spätestens seit Comenius. 
Und dessen „Große Lehrkunst“ erschien im 
Jahre 1657. Im Klartext: Die Attacken des 
Podcasters erinnern etwas an den Kampf von 
Don Quichotte gegen die Windmühlen. 

Generell klagt der Influencer auf einem 
hohen Niveau. Wer in der Sekundarstufe 
auf Haupt oder Realschulniveau unterrich-
ten muss, hat nicht nur mit Schwierigkeiten 

einer unzureichenden Digitalausstattung 
zu kämpfen, sondern häufig damit, die 
Schüler überhaupt zu elementaren Kenntnis-
sen und Fähigkeiten zu führen. Und wenn der 
Leistungsdruck in dem Gymnasium, in dem 
der Autor unterrichtet, für den einen oder 
anderen Schüler zu hoch sein sollte, dann 
dürften sich die betreffenden Schüler höchst-
wahrscheinlich im falschen Bildungsgang 
befinden. Das Gymnasium ist keineswegs die 
einzige weiterführende Schule.

Bei dem Buch besticht die Fülle des Mate-
rials, der Zitate, der klangvollen Namen, die 
genannt werden. Woran es aber doch etwas 
mangelt, ist das Verfolgen eines durch-
gängigen roten Fadens. Im Durchgang durch 
die Kapitel wird dem Leser nicht immer klar, 
was der Autor eigentlich sagen will bzw. 
worin das Anliegen jeweils konkret besteht. 
Der Podcaster schreibt genauso, wie man 
sich durch das Internet klickt: von Überschrift 
zu Überschrift, ohne die Überlegungen wirk-
lich konsequent zu Ende zu führen.

Was macht das Buch nun lesenswert? Stark 
wird das Buch, wenn der Autor seine digitale 
Medienerfahrung voll ausspielen kann. Hier 
ist er virtuos. Die Gefahren, die mit einem 
Hopping durch das Internet verbunden sind, 
werden in dem Buch aber auch offenbar. 
Man kann sich zwar schön durch die Über-
schriften klicken, doch was bleibt? Das Buch 
zeigt Licht und Schatten einer Didaktik, die 
doch Gefahr läuft, den Verlockungen der 
schönen neuen digitalen Welt zu erliegen. 

Gerne veröffentlichen wir auch Ihre 
Buchempfehlung!
Haben auch Sie in letzter Zeit ein Buch zum 
Thema Schule, Schulpolitik oder Unterricht 
gelesen (gerne auch Romane, die sich mit 
diesen Themen beschäftigen)? Würden Sie 
dieses Buch gerne Kolleginnen und Kolle-
gen empfehlen? Dann schreiben Sie eine 
Buchempfehlung für den „realist“! Senden 
Sie diese an redakteur@rlvbw.de (ca. eine 
Textseite) und ergänzen Sie Ihren Namen 
und die Schule, an der Sie unterrichten.



Aus unseren Reihen

Alle fünf Jahre wählen die Lehrerinnen 
und Lehrer an Grund-, Haupt-, Werk-
real-, Real-, Gemeinschaftsschulen und 
SBBZ (Sonderschulen) in Baden-Würt-
temberg ihre Personalvertretung. Im 
nächsten Frühjahr ist es wieder so weit. 
Die Zeit bis dahin ist gefühlt noch sehr 
lange. Die Organisatoren der  letzten 
Wahlen wissen, dass mit den Vorbe-
reitungen bereits Ende März dieses 
Jahres begonnen werden muss.
Auch Ihre Mitwirkung ist wieder gefragt. 
Beim letzten Mal hatten sich fast 200 
Kandidatinnen und Kandidaten auf 
die Wahllisten des RLV setzen lassen. 
Wir freuen uns, wenn wir wieder mit starken 
Listen antreten können.

Bevor sich Kolleginnen und Kollegen zur 
Kandidatur bereit erklären, haben sie eine 
Reihe von Fragen. Hier eine Aufl istung der 
häufi gsten und die Antworten dazu.

Was ist der Personalrat?
Der Personalrat ist ein Gremium, welches 
die Interessen der Beamten und Ange-
stellten des Landes gegenüber dem 
Dienstherrn vertritt – in etwa vergleichbar 
dem Betriebsrat in einem Unternehmen. 
Entsprechend der Landesverwaltung gibt 
es drei Ebenen der Personalvertretung: 
Örtlicher Personalrat (ÖPR) beim Staat
lichen Schulamt, Bezirkspersonalrat (BPR) 
beim Regierungspräsidium und Haupt
personalrat (HPR) beim Kultusministerium.

Für welche Ebene 
soll ich  kandidieren?
In der Regel kandidiert man für alle drei 
Ebenen.

Gibt es Fortbildungen 
für diese Tätigkeit?
Ja, es gibt sowohl Grundschulungen für 
„die Neuen“ als auch solche für „die Fort-
geschrittenen“ durch den Beamtenbund 
Baden-Württemberg.

Wie sieht die Tätigkeit im 
 Personalrat aus?
Schwerpunkt für die „einfachen“ Mitglieder 
ist die Teilnahme an Sitzungen. Dazu erhält 
man im Vorfeld Sitzungsunterlagen durch 
den Vorstand. In der Regel sind die Sitzungen 
während der Schulzeit, alle zwei Wochen an 
einem festen Wochentag. Es gibt punktuell 
auch Sondersitzungen und Arbeitsgruppen-
treff en.

Ist die Tätigkeit im Personalrat 
ehrenamtlich?
Für die Tätigkeit wird man vom Dienst 
 freigestellt, d. h. Sie erhalten eine Redu
zierung Ihrer Unterrichtsverpfl ichtung. Bei 
„einfachen“ Mitgliedern beträgt diese, je 
nach Größe und Verwaltungsebene des 
Gremiums, 7 – 9 Wochenstunden. Mitglieder 
des Vorstands erhalten entsprechend des 
Arbeitsumfangs und der Komplexität der 
Aufgaben höhere Freistellungen, bis zur 
völligen Freistellung vom Unterricht.

Warum soll ich für den 
 Personalrat auf der Liste 
des RLV kandidieren?
Die drei Gewerkschaften – beim Beam
tenbund nennt man sie Verbände , welche 
Wahllisten aufstellen, haben unterschied-
liche Vorstellungen von Schul- und 
Bildungspolitik. Mit einer Kandidatur für 
den RLV stärken Sie eine Berufsvertre
tung, welche die Interessen der Verbund- 
und Realschulen und deren Lehrkräfte 
vertritt. Wir sind gegen die Abschaff ung 
des Berufsbeamtentums, treten für ein 
gegliederte Schulwesen ein u. v. m. Mehr 
dazu können Sie in diesem Heft nachlesen 
(Artikel: Realschullehrerverband Baden
Württemberg – Der Fachverband für die 
Realschule).

Warum soll ich mich zur Wahl 
stellen, ich werde ja doch nicht 
gewählt?
Sie sind es, welche(r) den Wählerinnen 
und Wählern die Möglichkeit bietet, Ihre 
Stimmen einem echten Realschulver
treter geben zu können. Außerdem: Jeder 
Kandidat ist wichtig und sammelt Stimmen 
für die RLVListe. Von der Gesamtsumme 
aller Stimmen einer Liste hängt ab, wie viele 
Mandate sich daraus ergeben. Übrigens, 
unsere Mitbewerber haben ein Vielfaches 
an Kandidaten von uns. Sie erinnern sich an 
die riesigen Stimmzettel. Auch da gilt: Nur 
die wenigsten erringen ein Mandat.

Ich bin sehr stark motiviert 
und möchte ein Mandat erringen, 
was muss ich tun?
Es ist wie bei Wahlen in der Politik. Sie brau-
chen einen aussichtsreichen Platz auf der 
Wahlliste. Das können Sie auf einem Beiblatt 
zum Formular „Zustimmungser klärung“ 
kundtun.

Personalratswahlen 2024

WAHLEN
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Von Anton Blank

Ich möchte den RLV mit meiner 
Kandidatur unterstützen, aber 
kein Mandat erringen?
Auch hier ist es wie bei Wahlen in der Politik, 
insbesondere den Kommunalwahlen. Sie 
lassen sich auf einen wenig aussichts-
reichen Platz setzen. Das können Sie 
ebenfalls auf einem Beiblatt zum Formular 
„Zustimmungserklärung“ kundtun.

Was tun, wenn ich doch ein 
Mandat erhalten habe, ohne 
es zu wollen?
Dieser Fall ist äußerst selten. Sollte er 
dennoch vorkommen, so brauchen sie das 
Mandat nicht annehmen. Das können Sie 
dann auf dem Formblatt, welches Ihnen 
automatisch zugesandt wird, durch Ankreu-
zen eines Kästchens erklären. Eine Begrün-
dung brauchen Sie nicht abgeben. Der 
Nächste in der amtlichen Wahlergebnisliste 
rückt dann nach. 

Wie und wo kann ich mich 
zur Kandidatur anmelden?
Sie können sich an den Verfasser des 
Mitgliederrundriefs oder an Ihre(n) Bezirks
vorsitzende(n) wenden. Sie erhalten dann 
die drei Formulare „Zustimmungserklärung“ 
zur Wahl des ÖPR, BPR und HPR. Diese 
sind auszufüllen und im Original auf dem 
Postweg an die RLVLandesgeschäftsstelle, 
Hardtstraße 2/2, 72224 Ebhausen oder 
an den Verfasser des Mitgliederrundbriefs 
Anton Blank, Waldstr. 7, 88453 Erolzheim, 
zu senden.

Können auch Nichtmitglieder 
für die RLV-Wahlliste antreten?
Ja, das ist gängige Praxis bei allen Wahl
listen der drei Berufsvertretungen. Wir freuen 
uns natürlich, wenn Sie nicht organsierte 
Kolleginnen und Kollegen von einer Kandi-
datur auf den RLVWahllisten überzeugen 
können.

Ich bin Lehrer im Angestellten-
verhältnis. Kann ich auch für 
den RLV kandidieren?
Ja, auch angestellte Lehrkräfte können auf 
der Beamtenliste des RLV kandidieren. Das 
gilt auch für Lehrerinnen und Lehrer anderer 
Schularten. Auch diese können auf unserer 
Liste kandidieren, denn gewählt wird nicht 
der Personalrat für die Realschule, sondern 
für die GHWRGS, d. h. Grund-, Haupt-, 

Werkreal-, Real- und Gemeinschafts-
schulen sowie für Sonderpädagogische 
Bildungs- und Beratungszentren SBBZ.
Wenn Sie also Kolleginnen und Kollegen 
aus den GHWRGS kennen, dann sagen Sie 
diesen, dass Sie bei uns herzlich willkommen 
sind.

Warum soll eine Lehrkraft 
der Grundschule etc. den 
RLV wählen?
Es gibt an anderen Schularten Lehrkräfte, 
welche mit den schulpolitischen Vorstel-
lungen unserer Mitbewerber nicht einver-
standen sind. Dies wird uns gegenüber 
immer wieder an Infoständen bei Personal
versammlungen erklärt. Sie haben zwei 
Möglichkeiten: Nichtwählen oder Kandi
daten der RLVWahlliste wählen. 

WAHLEN Meine Frage ist hier nicht aufgeführt oder ich habe noch Nachfragen, an wen 
soll ich mich wenden?

Wenden Sie sich bitte an ein RLV-Mitglied in Ihrem Kollegium mit Erfahrung als 
Personalrat oder an den Verfasser des Mitgliederrundbriefs RLV AKTUELL.

Wir freuen uns auf Ihre Kandidatur und danken Ihnen schon an dieser Stelle 
sehr herzlich dafür.
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2014 wurde der Nationalpark Schwarz-
wald gegründet. Anfangs gesellschaft-
lich umstritten, ist er mittlerweile ein 
Erfolgsmodell und soll auch flächen-
mäßig ausgeweitet werden.
2015 begannen Planungen für ein National-
parkzentrum, das nach fünf Jahren Bauzeit 
und Planung, 2020, mitten in der Corona-
pandemie, eröffnet werden konnte. Auch 
das Gebäude war, so wie anfangs der 
Park, nicht unumstritten. Insbesondere die 
ausufernden Kosten riefen auch den Bund 
der Steuerzahler auf den Plan. Das Gebäu-
de, das eine Nutzfläche von 3200 m² bietet, 
hat rund 35,5 Millionen Euro gekostet. Wer 
allerdings nun heute das Gebäude betritt, ist 
wahrlich beeindruckt. Modern und zugleich 
aus vielen Naturmaterialien erbaut, haben 
sich die Planer viel Mühe gemacht, das 
Thema Wald und Natur zu präsentieren. 

Das Gebäude selbst kann kostenlos 
betreten werden und bietet eine Fülle von 
Informationen für Aktionen im Park. Auch 
der Ausblick von verschiedenen Ebenen 
des Gebäudes in den Wald und die Land-
schaft ist atemberaubend. Einen tiefen 
Einblick in Flora und Fauna bietet dann die 
multimediale Schau, für die man zwischen 
ein und zwei Stunden Zeit einplanen sollte. 

Der Eintritt für die Ausstellungsfläche 
beträgt zwischen vier und acht Euro, wobei 
es Gruppen und weitere Ermäßigungen 
gibt. Während der Schau erhält man in 
verschiedenen Räumen und Ebenen viele 
Informationen zum Aufbau des Waldes, zu 
seiner früheren und jetzigen Nutzung, zum 
Wandel während der Jahreszeiten und zu 
vielem mehr. Dabei wurde darauf geach-
tet, möglichst viele Sinne anzusprechen. 
Anwesende Museumsführer können auf 
viele Fragen Antworten geben und weisen 
darüber hinaus auf zum Teil nicht gleich 
erkennbare Details hin. So kann auch der 
vermeintliche Experte noch einiges dazu-
lernen. Was (Stand Winter 22/23) leider 
noch fehlt, ist ein Bistro. Hier wurde noch 
kein Betreiber gefunden. Glücklicherweise 
gibt es auf der anderen Seite der Straße 
allerdings eine Einkehrmöglichkeit. 

Das Nationalparkzentrum kann problemlos 
mit dem ÖPNV angefahren werden, wobei 
Busse aus verschiedenen Richtungen 
anfahren. Die Busse fahren von Achern, 
Baden-Baden, Baiersbronn und Freuden-
stadt das Zentrum an, sodass ein großes 
Einzugsgebiet abgedeckt werden kann. 
Für ein erstes Kennenlernen des National-
parks Schwarzwald ist das National-

parkzentrum ein idealer Ausgangspunkt, 
das viele Einblicke gewährt. Von dort 
aus sind gute Wandermöglichkeiten 
vorhanden, sodass man auch mit Schul-
klassen den Schwarzwald ein Stück weit 
erkunden kann. Die gute ÖPNV-Anbindung 
hilft bei der Planung; gerade auch unter 
dem Kostenaspekt, den Ausflug günstig 
zu halten. Aufgrund des neuen Jugend-
tickets dürften für die meisten Kinder der 
Sekundarstufe keine weiteren Fahrtkosten 
entstehen. Durch weitere Einkehrmög-
lichkeiten und dem Zusteigen in die Busse 
an anderer Stelle ist gewährleistet, dass 
für jede Altersgruppe bzw. jedes Fitness-
level eine passende Tour geplant werden 
kann. Es empfiehlt sich, hier die angebo-
tenen Informationen der Homepage des 
Nationalparks zu nutzen. Die Verwaltung 
hat eigens eine Abteilung „Natur- und Wild-
nisbildung“ und steht für Fragen und bei 
Hilfe der Planung zur Verfügung.

Fazit
Mit der Eröffnung des Nationalparkzentrums 
wurde eine Möglichkeit geschaffen, interes-
sante Tagesausflüge planen zu können, die 
auch den Aspekt der Nachhaltigkeit erfüllen.

Tipps zur Vorbereitung 
einer Exkursion
Das Nationalparkzentrum hat mit seiner 
Homepage 
www.nationalpark-schwarzwald.de 
eine ganz hervorragende Internetseite gestal-
tet, die bei der Vorbereitung eines Besuches 
sehr wertvolle Hinweise geben kann.
Neben allgemeinen organisatorischen 
Hinweisen zum Besuch des Nationalpark-
zentrums und des Nationalparks gibt es auf 
der Webseite spezielle Themenseiten, die 
sich u. a. mit der Geschichte des National-
parks und seinen Zielen beschäftigen.
Unter der Rubrik „Natur- und Wildnis-
bildung“ finden Lehrerinnen und Lehrer 
u. a. Gruppenangebote, die im Voraus für 
Schulklassen buchbar sind. 
So gibt es z. B. das Angebot „Eine Spur 
wilder“. Dabei handelt es sich um eine ca. 

Mal ein bisschen wilder
Nationalpark Schwarzwald – der Natur auf der Spur
Das Nationalparkzentrum Ruhestein als außerschulischer Lernort für die Natur
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zweistündige Entdeckungstour im National-
park, die sich gut als einführende Veranstal-
tung für den Besuch und die Beschäftigung 
mit dem Nationalpark eignet. 
Mit „Districts for future“ bietet das Natio-
nalparkteam ein interaktives „Geo-Game“
an, das sich an Schüler ab Klasse 7 wendet. 
Die Schüler tauchen dabei in Kleingruppen 
in das Jahr 2235 ein. Eine Welt, in der keine 
intakte Natur mehr existiert, das Vogel-
gezwitscher längst verstummt ist und 
Fabriken die Landschaft beherrschen. 
Digital ausgestattet, lösen die Schülerinnen 
und Schüler als Expeditionsteams die Aufga-
ben der Zukunft und damit der heutigen 
Zeit, in die sie im Laufe des Spieles zurück-
reisen.
Ein anderes Angebot sind „Forscher-
boxen“. Mit diesen ausgerüstet, ziehen 
die Schüler los und beschäftigen sich 
mit bestimmten Forschungsaufträgen.
So können verschiedenste Themen wie 
Bodentiere, Bäume oder Tierspuren 
erforscht werden. Eine Präsentation der 
Ergebnisse kann auf dem Gelände oder 
später in der Schule stattfinden.
Daneben befinden sich noch viele weitere 
interessante Angebote (z. B. Hinweise zu 
Wanderungen) auf der wirklich sehr gut 
gelungenen Homepage des Nationalpark-
zentrums.
Ebenso für die Vor- und Nachbereitung 
interessant, ist die Möglichkeit, unter der 
Rubrik „Lehrmaterial“ gut gestaltete 
Unterrichtseinheiten für die schulische 
Nutzung herunterzuladen (z. B. zu den 
Themen „Totholz“ oder „Tiere im Winter“).
Sehr schön gestaltet ist auch die Media-
thek auf der Homepage des Nationalpark-
zentrums, die eine Vielzahl von Fotos und 
Filmen aus dem Nationalpark enthält.
Ebenso bietet das Nationalparkzentrum 
Fortbildungen an, die sich gezielt an 
Lehrkräfte wenden.

Ein besonderes Highlight ist sicher die 
Möglichkeit, mit seiner Schülergruppe 
mitten im Wald auf einer Wiese zu über-
nachten, entweder im Freien oder in mitge-

brachten Zelten. Eine einfache Hütte mit 
sanitären Anlagen und eine Feuerstelle 
erleichtern dabei ein wenig das „Leben in 
der Wildnis“. Der Übernachtungsort liegt 
abgeschieden in einem Tal auf dem Gebiet 
des Nationalparks. Ohne Erlaubnis ist 
dort eine Übernachtung ansonsten nicht 
möglich, da man sich mitten im Schutzge-
biet befindet. So kann man den Wald einmal 
hautnah erleben, nämlich mitten darin.

Alle Tipps, Hinweise, 
Kontaktdaten etc.
unter www.nationalpark-schwarzwald.de
Nationalparkzentrum Ruhestein
Ruhestein 1 · 72270 Baiersbronn
Veranstaltungsbüro
Telefon: 07449 92998444
EMail: veranstaltung@nlp.bwl.de

Region Nordschwarzwald – 
Warum nicht länger bleiben?
Die Region Nordschwarzwald eignet sich 
ebenfalls sehr gut für einen längeren Aufent-
halt mit einer Schulklasse, so z. B. im Rahmen 
eines Schullandheimaufenthaltes.
Neben den beschriebenen Möglichkeiten 
im Nationalpark bietet die Region, die sich 
vor allem auf die Landkreise Freuden-
stadt und Calw erstreckt, zahlreiche 
spannende Orte, die man mit Schülerinnen 
und Schülern im Rahmen eines längeren 
Aufenthaltes besuchen kann, so z. B. 
der „Baumwipfelpfad“ in Bad Wildbad 
(www.baumwipfelpfade.de/schwarzwald), 
der in einer Höhe von 20 bis 40 Metern den 
imposanten Wald im Nordschwarzwald 
hautnah erlebbar macht.
Ganz in der Nähe von Bad Wildbad befindet 
sich außerdem einer der Naturhöhepunkte im 
Nordschwarzwald, der „Wildsee“ in Kalten-
bronn. Durch eine gemütliche Wanderung gut 
zu erreichen, ist der Wildsee einer der größ-
ten noch existierenden Hochmoorseen in 
Süddeutschland.
Auch die Städte in der Region sind sehens
und erlebenswert. Die deutsche Fach-
werkstraße führt durch weite Teile der 
Region und bietet u. a. mit Calw und Alten-

steig zwei besonders schöne Städte, 
die neben ihrer Architektur noch weitere 
Attraktionen zu bieten haben.
Freudenstadt, natürlich weithin bekannt 
für den größten Marktplatz Deutsch-
lands (eigentlich sollte hier einst ein 
Schloss gebaut und die Residenz von 
Stuttgart in den Nordschwarzwald verlegt 
werden), bietet für einen Aufenthalt mit 
Schülern weitere Möglichkeiten (z. B. das 
Erlebnismuseum „Experimenta“ und ein 
großes Freizeitbad). 
Auch der Besuch einer Großstadt bietet 
sich in der Region Nordschwarzwald an. 
So kann man in Pforzheim (die „Gold-
stadt“ gilt als die Pforte zum Schwarzwald) 
in die fast zweitausendjährige Geschichte 
dieser Stadt eintauchen, so z. B. im Römer
museum Kappelhof, das den Beginn der 
Stadt als römische Siedlung an einer wich-
tigen Fernstraße zeigt. Sowie in die Zeit 
des Mittelalters, als Pforzheim die Haupt-
stadt von Baden-Durlach war und mit der 
Schlosskirche die Grablege des badischen 
Fürstenhauses besaß, bis hin zur größten 
Katastrophe, die die Bewohner der Stadt 
erleben mussten, der fast völligen Zerstö-
rung Pforzheims am 23. Februar 1945, 
dokumentiert an vielen Orten in der Stadt 
(z. B. Wallberg).
Eine Woche Nordschwarzwald als Schul-
landheim – daraus kann man eine spannende 
Reise in eine Region BadenWürttembergs 
für Schülerinnen und Schüler machen.

Übernachtungsmöglichkeiten für Gruppen 
bieten sich an einigen Orten an. Hier eine 
(unvollständige) Auswahl von Übernach-
tungsmöglichkeiten in der Region Nord-
schwarzwald:

•  Jugendherberge Freudenstadt

•  Jugendherberge Forbach-Herrenwies

•  Jugendherberge Pforzheim Dillweißen-
stein (in einer ehemaligen Burg)

•  Burg Landschulheim Burg Hornberg 
(im Besitz von Forst BW mit speziellen 
naturkundlichen Angeboten)

•  CVJM Ferienheim Wildberg

Von Florian Gantner
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Die Entwicklung der Mittelschulen

Die Knaben als auch die MädchenMittel-
schule gingen in Heilbronn aus den sog. 
„Stadtschulen“ hervor. Da sich beide Schul-
arten, Stadt- und Mittelschule, als eine Art 
„gehobene Volksschule“ aus dem evangeli-
schen Volksschulwesen herausentwickelten, 
ist zunächst ein Blick auf das württem-
bergische Volksschulwesen und dessen 
Gesetzgebung nötig. Das neue Volksschul-
gesetz vom September 1836 war das erste 
württembergische Staatsschulgesetz und 
regelte, unter Aufhebung aller früheren 
Vorschriften, das Volksschulwesen für das 
ganze Land Württemberg einheitlich und 
umfassend. Ganz in der Volksschultradition 
Württembergs wird hier der Zweck der 
Volksschule in der religiös-sittlichen Bildung 
sowie der Unterweisung in die „nöthigen 
allgemeinen Kenntnisse und Fertigkeiten“, 
d. h. Lesen, Schreiben, deutsche Sprache, 
Rechnen und Singen gesehen. Diejenigen 
Unterrichtsgegenstände, die für das 
bürgerliche Leben von Nutzen waren (also 
die Realien), wurden auf die berufsschu-
lische Fortsetzung der Volksschule, die 
sog. „Sonntagsschule“, übertragen. Zwar 
wurde in den Vorbereitungen des Gesetzes 
versucht, die Volksschule zu heben, indem 
die Realien in den Unterricht eingebracht 

werden sollten, allerdings wurde bei 
Beschließung des Gesetzes der realis-
tische Zusatzparagraph von der Ersten 
Ständekammer abgelehnt und der Weg zur 
Mittelschule damit zunächst verbaut. 

Revolution 1848

Doch je mehr sich die soziale Bewegung 
dem Jahre 1848 näherte, desto reger 
kam eine Diskussion um die Volksschule 
und damit eine Differenzierung im mitt-
leren Schulwesen (d. h. in Form einer 
gehobenen Stadt oder Mittelschule) in 
Gang. Ein Grund hierfür war die Neuorien-
tierung der ursprünglichen „RealSchule“, 
hervorgerufen durch die Normalbestim-
mungen von 1835 und durch das preußi-
sche Berechtigungswesen, die eine Lücke 
im mittleren Schulbereich entstehen ließ, 
welche gefüllt werden musste. Gleichzeitig 
wurden die Realanstalten von zahlreichen 
Schülern besucht, die diese vorzeitig, mit 
14 Jahren, verließen, um einen Beruf zu 
erlernen. Auch konnten nur diejenigen 
Schüler die Realanstalten besuchen, 
deren Eltern das Schulgeld aufbrachten. 
Den anderen blieb die Volksschule, welche 
jedoch, aufgrund ihres Katechese-Charak-
ters, keine realistischen Fächer in ihrem 
Lehrplan führte und damit keine lebens- 
und berufsnahe Bildung vermittelte. Es 
musste also eine Art „Ersatzschule“ für die 
einstige „RealSchule“ geschaffen werden, 
um denjenigen Schülern, deren Eltern 
nicht die finanziellen Mittel besaßen, um 
eine höhere Schule zu bezahlen, und die 
deshalb vorzeitig die Realanstalt verließen, 
die Möglichkeit einer realistischen Ausbil-
dung zu geben.
Doch zunächst beendete die Nieder-
schlagung der Revolution von 1848 auch 
die Diskussion um eine mittelständisch 
orientierte Schulform aus dem Raume 
der Volksschule. Mit der Rückkehr zum 
politischen Vormärz folgte eine reaktive 
Phase, die auch das Schulwesen betraf. 
Diese rückwärtsgewandte Schulpolitik 
zeigte sich besonders im evangelischen 

Volksschulwesen. Hier sollten in der 
Lehrerausbildung die Fächer Geschichte, 
Naturgeschichte, Pädagogik und Didaktik 
entfallen, um die in den Lehrerstand Einfluss 
genommene, revolutionäre, politische 
Richtung zu unterbinden. So wurde unter 
anderem die Einführung des Lesebuchs, 
das zum allerersten Mal den Realienunter-
richt in die württembergische Volksschule 
bringen sollte, als ein Angriff auf das traditi-
onelle Katechese-Schulideal gesehen. Auch 
im Volksschulgesetz von 1858 wurde auf das 
Mittelschulproblem von staatlicher Seite nicht 
eingegangen. Die Volksschule blieb damit eine 
Schule für die unteren Volksklassen. 

Heilbronner Stadtschulen

Doch zeigten sich schon zu diesem Zeit-
punkt (wie bereits bei der Entwicklung der 
„Realanstalt“ geschildert) politische und 
gesellschaftliche Veränderungen, welche 
die stürmische, wirtschaftliche Aufwärts-
entwicklung Württembergs in den 1860er 
Jahren vorbereiteten. In diese Wende 
fiel auch die Gründung der Heilbronner 
Stadtschulen, indem erst die Mädchen, 
dann die Knaben-Stadtschule Mitte des 
19. Jahrhunderts eingerichtet wurden. 
Beide Schulen standen, auch räumlich, in 
enger Verbindung zur Volksschule. Schul-
inspektor war zunächst der Stadtpfarrer. 
Die Stadtschulen waren von den Städten 
gegründete, gehobene Volksschulen, die 
ein erweitertes Lehrziel anstrebten und in 
geringem Umfang Realien in ihrem Fächer-
kanon führten. Dabei hing in Heilbronn die 
zeitigere Gründung der Stadtschule für 
Mädchen und ihre höhere Schülerzahl 
damit zusammen, dass für die Jungen 
durch das Gymnasium und die Realanstalt 
für eine über die Volksschule hinausgehen-
de Bildung gesorgt war, sodass geringeres 
Interesse an der Knaben-Stadtschule 
bestand. Wollten dagegen die Mädchen 
über die Volksschulziele hinauskommen, 
existierte für sie in Heilbronn nur die höhere 
Töchterschule. Diese verlangte ein höheres 
Schulgeld und viele Eltern waren nicht 

Die historische Entwicklung 
des Realschulwesens in Heilbronn
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Von Kerstin Curth-Wegst

bereit, für die Bildung ihrer Töchter große 
finanzielle Opfer zu erbringen. Allerdings 
führte das aufblühende Wirtschaftsleben 
Württembergs in den 1860er Jahren dazu, 
dass auch die Stadtschule für Mädchen 
den Erfordernissen der Zeit nicht mehr 
genügte. Eine Weiterentwicklung dieser 
Schulart wurde nötig.

Die erste gesetzliche Empfehlung 
der Mittelschule

Mit dem wirtschaftlichen Aufschwung 
Württembergs gingen gesellschaftliche 
Veränderungen einher. Die Gewerbefreiheit 
ließ viele Menschen Handel und Gewerbe 
als Beruf ergreifen. Zum Eindringen des 
Arbeiterstandes und der Subalternbeam-
tenschaft in den Mittelstand, für die sich 
ein höheres Maß an Bildung mit sozialem 
Aufstieg verband, kam ein Wiedererwachen 
des politischen Lebens, indem sich die 
mittelständischen Kräfte in der 1864 
gegründeten Volkspartei neu formierten. 
Dadurch belebte sich auch die Mittelschul-
Idee im Raume der Volksschule wieder. 
Gleichzeitig kam auch die Diskussion um 
den realistischen Unterricht an der Volks-
schule wieder in Gang. Mit der Forderung 
nach realistischem Unterricht für die Volks-
schule bekundete sich ein Programm, das 
gegen das traditionelle Katechese-Schul-
ideal der Volksschule gerichtet war. Auch 
im Landtag wurde nun an der bestehenden 
Volksschule und ihrem zum größten Teil 
aus Religion bestehenden Unterricht Kritik 
geübt. In Übereinstimmung dazu stand das 
Memorandum des württembergischen 
Volksschullehrervereins von 1862, das für 
die evangelische Volksschule neben dem 
Religionsunterricht allgemeine Fertig-
keiten und Kenntnisse forderte, die für 
das bürgerliche Leben notwendig seien. 
Gleichzeitig erhoffte sich der Volksschul-
lehrerstand mit der Errichtung von Mittel-
schulen einen sozialen Aufstieg. Außerdem 
barg eine Mittelschule, die aufgrund ihrer 
kommunalen Freiwilligkeit außerhalb der 
normalen Volksschulpflicht stand, auch ein 

gewisses Maß an Selbstständigkeit gegen-
über der kirchlichen Schulaufsicht. Die 
Kirche wehrte sich zwar heftigst gegen die 
Vorwürfe und sprach sich gegen die „profa-
nen Fächer“ aus, allerdings bot eine Mittel-
schule für sie die Möglichkeit, die Realien an 
diese zu binden und der Volksschule den 
Katechese-Charakter zu belassen. 
Zum Drängen der Lehrerverbände trat 
zudem auch der Unmut der Bevölke-
rung. So heißt es in einer Denkschrift von 
1863: „Die außerordentlichen Fortschritte 
unsrer Zeit auf dem Gebiete der Industrie 
machen dem Handwerkerstand eine weiter 
gehende Schulbildung zum unabweisba-
ren Bedürfniß. […] Solche Knaben sollten 
besonders im Verständniß und Gebrauch 
der Muttersprache, im Rechnen und 
Geometrie, in den Realien und im Zeichnen 
weiter gebracht werden als ein gewöhn-
licher Volksschüler. […] Diesen Knaben 
genügt die Volksschule nicht und die Real-
schule entspricht nach ihrer Organisation 
ihrem Bedürfniß nicht.“ Schließlich nahm 
sich die Regierung der MittelschulProble
matik an. Das Ergebnis war die amtliche 
Festlegung der Mittelschule im Juni 1864. 
In der Verfügung werden die Realien einge-
grenzt auf: Geschichte, Geographie, Natur-
geschichte und Naturlehre. (Später sollte 
noch das Zeichnen sowie eine Fremdspra-
che hinzukommen.) Angebahnt durch die 
Verfügung stieg die Zahl der Mittelschulen 
in Württemberg stark an. Bedingt wurde die 
Entwicklung aber auch durch die Anpas-
sung Württembergs v. a. an Preußen, das 
im Zuge der Schulreform von 1872 das 
Mittelschulwesen auf gesetzlichen Boden 
gestellt und alle mittleren Unterrichts-
anstalten unter dem Namen „Mittelschule“ 
zusammengefasst hatte. Aber auch das 
Königreich Sachsen legte in seinem Volks-
schulgesetz von 1873 eine höhere Volks-
schule fest. 
In dieser Entwicklung zeigt sich aber auch 
der industrielle Anschlusswille Württem-
bergs an das übrige Deutschland. Der 
wirtschaftliche Aufschwung ließ den Anteil 
an Industriebeschäftigten stark ansteigen. 

Das Bildungsstreben als Grundlage des 
sozialen Erfolgs und Aufstiegs, welches 
in den Arbeiterbildungsvereinen in den 
1860er Jahren begann, setzte sich nun 
als bestimmend durch. Dabei bestand 
für die KnabenMittelschule zunächst 
kein besonderes Bedürfnis, da die reiche 
Versorgung des Landes mit Latein- und 
Realanstalten für eine über die Volksschule 
hinausgehende Bildung der Jungen sorgte. 

Mädchenmittelschulen 
in Württemberg

Anders verhielt es sich bei den Mädchen
Mittelschulen. Diese verbreiteten sich durch 
das Aufblühen von Handel und Gewerbe 
schnell. Das gewerbeständische Interesse 
an Mädchenmittelschulen zeigt sich gut 
an einem Artikel des Stuttgarter Gewerbe-
vereins aus dem Jahre 1858, der sich für 
die Errichtung solcher Schulen einsetzte, 
indem es dort heißt: „Die neuere Entwick-
lung in der Industrie, die auch das Klein-
gewerbe zu massenhafter Produktion, zu 
fabrikmäßigem Betriebe in beschränkterem 
Kreise drängt, hat einen Mangel in der Schul
bildung des weiblichen Geschlechts aufge-
deckt, der mit jedem Tag fühlbarer wird. 
Der Gewerbsmann muß, will er die absolut 
nothwendige Uebersicht über den Gang 
seines Geschäfts behalten, zu ordentlicher 
Buchführung seine Zuflucht nehmen; allein 
er selbst findet hiezu nur selten die Zeit, soll 
nicht unter der Schreiberei der eigentliche 
Betrieb Noth leiden; die Anstellung eines 
eigen hiezu qualificirten Mannes wäre zu 
kostspielig, und wenn er so schließlich seine 
Zuflucht bei der Frau oder bei den Töchtern 
nehmen will, so fehlt es hier am Geschick, 
leider aber und gewöhnlich schon am Sinn 
für die Bedeutung dieser Art von Beschäf-
tigung.“ Im Folgenden wird kritisiert, dass 
die Mädchen in der gewöhnlichen Volks-
schule nur Unterricht in Religion, Lesen, 
Schreiben und Rechnen erhielten und die 
Fertigkeiten auf einem zu niederen Grade 
stehen blieben: „Nach der Konfirmation 
aber ruht vollends Alles; das Mädchen 
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lernt jetzt […] nähen, Kleider machen und 
die sogenannten feineren Arbeiten, und 
entfremdet sich damit stufenweise immer 
mehr dem Gewerbe des Vaters und ihrem 
Stande, statt ihm mit der Entwicklung zur 
Selbständigkeit mehr und mehr in sich 
aufzunehmen und so zur Stütze des Vaters 
und künftigen Mannes zu werden.“ 
Eindeutig zeigt sich hier der Unterschied 
zur bestehenden höheren Töchterschule. 
War dort das Ziel, die Mädchen in Form 
der Hausfrau, Mutter und Ehegattin zu 
Repräsentantinnen der Honoratiorenfamilie 
auszubilden, so lag bei der MädchenMittel-
schule ein gewerbeständisches Interesse 
vor. Die MädchenMittelschule bildete 
damit die Parallele zur Realschule auf der 
Seite des weiblichen Erziehungswesens.

Gründung der Mädchen-
Mittelschule in Heilbronn

Auch in Heilbronn wollte man den Anfor-
derungen der Mädchen aus mittleren und 
einfachen Kreisen Rechnung tragen und 
eine zeitgemäße Schule gründen. 1876 
wurde die Stadtschule in eine Mädchen
Mittelschule umgewandelt. Diese umfasste 
zunächst sieben, dann acht Klassen. Im 
Unterschied zur Volksschule wählte sie 
ihre Schülerinnen aus und begrenzte 
ihre Klassenstärke auf 40 Schülerinnen 
pro Klasse. Außerdem besaß sie einen 
umfangreicheren und vertiefteren Lehrplan 
als die Volksschule. Darin nahm der Unter-
richt in der deutschen Sprache einen brei-
ten Raum ein. Sie pflegte wie die Realanstalt 
besonders den Unterricht in den Realien 
und erhob eine Fremdsprache, das Franzö-
sische, zum verbindlichen Unterrichtsfach. 
Dazu trat der Unterricht in Handarbeit.

Gründung der Heilbronner 
Knaben-Mittelschule

Die Gründung der Mittelschule für Jungen 
erfolgte in Heilbronn erst ca. 17 Jahre nach 
Einrichtung der MädchenMittelschule. 
Trotz dürftiger Quellenlage lässt sich auch 
hier rekonstruieren, dass die Gründung der 

Knaben-Mittelschule zu jenem Zeitpunkt 
erfolgte, als die Realanstalt ihre Umwand-
lung zur Oberrealschule vollzog und damit 
endgültig den mittleren Bildungsbereich 
verließ, um sich als höhere allgemein-
bildende Schule mit dem Recht der Verlei-
hung von Reifezeugnissen neben das 
Gymnasium stellte. 
Damit hinterließ die einstige „RealSchule“, 
die sich ursprünglich zwischen Volksschule 
und Gymnasium befand, eine Lücke im 
Schulwesen, die durch den Ausbau der 
Knaben-Stadtschule zur Mittelschule für 
Knaben geschlossen wurde. An einem 
Stundenplan aus dem Jahre 1867 lässt sich 
erkennen, dass der Unterricht die Fächer 
Biblische Geschichte, Religion, Bibellesen, 
Memorieren, Kinderlehre, deklamatorisches
Lesen, Diktierschreiben, Aufsatz, deutsche 
Sprache, Geschichte, Geographie, Natur-
kunde, Rechnen, Geometrie, Zeichnen, 
Singen und Schreiben umfasste, wobei die 
Schulung der technischen Fertigkeiten den 
größten Raum einnahm. 

Anpassung und Entwicklung der 
Mittelschulen im Einfluss des 
preußischen Berichtigungswesens

Aufgrund der Tatsache, dass das Berechti-
gungsprinzip Schulrecht mit dem Soldaten- 

und Beamtenrecht verzahnte, entschied 
es über die Rolle und Anerkennung einer 
Schulart gegenüber der Gesellschaft. Die 
Anpassung Württembergs an das preu-
ßische Berechtigungswesen im mittleren 
Schulraum in Form der sechsklassigen 
Realschule machte den Mittelschulen zu 
schaffen. So ging die Zahl der Mittelschulen 
in Württemberg von 1892 bis 1914 zurück. 
Um ihre Existenz zu sichern, war es für die 
Mittelschulen nun eine dringende Aufgabe, 
ihr Profil als eigenständige, weiterführende 
mittlere Schulform stärker herauszuarbeiten, 
um den Berechtigungsnachweis und damit 
die gesellschaftliche Anerkennung zu errei-
chen. Dabei hatte es die württembergische 
Mittelschule viel schwerer als die preußi-
sche, denn in Württemberg war die Abhän-
gigkeit von der Volksschule viel stärker. So 
galt für sie weiterhin, dass sie nur einen über 
die Volksschule hinausreichenden Unter-
richt erteilen sollte. Erschwert wurde ihre 
Profilierung durch eine Ministerialverfügung 
von 1895, die zwar die Fortbildungsschul-
pflicht für Schüler aufhob, die eine über 
die Volksschule hinausgehende höhere 
Bildung erreicht hatten, doch die Mittel-
schulen weiterhin von dieser „Dispensier-
berechtigung“ ausschloss. 
Aufgrund einer Beschwerde des Esslinger 
Gemeinderats gab es 1896 einen weiteren 
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Erlass, der die Mittelschulen zwar als eine 
höhere Stufe der Volksschule, nicht aber 
eine von dieser getrennten Schule festlegte. 
Hinzu kam, dass die Sozialdemokraten den 
Boden der Standesschule des 19. Jahrhun-
derts verließen und eine demokratische 
Schule forderten. Anstelle der Mittelschule 
verlangten sie eine gehobene Einheitsschule. 
Im Gegensatz dazu standen die Verfechter 
der mittelschulischen Selbstständigkeit, die 
der Volkspartei nahestanden und eine voll-
ständige Trennung von Mittel und Volks
schule verlangten. Die Regierung nahm 
zwischen beiden Positionen eine vermittelnde 
Stellung ein, indem sie die Mittelschulen aner-
kannte, sie aber ausschließlich im Rahmen 
der Volksschule sah und eine eigene Schul-
aufsicht ablehnte. Sie verwies darauf, dass 
es den einzelnen Gemeinden freistehe, den 
Lehrplan zu erweitern. 
Die Abwendung vom Standesschul-
prinzip, welches die Sozialdemokraten 
forderten, führte dazu, dass die Verfechter 
einer selbstständigen Mittelschule ihre 
Forderung mit dem Nachweis besonderer 
Unterrichtsfächer, welche diese Schul-
art bot, begründeten und die didaktische 
Seite besonders betonten. So wurde das 
Bestehen der Mittelschule darauf zurück-
geführt, dass die Gemeinden wegen des 
erweiterten Unterrichts in den Realien, im 
Zeichnen bzw. Handarbeiten und einer 
Fremdsprache diese Schulen gegründet 
hätten. Doch auch das Volksschulgesetz 
von 1909 beließ die Mittelschulen weiterhin 
als gehobene Volksschulen.

Die Mittelschulen in der Zeit 
der Weimarer Republik

Durch die Weimarer Reichsverfassung 
wurde das gesamte Schulwesen unter 
die Aufsicht des Staates gestellt. Auf einer 
für alle gemeinsamen Grundschule sollte 
das mittlere und höhere Schulwesen 
aufbauen. Zunächst erfuhr jedoch nur die 
Grundschule eine einheitliche reichsge-
setzliche Regelung, während die Gestal-
tung der mittleren Schule den einzelnen 
Ländern freigestellt wurde. Dennoch wurde 

damit die mittlere Schulentwicklung in 
Württemberg aus ihrem isolierten Dasein 
herausgehoben.
An den Heilbronner Mittelschulen wurde 
nach dem Ersten Weltkrieg der Besuch der 
achten Klasse zur Pflicht. Durch Einrich-
tung der Grundschule entfiel jedoch der 
vierjährige Unterbau. Für den Eintritt 
in die Mittelschulen war das Bestehen 
einer Aufnahmeprüfung erforderlich. 
Aufgrund eines Beschlusses des Eltern-
rats entschloss sich auch der Gemeinderat 
1923 sowohl in der Knaben- als auch in der 
MädchenMittelschule ein neuntes Schul-
jahr einzuführen. Von ihr ist bekannt, dass 
in dieser Klasse u. a. Unterricht in Hauswirt-
schaft, einfacher Buchführung, Maschinen-
schreiben und Kurzschrift erteilt wurde. Der 
Besuch dieser Klasse war zeitweise so 
stark, dass eine Parallelklasse eingerichtet 
wurde.

Das Jahr 1926

Im Jahre 1926 erhielt dann die württember-
gische Mittelschule einen neuen Lehrplan, 
welcher zum ersten Mal einheitliche Lehr-
aufgaben für diesen Schulzug festlegte. 
Dieser Erlass von 1926 brachte der Mittel-
schule als Normalform einen fünfklassigen 
Aufbau. Gleichzeitig war damit die „Dispen-
sierberechtigung“ verbunden, was bedeu-
tete, dass nun auch die Mittelschüler von 
einer allgemeinen Fortbildungsschulpflicht 
befreit waren, wenn sie eine fünfklassige 
Mittelschule erfolgreich beendeten. Somit 
wurde endlich auch der Mittelschule diejeni-
ge Aufmerksamkeit zuteil, die sie benötigte, 
um ihre Position als alleinige Vertreterin im 
mittleren Schulbereich zu stärken.
Der Lehrplan von 1926 führt weiter aus, 
dass die Mittelschulen für begabte Kinder 
gedacht seien, die eine vertiefte, über 
das Ziel der Volksschule hinausgehende 
Bildung erlangen möchten. Dabei umfasste 
die vorgeschriebene Stundentafel für 
Knaben und MädchenMittelschulen die 
Fächer: Religion, Deutsch, Geschichte 
mit Staatsbürgerkunde, Erd- und Heimat-
kunde, eine verpflichtende Fremdsprache 

(nun Englisch für Mädchen, Französisch für 
Jungen), Rechnen und Raumlehre, Natur-
kunde, Bildhaftes Gestalten, Singen, Musik-
pflege und Leibesübungen. Dazu kamen in 
der Oberstufe Kurzschrift und für begabte 
Schüler eine zweite Fremdsprache. Die 
Mädchen besaßen als verpflichtendes 
Fach noch Handarbeiten. Als freiwillige 
Fächer wurden für sie in der letzten Klasse 
zusätzlich Hauswirtschaft und Maschinen
schreiben angeboten. Allerdings war es 
den Mädchen untersagt, mehr als ein 
freiwilliges Fach zu wählen. Die Jungen 
konnten hingegen als freiwilliges Fach noch 
Werkunterricht hinzunehmen. 
Aber auch in den allgemeinen Fächern 
bestanden neben den Fremdsprachen 
Unterschiede zwischen der Mädchen
und Knaben-Mittelschule. Beispielsweise 
waren für Jungen im Rechenunterricht 
das Rechnen von allgemeinen Größen, 
Arithmetik, Funktionen usw. vorgesehen, 
während derjenige der Mädchen fast 
ausschließlich auf der „Berechnung zum 
Aufdecken von Ersparnismöglichkeiten im 
Haushalt unter weitgehender Verwendung 
des Prozentrechnens“ ausgelegt war. Dazu 
gehörten Themen wie „Einkauf im Kleinen 
und Großen“, „Rentabilität der Selbst-
versorgung“ (Gartenbau, Kleintierzucht, 
Eigenhaus oder Miete usw.), „die vorteilhaf-
teste Beleuchtung“, „das zweckmäßigste 
Brennmaterial“ sowie das Erstellen eines 
Haushaltsplans und die Führung eines 
Wirtschaftsbuchs. Dazu kamen „Berech-
nungen über die verschiedensten Möglich-
keiten, Geld anzulegen“.

Ringen um den 
Berechtigungsnachweis

Aus Zeitungsberichten geht hervor, dass 
nicht nur in Heilbronn, sondern auch in 
Württemberg die Mittelschulen mit großen 
Problemen zu kämpfen hatten. Diese 
Schulen erfuhren einen starken Rück-
gang an Schülern. Als Ursache sah man 
den Geburtenrückgang, den Zuwachs an 
akademischen Berufen, der die Schüler 
dazu bewege, verstärkt die höheren 
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Aus unseren Reihen

Schulen zu besuchen, aber auch den 
Ausbau der höheren Handelsschule. 
Hauptursache blieb jedoch weiterhin die 
Tatsache, dass immer mehr Schüler die 
höheren Schulen besuchten, weil weiter-
hin nur dort der Berechtigungsnachweis 
der mittleren Reife erlangt werden konnte. 
Dabei wurde scharfe Kritik am Berechti-
gungswesen geübt, auch in Heilbronn. Man 
monierte, dass die für die mittlere Laufbahn 
im Staats- und Gemeindedienst und für 
die kaufmännischen Berufe geforderte 
Berechtigung der mittleren Reife zu einem 
großen Andrang an den höheren Schulen 
geführt habe und tüchtigen Mittelschülern 
den Weg in diese Berufe versperre. Einer 
weiteren Entvölkerung der Mittelschulen 
müsse entgegengewirkt und den wirt-
schaftlich schwächeren Volksschichten 
eine Schulbildung vermittelt werden, die 
über die Ziele der Volksschule hinausginge 
und zur mittleren Reife führe. Auch in den 
Frauenberufen wurde verstärkt die mittlere 
Reife gefordert.
Deshalb versammelten sich in Heilbronn 
bereits 1924 die Eltern der Schülerinnen der 
MädchenMittelschule, um „eine gemein-
schaftliche Abwehr gegen den drohenden 
Abbau der Mittelschulen“ zu organisieren. 

Nach Stuttgarter Vorbild wurde ein Eltern-
verein gebildet, dem sich auch bald die 
Elternschaft der Knabenmittelschule 
anschloss. Auch der Heilbronner Gemein-
derat sprach sich Anfang 1925 für den 
Erhalt der Mittelschulen in der Stadt aus 
und wollte sogar noch eine zehnte Klasse 
zur Erlangung der mittleren Reife einführen. 
Als Begründung wurde ausgeführt, dass 
die höheren Schulen in erster Linie für die 
wissenschaftliche Ausbildung bestimmt 
und in der Hauptsache nur den Kindern 
begüterter Kreise zugänglich seien, 
während die Mittelschule dem Bedürfnis 
„nach einer gediegenen, über die Ziele der 
Volksschule hinausgehenden, dem prakti-
schen Leben Rechnung tragenden, abge-
schlossenen Schulbildung entsprächen“. 
Hauptsächlich würden die Mittelschulen 
„von Kindern der Kleingewerbetreibenden, 
unteren und mittleren Beamten, der Wein-
gärtner und Arbeiter besucht“. Doch nicht 
nur der evangelische Ortsschulrat, auch 
die Unterrichtsverwaltung sprachen sich 
zunächst gegen die Pläne aus und wollten 
die Mittelschulen nicht als eigenständige, 
sondern als gehobene Volksschulen in 
Heilbronn belassen.

Der Kampf der Heilbronner 
Mittelschulen

Doch der Konkurrenzkampf zwischen den 
Heilbronner Mittelschulen und der sechsklas-
sigen RealSchule und der nun bestehenden 
MädchenRealSchule als höhere Schul
arten spitzte sich 1927 zu. Ausschlaggebend 
war das Vorhaben an den beiden höheren 
RealSchulen sog. „BZüge“ mit nur einer 
Fremdsprache einzuführen, die ebenfalls zur 
mittleren Reife führen sollten. Man befürchtete 
vor allem vonseiten der Eltern eine Benach-
teiligung der Mittelschulen, die noch immer 
nicht zur mittleren Reife führen durften. Erneut 
bat der Vorsitzende des Elternvereins der 
Mittelschule darum, diese zu sechsklassigen 
Anstalten mit dem Abschluss der mittleren 
Reife auszubauen, um deren Bestand zu 
sichern. Allerdings kam die Verwaltungsabtei-
lung zu keiner Entscheidung und veranlasste 
eine Umfrage bei anderen Städten. Da sich 
auch hier kein einheitliches Bild ergab, man 
sich aber ein einheitliches Vorgehen wünsch-
te, bat der Heilbronner Gemeinderat den 
Württembergischen Städterat um Hilfe und 
vertagte die Entscheidung. So erfolgten erst 
im Jahr 1929 Veränderungen, nachdem die 
Elternschaft erneut darum bat. Nun erklärte 
sich auch der evangelische Ortsschulrat mit 
der Errichtung von Aufbauklassen, die mit der 
mittleren Reife abschließen sollten, einver-
standen. Und auch die Verwaltungsabteilung 
befürwortete nun den Antrag. Nachdem auch 
der Gemeinderat und das Kultusministerium 
die Einrichtung von Aufbauklassen geneh-
migten, wurden die Heilbronner Mittelschu-
len, nach langem Ringen, zu voll ausgebauten 
sechsklassigen Anstalten mit dem Recht, die 
mittlere Reife zu verleihen. Die Schülerzahlen 
stiegen ab diesem Zeitpunkt wieder an.

Die Mittelschulen unter 
dem Nationalsozialismus

Auch die Mittelschulen erfuhren durch die 
Schulreform des nationalsozialistischen 
Staates eine reichseinheitliche Neuord-
nung. Englisch wurde Pflichtfremdsprache 
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und in den oberen Klassen wurde wahlfrei 
eine zweite Fremdsprache angeboten. An 
der Heilbronner MädchenMittelschule 
war dies Französisch. An den Knaben-
Mittelschulen wurden neben den mathe-
matisch-naturwissenschaftlichen die tech-
nischwerklichen Fächer betont. Doch die 
Mittelschulen bestanden nur noch kurze 
Zeit. Per Gesetz wurde ab 1943 nach dem 
Vorgang Österreichs und dem Sudetenland 
zur Förderung von begabten Schulen die 
„Hauptschule“ angeordnet, die auf die vier-
jährige Volksschule aufbaute. Ab 1942/43 
begann in Württemberg und damit auch in 
Heilbronn die Umwandlung der Mittel – in 
die „Hauptschule“. Doch schon 1944 fielen 
die Heilbronner Schulgebäude der Mittel-
schule dem Bombenangriff englischer 
Flieger zum Opfer und der Schulbetrieb 
wurde zunächst eingestellt. Der Bombenan-
griff vom 4. Dezember 1944 zerstörte 80 % 
der Stadt Heilbronn, darunter auch die Schul-
gebäude der beschriebenen Schulen.

Entwicklungen nach dem 
Zweiten Weltkrieg

Nach vielen Widrigkeiten infolge des Zweiten 
Weltkriegs konnte in Heilbronn im Oktober 
1945 der Unterricht wieder beginnen und 
die „Hauptschulen“ wurden wieder in 
Mittelschulen umgewandelt. Die Rückkehr 
geflohener Heilbronner und die Zahl der 
Heimatvertriebenen ließen die Einwohner- 
und damit auch die Schülerzahl wieder 
anwachsen. Hinzu kam eine höhere Wertung 
des Abschlusszeugnisses der Mittelschule 
und die Tatsache, dass die Mittelschule 
die billigste aller weiterführenden Schulen 
darstellte. Diese Tatsachen zwangen die 
Stadt Heilbronn zu weiteren Neubauten und 
Gründung neuer Mittelschulen.
1955 erfolgte das Düsseldorfer Abkommen 
der Länder zur Vereinheitlichung auf dem 
Gebiet des Schulwesens, im Jahre 1963 
wurde der Lehrplan der württembergi-
schen Mittelschulen neu geregelt und 
seit 1963/64 wird ein Abschlusszeugnis 
aufgrund einer besonderen Prüfung erteilt. 

Durch das Hamburger Abkommen von 
1964 wurden alle mittleren Schulen als 
„Realschulen“ bezeichnet (in Württemberg 
ab 1967).
Noch heute bestehen in Heilbronn die 
beschriebenen Knaben und Mädchen
Mittelschulen in Form der „Dammreal-
schule“, der „MörikeRealschule“ und der 
„HeleneLangeRealschule“. An allen drei 
Schulen wurde mit dem Schuljahr 1979/80 
die Koedukation eingeführt.

Schlussbetrachtung

Mag sich auch ein Bedeutungswandel 
in den einzelnen Begriffen und dem von 
ihnen Begriffenen vollzogen haben, indem 
man unter der heutigen Realschule etwas 
ganz anderes versteht als unter den 
„RealSchulen“ des 18. und 19. Jahrhun-
derts, so bietet die heutige Realschule noch 
immer, insbesondere in ihren Wahlpflicht
fächern, ein realistisches Bildungsanliegen, 
noch immer ist die Berufsbezogenheit ein 
Element ihres Bildungsverständnisses. 
Noch heute vereint sie Theorie und Praxis, 
berücksichtigt Lebenswirklichkeit und 
Wissenschaft und leistet damit einen 
Beitrag zur Verbindung von Wort und 
Sache, Abstraktion und Anschauung sowie 
Denken und Tun. Trotz des Begriffswandels 
besitzt die Realschule, heute wie damals, 
einen ausgeprägten Bezug zur Wirklichkeit, 
der ein Prinzip der Arbeit dieser Schulform 
war und ist. Zurecht erhielt deshalb die 
einstige Mittelschule ab 1967 in Württem-
berg den Namen „Realschule“ und knüpfte 
damit wieder an ihre große Tradition an. 
Beispielhaft zeigt sich an Heilbronn, wie 
sich die heutige baden-württembergische 
Realschule entwickelte und welche Kämpfe
sie auszufechten hatte. Teilweise erinnern 
die Konflikte an heutige Auseinanderset-
zungen. Verfolgt man den Weg dieser 
Schulform, sieht man, dass auch die baden-
württembergische Realschule auf eine sehr 
lange und erfolgreiche Geschichte zurück-
blicken kann. Dabei entsprang ihre Einrich-
tung keiner ideologisch behafteten Idee. Sie 

stellt keine künstlich von oben im Top-Down-
Prinzip installierte Schulart dar, sondern 
entstand aus einem echten wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Bedürfnis heraus. 
Schüler sollten nicht mehr lebensfern, 
sondern realitätsnah unterrichtet werden. 
Dies geschah u. a. unter Hinzunahme der 
Realien in den Fächerkanon. Auf Grundlage 
der Verzahnung von Theorie und Praxis soll-
ten lebensnah geschulte, gut ausgebildete 
Absolventen die Schulform verlassen. Als 
sich die ursprünglichen „RealSchulen“ zu 
höheren Lehranstalten entwickelten, wurde 
auch in Heilbronn der Ruf nach Mittelschulen 
laut, die dann den mittleren Bildungsbereich 
endgültig eigenständig übernahmen. 
In ihrer Beliebtheit hat diese Schulform in 
Baden-Württemberg an nichts eingebüßt; 
heutige Anmeldezahlen beweisen dies 
weiterhin eindrücklich. Auch der Wunsch 
der Wirtschaft, der Industrie, des Hand-
werks und des Handels nach Realschülern, 
als Garanten für die Fachkräfte von morgen, 
ist ungebrochen, nicht zuletzt sichtbar am 
Süddeutschen Realschultag. Dennoch 
wurde und wird ohne Not Hand angelegt an 
diese, zudem noch kostengünstig arbeiten-
de, traditionsreiche Schulart. Das Profil der 
Realschule wird mehr und mehr verwässert, 
ihr ursprüngliches Profil entkernt. Was droht, 
ist die Zerstörung eines Erfolgsmodells, was 
bleibt ist wieder eine Lücke.

(Zusammenfassung aus: Curth, Kerstin: 
Die historische Entwicklung des Realschul-
wesens in Heilbronn bis zum Zweiten 
Weltkrieg, 1998 / Stadtarchiv Heilbronn)

Von Kerstin Curth-Wegst



Poreptus num, alis et quaspid molec-
tem et lam, aut am eiciendaepe natem-
peribus mi, odio temo tet vitaquost 
faccus, vollictus accum volor sequo 
officil excearibusam eum cus id maxim-
pe rferum atet peris sunt.

Ad quisinum voluptat res et hitatiis dollesc 
ipsunt moluptatus ut labores sus, am, quas 
sit, alignis nam volum fugia vent apissus 
antium quos dolupta tquatem quodit, ipsam 
aligend anisquund
Ihr Ralf Merkle

Aus unseren Reihen

  REALIST:  Frau Steinhülb-Joos, 
welchen Stellenwert hat die Realschule 
im baden-württembergischen Schul-
system für Sie?

Die Realschule hat die große Aufgabe, 
Schüler*innen bestmöglich auf die Zukunft 
vorzubereiten und ihnen eine gute Berufs-
orientierung zu ermöglichen. Ich erlebe 
Realschulen, die sehr gute Arbeit leisten, 
sehr innovativ die Schüler*innen dort 
abholen, wo sie stehen und eine sehr gute 
Vorbereitung auf den Abschluss umsetzen. 
Die Realschule ist für mich eine Schulart, 
die neben dem Gymnasium, der Haupt-
schule/Werkrealschule und der Gemein-
schaftsschule die wichtige Aufgabe hat, 
Schüler*innen, die sich für die Realschule 
entschieden haben, differenziert zu fördern, 
damit nach dem Realschulabschluss oder 
Hauptschulabschluss alle Wege offen-
stehen. Neben dem Gymnasium, das mit 
44 Prozent Übergangsquote die stärkste 
Schulart ist, zeigt die Realschule eine Über-
gangsquote von 33 Prozent und ist damit 
zweitstärkste Schulart.  
Ich finde es eine Überlegung wert, den 
Realschulen eventuell ebenfalls das 
E-Niveau zu ermöglichen. Ich vertrete 
die Ansicht, dass alle Schularten so 
gerüstet sein müssen, heterogenen 
Schülerschaften, die es in allen Schularten 
gibt, differenziert begegnen zu können.

  REALIST:  In dieser Legislatur-
periode kam es zu Umstrukturierungs-
maßnahmen im Kultusministerium. 
Dabei wurde u.a. das eigenständige 
Realschulreferat abgeschafft. Wir vom 
RLV sehen darin einen Angriff auf die 
Eigenständigkeit der Realschule. 
Wie beurteilen Sie diese Maßnahme?

Interview mit Katrin Steinhülb-Joos

INTERVIEW

Mit der 
Landespolitik 
im Gespräch
Im letzten Jahr haben wir mit unserer Interviewreihe „Mit der Landes-
politik im Gespräch“ begonnen. In jeder Ausgabe des „realist“ wird bis 
2024 eine weitere Fraktion des Landtages von Baden-Württemberg 
unsere Fragen beantworten.

Wir orientieren uns dabei an der Fraktionsstärke, allerdings in umgekehrter 

Reihenfolge. Aus diesem Grund haben wir im Mai 2022 mit der kleinsten 

Fraktion im Landtag begonnen. Nun folgt die SPD-Fraktion im Landtag 

von BadenWürttemberg. Die SPD hat bei der letzten Landtagswahl 11 % 

der Stimmen erreicht und stellt 19 Abgeordnete im Landtag.

Das Gespräch führten wir mit der schulpolitischen Sprecherin der SPD, 

Katrin Steinhülb-Joos.

Die Auswahl der Gesprächspartner erfolgt dabei getreu unserer Satzung, 

die in § 4 „Zweck und Aufgaben“ unter Absatz 3 festhält:

„Der RLV arbeitet nach demokratischen Grundsätzen, er ist parteipolitisch

und konfessionell unabhängig.“

In den nächsten beiden Ausgaben folgen die beiden stärksten Fraktionen 

in Landtag von Baden-Württemberg.

Schulpolitische Sprecherin der SPD-Fraktion 
im Landtag von Baden-Württemberg

Welche Schularten sich durchsetzen, 
bestimmt die Gesellschaft.
Katrin Steinhülb-Joos

„
“
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Das Gespräch führte Ralf Merkle

Ich sehe die Notwendigkeit alle Schularten 
qualitativ hochwertig auszustatten. Alle 
Schularten sollen so begleitet werden, 
dass sie das Handwerkszeug besitzen, 
heterogenen Gruppen gut begegnen 
zu können. Alle Schularten benötigen 
entsprechende Fortbildungen, den Blick 
auf Differenzierung und Tiefenstrukturen, 
den Blick auf Qualitätsmerkmale des 
Unterrichts und den Blick auf die Berufs-
orientierung. Da der Blick auf das gerichtet 
werden muss, was die Schüler*innen von 
heute an Ressource, sozialen Kompe-
tenzen, lernförderlichen Leistungsrück-
meldungen benötigen, sehe ich gewisse 
Synergieeffekte bei der Bündelung der 
Themenfelder, die ggf. von einem Referat 
organisiert werden. Die Eigenständigkeit 
der Schulen zeigt sich in meinen Augen in 
der Auswahl und Einstellung der Lehrkräfte 
und in der Entscheidung über pädagogi-
sche Profilbildungen. Ich durfte vor kurzem 
zusammen mit dem Arbeitskreis Bildung 
meiner Fraktion Hamburg besuchen. Die 
Schulen dort haben eine große Eigenver-
antwortlichkeit, sie entscheiden selbst, in 
welches Personal sie investierten, wen und 
welche Anzahl sie einstellen wollen, auch 
über professionelle Teams. 
Wichtig finde ich, dass eine Realschule 
gesehen wird, positives erkannt und 
benannt wird, und ggf. die notwendige 
Unterstützung erhält, die sie spezifisch 
einfordert, um sich bestimmten Schwer-
punkten zu widmen. Von welcher Behörde 
aus die Unterstützung kommt, ist für 
mich zweitrangig, wichtig ist, dass diese 
verbindlich, kontinuierlich und gewinn-
bringend gewährleistet ist.

  REALIST:  Sie sprachen gerade 
von Hamburg, dort gibt es ja seit 
vielen Jahren keine Realschulen 
mehr. Die dortigen „Stadtteilschulen“ 
haben die Haupt- und Realschulen 
ersetzt und entsprechen teilweise der 
Gemeinschaftsschule in BW. Auch 
Ihre Partei hat 2011, nachdem die 

SPD erstmals die Verantwortung im 
Kultusministerium übernommen hatte, 
alles daran gesetzt die Realschule 
abzuschaffen und ein Einheitsschul-
system einzuführen. Jetzt höre ich aus 
Ihren Antworten ein „leises Bekenntnis“ 
zum Erhalt der Realschule heraus. Ist 
das so? Möchte die SPD die Realschule 
in BW nicht mehr abschaffen?

Welche Schularten sich durchsetzen, 
bestimmt die Gesellschaft. Beispiel Haupt-
schule, in der sehr gute Pädagogische 
Arbeit geleistet wurde. Doch trotz aller 
Reformversuche, die Hauptschule zu 
retten, (siehe Modelle 7+3, 9+1, …) konnte 
sie sich gesellschaftlich nicht durchsetzen. 
Damals wurde sehr viel Geld investiert, um 
die Hauptschule zu retten. Ich konnte es 
selbst erleben, wie sich Hauptschülerinnen 
und Hauptschüler beispielsweise für ein 
Praktikum vorgestellt haben und sofort 
eine mündliche Zusage erhalten haben, 
als sie jedoch ihr Zeugnis nachgereicht 
haben auf welchem „Hauptschule“ stand, 
wurde ihnen wieder abgesagt! Die Eltern 
stimmen mit den Füßen ab, obwohl so 
viel investiert wurde, um ihnen glaubhaft 
zu machen, ein Hauptschulabschluss sei 
viel wert. Die Realschulen hatten früher 
dieselbe Übergangsquote nach der Grund-
schule, wie das Gymnasium. Auch wenn 
sie immer noch den zweithöchsten Über-
tritt vorzuweisen haben, verzeichnen sie 
trotz ihres pädagogischen Engagements 
in den letzten Jahren Rückgänge (2012/13 
37,1 Prozent, 2022/23 33 Prozent). Die 
Übergangsquote auf das Gymnasium hat 
ca. 14 Prozent zugenommen seit 1995/96 
auf nun 45 Prozent im Jahr 2022/23! Die 
Gesellschaft ist schwer zu beeinflussen, 
der Trend zu Akademisierung ist trotz aller 
Versuche, die Vorteile von Ausbildungen 
zu vermitteln, bisher nicht erfolgreich. Dies 
bekommen alle Schularten und vor allem 
bekommt dies unsere Gesellschaft in Form 
eines Fachkräftemangels zu spüren.
Zu Ihrer Frage, ob die SPD die Realschule 
abschaffen möchte, darf ich Ihnen sagen, 

dass der Ansatz unserer SPD- Landtags-
fraktion sich ausschließlich auf die Verbes-
serung der Qualität und die Verbesserung 
der schulischen und individuellen unter-
richtlichen Unterstützungsmöglichkeiten 
fokussiert, wie auch auf die bestmögliche 
Berufsorientierung. Wir verstehen diese als 
Aufgaben aller Schularten.

  REALIST:  Die von Ihnen angespro-
chene Einführung eines E-Niveaus an 
der Realschule klingt jedoch wieder 
verdächtig nach dem Plan, der ab 2011 
von der Grün-Roten Landesregierung 
verfolgt wurde. Damals hieß es, dass 
die Realschulen sich „weiterentwickeln“ 
müssen, letztlich war damit aus unserer 
Sicht und der Sicht nahezu aller Real-
schulen aber gemeint, dass aus der 
„Weiterentwicklung“ eine Abwicklung 
der Realschule folgen sollte. Warum 
ein E-Niveau? Es gibt doch bereits 
viele Wege in Baden-Württemberg 
zum Abitur. Das äußerst erfolgreiche 
G9-Modell mit sechs Jahren Realschule
und den beruflichen Gymnasien, ein 
ganz besonders erfolgreiches baden-
württembergisches Erfolgsmodell, 
das den Wirtschaftsstandort Baden-
Württemberg über viele Jahrzehnte 
erfolgreich gemacht hat, wird hierbei 
nie thematisiert. Unseren Schülerinnen 
und Schülern stehen doch nach der 
Realschule alle Wege offen? 

Aktuell gibt es keine Pläne und keine 
Vorschläge der Landesregierung in Rich-
tung ENiveau für die Realschulen. Sollte 
die Einführung von G9 umgesetzt werden, 
könnte sich diese Entwicklung möglicher-
weise auf die Realschulen auswirken. Der 
Prozentsatz mit Gymnasialempfehlung, 
die sich doch eher für die Realschule 
entschieden haben, könnten sich dann für 
das Gymnasium entscheiden, was sich 
vermutlich negativ auf den Übergang in 
die Realschule auswirken könnte. Ich halte 
es persönlich für wichtig, verschiedene 
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Überlegungen und Ideen mit Personen 
aus der Praxis durchzudenken und sich 
proaktiv mit verschiedenen Möglichkeiten 
auseinanderzusetzen. 

  REALIST:  Aktuell wird über eine 
Vielzahl von „Baustellen“ im Bildungs-
bereich gesprochen. Wir beide wissen 
(Sie waren ja viele Jahre lang Lehrerin 
und Schulleiterin einer Gemein-
schaftsschule in Stuttgart, verfügen 
also, im Gegensatz zu manch anderen 
Politikerinnen und Politikern, die über 
Bildungspolitik reden und auch Verant-
wortung tragen, über die notwendigen 
Erfahrungen), dass diese Probleme 
nicht „über Nacht“ aufgetaucht sind, 
sondern schon viele Jahre existieren. 
Welche Probleme oder Herausforde-
rungen sind für Sie aktuell die dring-
lichsten, die es in Baden-Württemberg 
zu lösen gilt? Welche Lösungsansätze 
hat hier die SPD?

Die größte Herausforderung ist derzeit der 
Lehrkräfte und Fachkräftemangel. Hier gilt 
alles dranzusetzen, um mehr Personen in 
den Schuldienst zu bekommen. Alle Schul-
arten leiden unter zu viel Unterrichtsausfall 
ohne entsprechende Krankheitsstellvertre-
tungen. An Ganztagesschulen, welche die 
Kinder trotz ausfallender Lehrkräfte beauf-
sichtigen müssen und die Kinder nicht nach 
Hause schicken können, sondern unter 
allen Umständen an der Schule behalten, 
tritt das Problem besonders eklatant auf. 
Lehrkräfte fehlen vor allem für die Grund-
schulen und für die naturwissenschaftlichen 
Fächer. Wir als SPD fordern schon lange, 
die Studienplätze aufzustocken. Leider hat 
man in den letzten Jahren versäumt, mehr 
Lehrkräfte auszubilden. Jetzt kommen wir 
in eine Situation, in der teilweise nicht mehr 
genügend Interessenten für das Lehramts-
studium vorhanden sind. Im Grundschulbe-
reich gibt es noch Hochschulen, die mehr 
Bewerber*innen verzeichnen können als 
Plätze. An dieser Stelle wäre es aus meiner 

Sicht unmittelbar notwendig aufzustocken, 
solange Interesse für den Beruf besteht. 
Das Thema Weiterqualifizierung von 
Quereinsteiger*innen wurde in den letzten 
Jahren ebenfalls vernachlässigt. Wir haben 
zahlreiche Personen, die seit Jahren an 
den Schulen tätig sind, beispielsweise 
Nichterfüller*innen in den Vorbereitungs-
klassen, die man hätte berufsbegleitend 
qualifizieren können.
Für besonders dringlich halten wir die 
Anhebung der Grundschullehrkräfte auf 
A13/E13, um die Attraktivität des Berufes 
zu steigern und Wertschätzung gegenüber 
dem anspruchsvollen Beruf der Grund-
schullehrkraft aufzubringen. 
Aus unserer sozialdemokratischen Sicht 
heraus, sehen wir die Notwendigkeit, eine 
sozialdatenatlasbezogene Ressourcen
zuweisung unmittelbar und flächen
deckend umzusetzen. Eine Umsetzung an 
wenigen Modellschulen und eine entspre-
chende vierjährige Versuchsphase halten 
wir in Anbetracht der nicht zufriedenstel-
lenden Ergebnisse bei IQB für nicht ziel-
führend. Eine Umsetzung der sozialdaten-
atlasbezogenen Ressourcenzuweisung 
kann unserer Meinung nicht nur über die 
Monetarisierung geschehen, sondern auch 
über eine höhere Ressourcenzuweisung. 
Dies wäre im Moment nur mit einer sozialen 
Umverteilung möglich, das heißt Schulen 
mit entsprechendem Sozialindex würden 
mehr Ressourcen erhalten.
Das Thema Inklusion hätte schon längst 
mehr Aufmerksamkeit verdient. Alle 
Schüler*innen mit einem sonderpädago-
gischen Anspruch haben das Recht auf 
eine entsprechende Unterstützung. Wir 
finden es bedauerlich, dass erst jetzt daran 
gedacht wird Studienplätze zu erhöhen.
Das Thema multiprofessionelle Teams 
bringt zusätzliches Personal an die 
Schulen, doch auch hier ist die Umsetzung 
an wenigen Schulen nicht der Situation 
entsprechend.
Wir, in diesem Fall explizit ich, haben uns 
stark dafür eingesetzt pädagogische 
Assistentinnen und Assistenten wieder an 

den Schulen zu verorten, ohne Anrechnung 
auf eine Lehrkraft. An dieser Stelle freuen 
wir uns, dass die Landesregierung unseren 
Vorschlag aufgegriffen hat. Aus meiner 
Sicht dürften es mehr sein, vor allem benö-
tigen wir ebenfalls Pädagogische Assis-
tentinnen und Assistenten in Realschulen 
und Gemeinschaftsschulen. Leider gibt es 
hierzu bisher keinerlei Bestrebungen der 
Landesregierung.
Besonders dringlich empfinde ich, den 
Schulen ausreichend Ressourcen zur 
Verfügung zu stellen, um den Schüler*innen 
und Schüler in deutlich höheren Maßen 
individuelle Unterstützung zukommen zu 
lassen. 
Die Landesregierung geht davon aus, eine 
Schule könnte mit einer 100 Prozent Versor-
gung optimal arbeiten. Sie verkennt hier die 
Tatsache, mal ganz davon abgesehen, dass 
viele Schulen keine 100 Prozent Versor-
gung (mehr) haben, dass die heutigen 
Herausforderungen und Bedarfe, auch 
sozialer Art an allen Schularten angewach-
sen sind. Eine Lehrkraft allein, kann dies 
nicht stemmen.
Die größte Herausforderung ist, allen Schul-
arten die Möglichkeiten an die Hand zu 
geben, bestmögliche Bildung umzusetzen. 
Dazu gehört unbedingt, die Schulleitun-
gen zu entlasten und mehr Verwaltungs-
assistenzen zu ermöglichen. Dazu gehört 
endlich den Schulen eine gute Digitalisie-
rung zu ermöglichen, einschließlich der 
Option „digitale Hausmeister“ einzustellen, 
zur Entlastung der Lehrkräfte.
Solange Lehrkräfte knapp sind, stehen wir 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten 
dafür, bewährte Konzepte weiter an der Schule 
umzusetzen. Dazu gehört beispielsweise der 
Einsatz von Berufseinstiegsbegleiter*innen. 
Bedauerlicherweise ist das Land aus der 
Finanzierung ausgestiegen. Besonders 
Schülerinnen und Schüler, die wenig Unter-
stützung von zuhause erhalten können, sind 
auf diese intensive Begleitung durch Berufs-
fachleute angewiesen.
Auch dafür werde ich mich weiterhin 
einsetzen. 

Interview mit Katrin Steinhülb-Joos
Schulpolitische Sprecherin der SPD-Fraktion 
im Landtag von Baden-Württemberg
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  REALIST:  Sie haben es gerade 
angesprochen. Der Lehrkräftemangel 
ist sicher das zentrale Problem, 
welches wir gegenwärtig im Bildungs-
system haben. Aber auch dieses 
Problem hat eine lange Vorgeschichte. 
Früher wurden von den noch zahlrei-
chen Bewerberinnen und Bewerbern 
nur ein Teil eingestellt (in diesen 
Zeiten stellte in der Regel die CDU 
die Kultusminister), 2012 verkündete 
Ministerpräsident Kretschmann, dass 
man künftig auf über 11.000 Lehrkräfte 
verzichten könnte (damals führte die 
SPD das Kultusministerium). Die Zahl 
der Lehramtsstudierenden brach 
daraufhin signifikant ein.
Angekommen in der Opposition, so 
scheint es, erkennen Parteien plötzlich 
die Nöte, die man als Regierungspartei 
doch hätte lösen können. Die Aussage 
von Herrn Kretschmann damals wurde 
aber (meines Wissens) von der SPD 
unwidersprochen hingenommen. 
Hatte die SPD die Probleme damals 
nicht gesehen?

Wie in der Badischen Zeitung vom September 
2013 und Stuttgarter Zeitung Januar 2014 
nachzulesen ist, war es Andreas Stoch, 
der sich vehement gegen den Abbau der 
Lehrkräftestellen einsetzte. Die SPD hatte 
erkannt, wie verheerend die Vorstellungen 
von MP Kretschmann waren. Deshalb 
haben wir uns energisch dagegen gewandt 
und die Zahl deutlich reduziert. 
MP Kretschmann zeigte sich damals unein-
sichtig, musste jedoch erkennen, dass 
seine Vorstellungen mit uns nicht umzu-
setzen sind. 
2010 hatte das Statistische Landesamt 
Baden-Württemberg einen Schülerrück-
gang innerhalb von zehn Jahren um circa 
20  % prognostiziert. Eine solche Prognose 
wurde im Übrigen von allen anderen Statis-
tikern auch in den anderen Bundesländern 
gestellt. Daraufhin hat unter anderem auch 
die CDU als damals regierende Partei in 

Baden-Württemberg einen Lehrerstellen-
abbau verkündet. Als 2011 der Regierungs-
wechsel zu GrünRot stattfand, befand sich 
der Landeshaushalt in den Nachwirkungen 
der Wirtschafts- und Finanzkrise in einem 
strukturellen Defizit, insbesondere von 
Seiten der Grünen wurde dabei der Kultus-
haushalt als Sparhaushalt entdeckt. Aus 
dieser Zeit stammt die Aussage, dass 
binnen zehn Jahren 11.602 Lehrerstellen 
gestrichen werden könnten. Sehr bald nach 
Amtsübernahme durch Kultusminister 
Stoch im Jahr 2013 wurde durch Berech-
nungen des Kultusministeriums nachge-
wiesen, dass ein solcher Lehrerstellen 
Abbau zu großen Unterrichtsausfällen und 
einem Defizit an Lehrkräften führen würde, 
dies hing insbesondere auch mit dringend 
notwendigen bildungspolitischen Reform-
maßnahmen, wie dem Ausbau der Ganz-
tagesschule, der Einführung der Gemein-
schaftsschule, aber auch der Zuweisung 
von Poolstunden an die Realschule zusam-
men. Außerdem wurde festgestellt, dass 
sich die Schülerzahlen in diesem Zeitraum 
nicht in der Weise entwickelt haben, wie 
dies vom statistischen Landesamt voraus-
berechnet wurde. der Schülerrückgang 
fiel zunächst deutlich geringer aus, durch 
Migration und Zuzug nach Baden-Würt-
temberg sind die Schülerzahlen seither 
sogar leicht gestiegen. In diesem Zeitraum 
hat Kultusminister Andreas Stoch gegen 
den Widerstand der Grünen und mit Unter-
stützung der SPD-Landtagsfraktion und 
Finanzminister Schmid die Grünen damals 
davon überzeugt, dass ein weiterer Abbau 
von Lehrerstellen nicht erfolgen darf, wenn 
nicht die Unterrichtsversorgung gefährdet 
werden sollte. Ab dem Jahr 2015 fand daher 
eine jährliche Überprüfung eines eventu-
ellen Schülerrückgangs statt. Seit diesem 
Zeitpunkt wurde unter GrünRoter Führung 
kein weiterer Lehrerstellenabbau vorge-
nommen. Problematisch ist allerdings, dass 
noch 2016 im ersten Amtsjahr von Frau 
Kultusministerin Eisenmann, wohl eben-
falls auf erheblichen Druck der Grünen, 
nochmals 1000 Lehrerstellen gestrichen 

wurden, obwohl zu diesem Zeitpunkt 
bereits klar war, dass dies nicht sinnvoll ist. 
Insbesondere auch die Zuwanderung in 
das Bildungssystem in den Jahren 2015 
und 2016 hat die Schülerzahlen, aber auch 
die Herausforderungen im Bildungssystem 
deutlich verändert und führt zu einem stärke-
ren Lehrkräftebedarf als dies noch 2010 von 
den Statistikern angenommen worden ist.

  REALIST:  Eine weitere „Baustelle“ 
sind ja die Schülerleistungen in unserem 
Land. Diese verschlechtern sich 
seit einigen Jahren deutlich. Baden-
Württemberg, einst auf Spitzenplätzen 
in Ländervergleichen, entfernt sich 
immer mehr von der Spitzengruppe. 
Vor allem die Leistungen der Grund-
schüler bereiten große Sorgen. 
Welche Ursachen sehen Sie dafür? 
Lösungsansätze Ihrer Fraktion?

Der Anteil der Schülerinnen und Schüler, 
die den Mindeststandard nicht erreichen, 
hat deutlich zugenommen. Das Ziel einer 
erfolgreicher Bildungsbiografie ist somit 
gefährdet. Als Ursache sehe ich die 
geringen Möglichkeiten, auf Unterschiede 
zwischen den Schüler*innen eingehen 
zu können. Die Unterrichts-Versorgung 
der Schulen hat in den letzten Jahren 
sukzessive abgenommen. Die Grund-
schulen haben keine Poolstunden, Förder-
stunden, Ergänzungsstunden, AGStunden 
mehr, um auf die individuellen Bedürfnisse 
und Defizite der Kinder einzugehen. Es gab 
früher an den Schulen beispielsweise eine 
interne Krankheitsstellvertretung. Sie konnte 
zusätzlich im Unterricht fördern, sofern sie 
nicht für eine Lehrkraft einspringen musste.
Die Leistungsunterschiede in den Klassen
sind immens, die Schere klafft so weit 
auseinander, dass eine Lehrkraft allein 
wenig Möglichkeiten hat, Veränderungen 
zu erzielen. Ohne Berücksichtigung der 
Anzahl der Kinder mit besonderem Förder-
bedarf, sprachlichen, sozialen Defiziten und 
der damit verbundenen höheren Zuweisung

Fortsetzung
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ein Lehrerwochenstunden ist hier keine 
Verbesserung zu erzielen.
Bildung hängt noch immer sehr stark von 
der Herkunft ab.
Um Bildung von der Herkunft zu entkop-
peln, muss gute Bildung in der Schule, wie 
auch bereits in der Kita stattfinden. 
Die frühe Förderung der Sprache ist hier 
entscheidend. 
Mit unserem Positionspapier starke 
Grundschulen – starke Zukunft bieten wir 
Lösungsansätze an, um die Grundschulen 
zu stärken.
Auf der Startseite meiner Homepage ist 
das gesamte Positionspapier zu finden
(www.steinhuelbjoos.de).

•  Wir fordern: Vorschulische Sprachtests 
und verbindliche Sprachförderung

  Um eventuelle sprachliche Defizite früh-
zeitig zu erkennen, bedarf es vorschu-
lischer Sprachtests, konzipiert durch 
das Institut für Bildungsanalysen Baden-
Württemberg, welche verpflichtend für 
alle Kinder mit 4 ½ Jahren durchgeführt 
werden. Bei bestehenden Defiziten wird 
es verpflichtende Sprachfördermaß
nahmen im Umfang von 4 Wochen-
stunden geben. Damit sollen gleiche 
Startchancen für alle an den Schulen 
gewährleistet werden.

•  Wir fordern: zusätzliche Stunden in 
Mathematik und Deutsch

  Als Resultat aus den Ergebnissen der 
letzten IQB-Studie müssen die Basis-
fächer Mathematik und Deutsch jeweils 
durch zwei zusätzliche Stunden gestärkt 
werden. Diese sind in der Kontingent-
stundentafel zu verankern. Außerdem 
muss ein festes Kontingent an Förder-
stunden für jede Stufe zur Verfügung 
stehen.

•  Mehr Lesezeit im Unterricht
  Richtiges Lesen ist eine Schlüsselquali

fikation. Um diese Kompetenz zu steigern, 
muss das gemeinsame laute Lesen 
gefördert werden. Dazu soll es in Klassen-

stufe 2 bis 4 eine tägliche gemeinsame 
Lesezeit für alle zu einer festgelegten Zeit 
im Umfang von 20 Minuten geben.

•  Verpflichtender Nachhilfeunterricht für 
Schülerinnen und Schüler mit Leistungs-
defiziten

  In einem ersten Schritt sollen für die Klas-
senstufen 1 bis 4 kostenlose, verpflichtende 
Nachhilfeangebote eingeführt werden. 
An diesen müssen alle Schülerinnen und 
Schüler teilnehmen, deren Leistungen in 
Mathematik und Deutsch die Note 4 oder 
schlechter aufweisen.

•  Zusätzliche Poolstunden zur Förde-
rung der Basiskompetenzen

  Zur gezielten Förderung der Schülerinnen 
und Schüler ist es notwendig, individuelle 
Unterstützung anzubieten. Dazu benö-
tigen gerade auch die Grundschulen 
ausreichend Poolstunden. Mittelfristig 
sollen diese auf 8 Stunden ausgebaut 
werden.

•  Herkunftssprachlicher Unterricht
  Der hohe Anteil an Kindern mit Migrations-

hintergrund erfordert die wirksame und 
flächendeckende Etablierung von Struk-
turen der Sprachförderung. Es gilt das 
Potenzial einer koordinierten Zweispra-
chigkeit für die nachhaltige Verbesserung 
von Schulleistungen zu nutzen. Hierzu 
muss der Herkunftssprachliche Unter-
richt in die Verantwortung des Landes 
überführt werden.

• Verpflichtende Zusammenarbeit zwi-
schen Kindertageseinrichtungen und 
Grundschulen

  Die Teilnahme aller Kinder an der Koope-
ration zwischen Kindertageseinrichtungen
und Grundschulen muss verpflichtend 
sein. So nehmen alle Kinder an 
Maßnahmen zur Lernentwicklung teil 
und profitieren davon. Außerdem kann 
die aufnehmende Grundschule so von 
Beginn an individuell auf die Bedürfnisse 
des einzelnen Kindes eingehen.

• Rhythmisierte Ganztagesschule fördern
  Angesichts der klaren Vorteile der rhyth-

misierten Ganztagesschule zur Förde-
rung der Bildungsgerechtigkeit sollten 
diese klar ausgebaut und der Ausbau 
vom Land gefördert werden. Eine Gleich-
stellung mit anderen Betreuungsange-
boten stellt keine zielgerichtete politische 
Steuerung dar.

•  Sozialindexbasierte Ressourcenzuwei-
sung

  Mit Hilfe eines Sozialindex soll die sozial
ökonomische Zusammensetzung der 
Schülerschaft beschrieben werden und 
die Schulen nach dieser weitere Mittel 
erhalten. Somit soll gewährleistet werden, 
dass Schülerinnen und Schüler aus sozial 
schwachen Lagen an ihren Schulen adäquat 
gefördert werden.

•  Unterstützung durch multiprofessio-
nelle Teams

  Um auf die vielfältigen und individuellen 
Bedürfnisse der Schülerinnen und Schüler 
einzugehen, ist der Ausbau der Schulsozial-
arbeit und weiterer professioneller Unterstüt-
zungsangebote an den Schulen, beispiels-
weise durch pädagogische Assistent*innen 
sowie Schulpsycholog*innen oder Logo-
päd*innen erforderlich. Multiprofessionelle 
Teams bieten wertvolle Unterstützungs-
maßnahmen.

• Regelmäßige Lernstandserhebungen
  Zur Feststellung des Leistungsstandes

und um wirkungsvolle Maßnahmen 
gegen eventuelle Lerndefizite rechtzeitig 
einleiten zu können, sollen in Klassenstufe 
2 und 4 Lernstandserhebungen verpflich-
tend durchgeführt werden. Des Weiteren 
sollen intelligente Instrumente zur Lern-
verlaufsdiagnostik in die Lernmanage-
mentsysteme eingebaut werden.

•  Mehr Lehrkräfte und Eingruppierung 
der Grundschullehrkräfte in A13

  Mit Blick auf den Fachkräftemangel und 
den Wettbewerb zwischen den Bundes-
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ländern muss die Eingruppierung der 
Grundschullehrkräfte in die Besoldungs-
gruppe A13 bzw. Gehaltsstufe E13 erfolgen.

•  Schulleitungen stärken
  Schulleitungen benötigen mehr Gestal-

tungs- und Entscheidungsspielraum 
sowie Zeit für Schulentwicklung. Dazu 
muss bei der Ausstattung der Schulen 
mit Leitungs- und Steuerungsressourcen 
stärker zwischen Ganztags und Halb-
tagsschulen differenziert werden. Eine 
deutliche Erhöhung der Entlastungs-
stunden, mehr Konrektoratsstellen und 
die Einrichtung von Koordinationsstellen 
für Verwaltungsaufgaben sorgen für deut-
liche Entlastungen der Schulleitungen.

  REALIST:  Ganz sicher sind in 
diesem Positionspapier viele wichtige 
Punkte aufgeführt, die entscheidend 
zur Verbesserung der Situation beitra-
gen könnten. Allerdings alles unter 
dem Vorbehalt der Finanzierung und 
vor allem den zur Verfügung stehenden 
Lehrkräften. 
Für den Realschullehrerverband liegen 
die Ursachen für den Leistungsabfall 
aber auch darin, dass die verbindliche 
Grundschulempfehlung von der 
Grün-Roten Landesregierung 2012 
abgeschafft worden ist. Verbindliche 
Grundschulempfehlungen setzen 
Lernanreize, die zu einer Verbesse-
rung der schulischen Kompetenzen 
am Ende der vierten Klasse sorgen. 
Auch gibt es genügend Studien 1,2, 
die belegen, dass eine ausschließlich 
an der Schülerleistung orientierte, 
verbindliche Grundschulempfehlung 
zu deutlich höherer sozialer Gerech-
tigkeit führt als eine „freie“ Wahl der 
Schule durch die Eltern.
Wie sehen Sie auf diesem Hintergrund 
unsere Forderung nach Wiederein-
führung der verbindlichen Grundschul-
empfehlung?

Die Wiedereinführung der verbindlichen 
Grundschulempfehlung scheint mir sehr 
ideologisch geprägt zu sein. 
Lassen Sie uns fundiert die GSE betrachten 
und auf verschiedene Studien blicken. 
Müller Benedict legte bereits 2007 in seinen 
Studien dar, dass eine frühe Selektion sozi-
ale Ungleichheit fördert. Seit Pisa 2000 ist 
faktisch belegt, dass Jugendlichen aus der 
Oberschicht dreimal mehr das Gymnasium 
besuchen als Jugendliche einer Arbeiter-
familie.
Ich möchte an die BIJUStudien erinnern: 
zwei Kinder, die am Ende ihrer Grundschul-
zeit gleiche Leistungen aufweisen, die auf 
unterschiedliche Schulformen geschickt 
wurden, in Klasse 9 unterschiedliche Leis-
tungsergebnisse erzielen.
Die von Ihnen viel zitierte Studie von Kerstin 
Hoenig und Hartmut Esser 2018 wollten 
herausfinden, inwieweit eine verbindliche 
GSE zu einer Verteilung der Schülerschaft 
führt, die weniger von der sozialen Herkunft 
abhängt. Ergebnis war, dass die Verbind-
lichkeit die Effekte der sozialen Herkunft auf 
den Übergang nicht verändert. 
Ich denke, es ist uns allen wichtig, den 
Bildungserfolg von der sozialen Herkunft zu 
entkoppeln. Diese Studie zeigte auf, dass 
die Verbindlichkeit der GSE keinen Beitrag 
dazu leistet, mehr Bildungsgerechtigkeit 
herzustellen.
Die Studie brachte als 2. Ergebnis vor, dass 
die verbindliche GSE die Leistungsgerech-
tigkeit verstärken würde, wenn die Leistun-
gen der Kinder im Übergang an die Leis-
tungen der Kinder in der Grundschule und 
an die kognitiven Leistungen der Kinder 
gekoppelt sind. 
Alle diejenigen, die mit Kindern und Jugend-
lichen arbeiten, wissen, dass sich gerade 
die kognitive Leistung bei Kindern und 
Jugendlichen noch stark verändern. 
Die Studie brachte auch hervor, dass in 
den Schulklassen mit höherem kognitivem 
Niveau die Heterogenität sogar besser 
wäre. Was bringt uns dann die Studie für die 
verbindliche Grundschulempfehlung, wenn 
sie sich selbst widerspricht?

Der Vergleich mit den IQB-Ergebnissen 
von 2015 auf die sich Esser und Seuring 
berufen, brachte hervor, dass im Kompe-
tenzerwerb ähnliche Ergebnisse heraus-
kamen in Jahrgangsstufe 9 wie in der 
Grundschule, in der es noch keine Leis-
tungsselektion gibt. 
Die These ist daher nicht haltbar. Siehe 
Klemm 2021 „Die These, dass eine stärker 
auf Homogenisierung der Schülerschaft 
ausgerichtete Schulpolitik Leistungen 
starker und schwacher Schüler besonders 
fördere und zudem den Zusammenhang 
zwischen sozialer Herkunft und erreichten 
Kompetenzen eher abschwäche, ist damit 
für Deutschlands Schulen im zweiten Jahr-
zehnt unseres Jahrhunderts nicht haltbar“.
Würde die These richtig sein, so müsste 
es doch auch Unterschiede geben was 
die Gymnasialbesuchsquote der Bundes
länder betrifft, die als strikt gelten im 
Vergleich zu den eher liberalen Ländern, 
die Grundschulempfehlung betreffend. Ein 
Vergleich brachte hervor, wie Klemm 2021 
deutlich machte, dass es kaum einen Unter-
schied zwischen den Quoten gab. Hier wird 
deutlich, dass der „erwartete Sortierungs-
effekt“ nicht eintrat.
Aus meiner Praxiserfahrung heraus, habe 
ich zahlreiche Kinder erlebt, die durchaus 
intelligent waren, jedoch wenig Anregun-
gen von zuhause mitbekommen haben. 
Man konnte zusehen, wie sich die Kinder 
von Jahr zu Jahr weiterentwickelt haben 
durch entsprechende Förderung. 1/3 der 
Schülerinnen, die in Klasse 4 eine Haupt-
schulempfehlung hatten, erreichten einen 
Realschulabschluss. 
Wenn man die Ergebnisse von Esser 
und Seuring konsequent zu Ende denkt, 
müssten alle Kinder engmaschig einen 
Intelligenztest durchführen und je nach 
Ergebnis sofort die Schule verlassen. Mal 
ganz davon abgesehen, dass dies sicher-
lich nicht in unserem Interesse wäre. Hinzu 
kommt, dass die beiden ausschließlich die 
Kognition betrachtet haben. In keiner Weise 
sind hier Interessen, Motivation, soziale 
Intelligenz, Neigungen einbezogen. 

Fortsetzung



Aus unseren Reihen

Weitere Studien, welche die Thesen von 
Esser und Seuring bestätigen, konnte ich 
trotz intensivem Bemühen nicht finden. 
Ich sehe in der Stärkung des Beratungs
gespräches eine große Chance. Wie wir 
alle wissen, ist es es wichtig, Menschen 
mitzunehmen, wenn es um die weitere 
Laufbahn geht. Ein intensiver Austausch, 
der im Beratungsgespräch Schüler*in 
und Erziehungsberechtigte miteinbezieht 
ist essentiell. Auch in der Zeit als es noch 
Probearbeiten gab, griffen Erziehungsbe-
rechtigte zu dem Mittel, Widerspruch einzu-
legen. Wenn sich jemand beratungsresis-
tent zeigt, finden sich immer Möglichkeiten, 
sich einem System entgegenzustellen.
Wichtig war mir als Schulleiterin jedoch 
immer, ein weiteres Gespräch mit den 
Eltern zu führen, falls die Eltern sich im 
Beratungsgespräch mit der Klassenlehrerin
beratungsresistent zeigten. 
Ihre Ausgangsthese ist, dass die verbind-
liche Grundschulempfehlung zu deutlich 
höherer sozialer Gerechtigkeit führt als eine 
„freie“ Wahl der Schule durch die Eltern.
Hierfür gibt es keine wissenschaftliche 
Erklärung. Abschließend ist anzumerken, 
dass sich die Studien von Esser und 
Seuring ausschließlich auf die Kognition 
berufen, wir geben in den Schulen aller-
dings eine pädagogische Gesamtwertung 
ab, die weitere Kompetenzen wie auch die 
Sozialkompetenz, miteinbezieht. Die Studie 
kann also nicht als Beleg gewertet werden, 
die verbindliche GSE würde zu mehr sozi-
aler Gerechtigkeit führen. Die Grundschul-
empfehlung bezieht sich nicht nur auf die 
Kognition, sondern die Aufgabe der Schule 
ist, unsere Kinder zu mündigen und verant-
wortungsvollen Persönlichkeiten auszu-
bilden. Neben der Vermittlung von Bildung 
werden Wissen, Fähigkeiten und Werte im 
Unterricht gezielt vermittelt. Dieser gesell-
schaftliche Auftrag wird aktuell augen-
scheinlich wichtiger. 
Die Schülerschaft wird heterogener, auch in 
scheinbar homogeneren Gruppen werden 
Schüler*innen herausfordernder als vor 
einigen Jahren. 

Daher gilt es, die Schulen ganz gleich 
welche Schulart bestens auf die Heraus-
forderungen der Zukunft vorzubereiten, 
die Schulen mit den nötigen Ressourcen 
und Fachkräften auszustatten, die Möglich-
keiten zur inneren und in den oberen 
Klassen auch in Teilen zur äußeren Diffe-
renzierung zu geben, die Schulen und 
Grundschulen so auszustatten, dass 
regelmäßige Lernstandserhebungen und
Rückmeldungen zur pädagogischen 
Gesamtleistung verpflichtend erfolgen, 
die Beratungsfunktion der Lehrkräfte 
gestärkt und professionalisiert wird, damit 
die Akzeptanz und die Wertschätzung der 
Erziehungspartnerschaft „Schule-Erzie-
hungsberechtigte“ einen anderen Stellen-
wert erhalten kann.

  REALIST:  Angenommen, die SPD 
würde nach der nächsten Landtags-
wahl wieder Teil der Landesregierung. 
Was könnte die Realschule von Ihnen 
erwarten?

Die Realschule könnte erwarten, dass wir 
eng mit ihr im Gespräch sind, ihre Fragen 
und Gedanken ernst nehmen und mit ihnen 
zusammen Überlegungen zur Umsetzung 

einer bestmöglichen Bildung tätigen und 
umsetzen werden. 
Alle Schularten könnten erwarten, dass 
wir das Gesamtkonstrukt im Blick haben 
werden, uns für soziale Gerechtigkeit 
einsetzen und uns um Bildungschancen 
kümmern werden, die allen Schüler*innen 
bestmögliche Förderung und Forderung 
zuteilwerden lassen. Wichtig ist uns, das 
Aufstiegsversprechen einzulösen, jeder 
Person unabhängig von ihrer Herkunft das 
Erklimmen der Erfolgsleiter, durch hoch-
wertige Bildung zu ermöglichen.

Frau Steinhülb-Joos – herzlichen Dank 
für das Gespräch!

Das Interview führte Ralf Merkle

Anmerkung der Redaktion: Die Antworten 
wurden im Originalzustand belassen, wie 
sie bei dem Gespräch gegeben wurden.

1 Esser, H. / Seuring, J.: Kognitive Homogenisierung, 
schulische Leistungen und soziale Bildungs-
ungleichheit. In: Zeitschrift für Soziologie 2020, 
49/56, S. 277– 301

2 Bach, M. (ZEW Mannheim) / Fischer, M. (WZB 
Berlin): Mit verbindlichen Grundschulempfeh-
lungen erreichen Grundschüler/innen bessere 
Leistungen, empfinden aber auch mehr Stress. 
ZEW policy brief Nr. 01 / März 2021
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Fortsetzung

Zur Person

Katrin Steinhülb-Joos wurde 1966 in 
Stuttgart geboren. 

Nach bestandenem Abitur am Johannes- 
Kepler-Gymnasium in Stuttgart-Bad Cann-
statt studierte sie ab 1985 die Fächer Sport, 
Deutsch und evangelische  Religion für 
das Grund- und  Hauptschullehramt. Nach 
einem Auslandsaufenthalt in Südamerika 
unterrichtete sie bis 2009 an der Grund- 
und Hauptschule in Stuttgart-Münster. 
In dieser Zeit war sie u.a. auch als Lehr-
beauftragte am Seminar Nürtingen und 
an der Pädagogischen Hochschule 
Ludwigsburg tätig.

Im Jahr 2018 erwarb sie über den horizon-
talen Laufbahnwechsel die Befähigung 
für das Realschullehramt.
Im Jahr 2012 wurde Katrin Steinhülb-Joos 
Rektorin der Altenburgschule  (Grund, 
Haupt und Werkrealschule, ab 2014 
Gemeinschaftsschule). Bei der Land
tagswahl 2021 errang sie für die SPD 
ein Landtagsmandat und zog für diese 
Fraktion in den Landtag ein. Sie ist u.a. 
Mitglied im Ausschuss für Kultus, Jugend 
und Sport und im Ausschuss für  Europa 
und Internationales. Außerdem ist sie 
die schulpolitische Sprecherin der SPD-
Landtagsfraktion.

Durchstarten!
Neue Sonderausgabe für Anwärter erschienen.Neue Sonderausgabe für Anwärter erschienen.

Beiträge: 
Ratgeber Beihilfe und Private Kranken-versicherungInterview mit einer Anwärterin

Steuererklärung und VersicherungenTipps aus der Praxis

64. Jahrgang ISSN 1869-0653 · 2,80 €

AUSGABE
AUSGABE

SONDER

MAGAZIN

DURCHSTARTEN

Vorbereitungsdienst 
Tipps aus dem Alltag 
für den Start ins Referendariat

Im Januar wurde die beliebte Sonderausgabe „Vorbereitungsdienst“ 
des „realist“ neu  aufgelegt und veröff entlicht. 

Auf 32 Seiten fi nden die Lehramtsanwärter wertvolle Tipps und Hilfestellungen 
für ihre bevorstehende zweite Ausbildungsphase.

Zum Inhalt gehören u. a. ein Ratgeber Beihilfe und Private Krankenversicherung, 
Hinweise zu Steuererklärungen und Versicherungen und wertvolle Tipps aus 
der Praxis „altgedienter“ Kolleginnen und Kollegen.

Die Sonderausgabe wird bei Werbeveranstaltungen des RLV an interessierte 
junge Kolleginnen und Kollegen verteilt.

Gibt es an ihrer Realschule Anwärterinnen oder Anwärter?
Gerne können Exemplare bei der Landesgeschäftsstelle
kostenfrei angefordert werden (info@rlv-bw.de).
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Verabschiedung der 
WÜRZBURGER Grundsätze
Tagung des VDR-Bundesvorstandes in Würzburg

Im März tagte der Bundesvorstand des VDR in Würzburg, 
hierbei wurden die „Würzburger Grundsätze“ verabschiedet.
Dabei zögen, so Bundesvorsitzender Jürgen Böhm, alle Landes-
bünde an einem Strang. „Die Situation in der Bildungspolitik und die 
Rahmenbedingungen für Bildung kann man derzeit nur als prekär 
bezeichnen! Über die relevanten Verwaltungsebenen in unserem 
Land hinweg werden derzeit von den Kommunen und Landkreisen 
über die Länder bis hin zum Bund unbefriedigende und teilweise 
hilflos anmutende Antworten gegeben. Der sogenannte Bildungs-

gipfel bildete nur die Spitze des mit den notwendigen Maßnahmen 
auf Kollision befindlichen Eisberges“, so Jürgen Böhm, am Rande 
der Tagung des Bundesvorstandes des VDR im unterfränkischen 
Würzburg.
Nach einem gescheiterten Bildungsgipfel in Berlin und kruden 
Vorschlägen der Ständigen Wissenschaftlichen Kommission der 
Kultusministerkonferenz (SWK) stellen die einzelnen Landesvor-
sitzenden des Deutschen Realschullehrerverbandes gemeinsam 
klare Forderungen an die Bildungspolitik.

WÜRZBURGER Grundsätze: 
•  Stärkung oder Rückkehr zu abschlussbezogenen Bildungswegen, Schulformen bzw. Klassen und Stärkung der Förderschulen

•  Wiedereinführung oder Beibehaltung der verbindlichen Grundschulempfehlung für den Übergang an weiterführende Schulen 
nach der vierjährigen Grundschule

•  Der Begriff Lehrer / Lehrerin muss geschützt sein, die Lehrkräfteausbildung abschlussbezogen und fachlich orientiert sein 
und ein Referendariat von zwei Jahren beinhalten

•  Erhöhung der Flexibilität der Arbeitszeitgestaltung im Lehrberuf statt Einschränkung von Teilzeitmöglichkeiten

•  Schaffung von flexiblen Teilzeitmodellen auch in Führungsfunktionen  und Schulleitungen

•  Keine Arbeitszeiterhöhung und Zusatzaufgaben für Lehrkräfte – Konzentration auf die Kernaufgabe Bildung und Unterricht – 
Altersermäßigungen zwischen 55 und 67 Jahren schaffen

•  Wartung und Pflege der digitalen Infrastruktur an den Schulen und Sozialarbeit müssen extern sichergestellt werden

Bildungsgipfel und Kultusministerkonferenz geben keine Antworten
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Realschule macht Radio

„Das Wahlrecht ist für die Demokratie 
wichtig, weil es ein wichtiger Grund-
stein der Demokratie ist“, so Nikita, 
Schüler der Klasse 9a. 
Das Wahlrecht zum Deutschen Bundestag 
wurde für die Klasse 9a der FreihofReal-
schule in Kirchheim/Teck mit ihrer Lehrerin 
Sandra Kirsamer für einige Schulstunden 
zum Unterrichtsinhalt, denn bis zur nächs-
ten Bundestagswahl soll es reformiert 
werden. Anlass war das Anliegen von Iris 
Volk, Redakteurin beim SWR, Jugendliche 
in einem Radiobeitrag zu Wort kommen 
zu lassen. Nach einigen vorbereitenden 
Stunden kam sie in die Klasse, um der 
Diskussion zu folgen und Radioaufnahmen 
zu machen.
Die Schüler der 9a waren sich im ersten 
Punkt einig: Der Bundestag soll verkleinert 
bzw. durch das Streichen von Überhang- 
und Ausgleichsmandaten die Anzahl der 
Abgeordneten auf 598 festgelegt werden. 
Im Vordergrund für die Schülerinnen und 
Schüler steht die Kritik an einem sehr 
aufgeblähten Parlament und den hohen 
Kosten, die durch die Bürger getragen 
werden müssen.
Die aktuelle Regierungskoalition stellt 
weiterhin die Frage, ob der Bundestag 
paritätisch, also zu gleichen Teilen von 
Männern und Frauen, besetzt werden soll. 
Behice beschreibt das Problem folgender-
maßen: „Frauen sind gleich gut wie Männer, 
aber haben oft nicht die gleichen Chancen.“ 
Nico sieht es, wie die deutliche Mehrheit der 
Klasse, anders: „Na ja, die gleichen Möglich-
keiten haben sie eigentlich schon. Deshalb 
finde ich nicht, dass das beschlossen 
werden sollte.“ Franz ergänzt seine Ausfüh-
rungen: „Es sollte nicht das Geschlecht 
darüber entscheiden, ob jemand gewählt 
wird, sondern die Kompetenz.“
Im dritten Bereich, der von der Wahlrechts-
reform betroffen sein könnte, geht es um die 
Jugendlichen selbst: „Soll das Wahlrecht 
auf 16 Jahre gesenkt werden?“ Der Groß-
teil der Neuntklässler interessiert sich für 
politische Fragen. Sie beschreiben aber die 
Gefahr, dass es nicht alle Jugendlichen tun 

und diese dann nicht verantwortungsbe-
wusst mit ihrer Stimme umgehen könnten. 
Die Vorstellung, schon mit 16 Jahren 
wählen zu dürfen, verknüpfen sie daher 
mit der Forderung, in der Schule gut darauf 
vorbereitet zu werden und mehr über Politik 
zu lernen.

Frau Volk interviewte die Klasse 90 Minuten 
zu den verschiedenen Aspekten der Wahl-
rechtsreform: „Für mich war es aufregend, 
weil es ganz ungewohnt war, in ein Mikrofon 
zu sprechen“, sagt Jana, „aber ich fand es 
toll, dass die Redakteurin unsere Meinung 
dazu wissen wollte.“
Herausgekommen ist ein spannender 
Radiobeitrag, der zeigt, dass sich Real-
schüler gut und verantwortungsbewusst 
mit einer komplexen politischen Frage
stellung auseinandersetzen können.

Der Radiobeitrag wurde am 16.11.2022 in 
„SWR2 Wissen“ ausgestrahlt und kann 
unter 
https://www.swr.de/swr2/programm/swr2
wissen-sendung-rueckschau-100.html
abgerufen werden.

Schülerinnen und Schüler der Freihof-Realschule Kirchheim/Teck 
im SWR-Radio



Nein, Personalversammlungen sind 
keine internen Veranstaltungen der 
GEW. Auch wenn in den Köpfen vieler 
Kolleginnen und Kollegen diese Meinung 
vorherrscht. Personalversammlungen 
sind die Treff en aller Beschäftigten, 
für die der örtliche Personalrat eines 
Schulamtes zuständig ist. Dass dabei 
die Bildungsgewerkschaft des DGB in den 
allermeisten Personalräten eine übergroße 
Mehrheit hat, ist vor allem dem aktuellen 
Wahlrecht geschuldet, das große Gewerk-
schaften und Verbände eindeutig bevor
zugt; ein gerechteres Wahlrecht konnte 
bislang nicht erreicht werden. Tatsache 
ist aber auch, dass bei den Personalrats-
wahlen die Wahlbeteiligung an Realschulen 
meist geringer als an anderen Schularten 
(z. B. Grundschulen und Gemeinschafts-
schulen) ist. Auch sind Kolleginnen und 
Kollegen oft teilweise der Meinung, dass 
sie, wenn sie nicht Mitglied einer Gewerk-
schaft oder eines Verbandes sind, gar nicht 
wählen dürften. Das wäre so, wie wenn man 
bei der Landtagswahl nicht wählen dürfte, 
weil man z. B. nicht Mitglied der CDU ist.

Trotz aller Benachteiligungen, die man als 
kleinerer Fachverband bei der Personal-
ratswahl hat, wird der RLV bei den Personal
ratswahlen immer  erfolgreicher. So stellt 
der RLV im Landesbezirk Süd württemberg 
mehrere Personalräte und ist auch mit 
einem Sitz im Bezirkspersonalrat  vertreten. 
In den anderen Landesbezirken sieht es 
nicht ganz so gut aus, aber auch dort stellt 
der RLV einige Personalräte. Vor allem 
aber hat der RLV 2019 erstmals einen Sitz 
im  wichtigen Hauptpersonalrat in Stutt-
gart erreicht, den die  Landesvorsitzende 
gewonnen hat. Dies war ein wichtiger 
Meilenstein auf dem Weg zu demokrati-
scheren Personalräten, sodass die Gremien 
endlich die Vielfalt der Lehrkräfte in einem 
Schulamt abbilden und nicht nur eine oder 
zwei Listen (GEW, VBE) Vertreterinnen und 
Vertreter (vor allem) aus Werkrealschulen, 
 Gemeinschaftsschulen und Grundschulen 
in die Personalräte entsenden.

Es ist deshalb wichtig, dass der RLV (trotz 
seiner geringeren Mitgliederzahl) vor Ort ist, 
wenn die Personalversammlungen tagen. 
Auch wenn oft nur wenige  Kolleginnen und 

Kollegen aus den  Realschulen anwesend 
sind. Als Lehrkraft an einer Grund- oder 
Gemeinschaftsschule darf man selbst-
verständlich ebenfalls den RLV wählen! 
Schließlich ist man als Personalrat oder 
Personalrätin auch für alle Kollegen im 
Schulamt zuständig, da geht es nie um 
Schularten oder Lehramt.

Die nächste Wahl fi ndet 2024 statt. Es 
wird sich zeigen, ob der RLV dabei den 
Erfolg von 2019 wiederholen oder sogar 
aus bauen kann, aber dafür müssen sich 
vor allem genügend Kolleginnen und 
Kollegen fi nden, die als Kandidaten für den 
Wahl vorschlag des RLV zur Verfügung 
stehen. Das ist die Grundvoraussetzung für 
 unseren Wahlerfolg und für mehr Vielfalt in 
den Personalräten.

Aus unseren Reihen

Personalversammlungen 2023

Der RLV vor Ort im Bezirk Südwürttemberg

Infostand des RLV bei der Personalversammlungen
in Mengen (SSA Albstadt). 
Von links nach rechts: Christian Abt, 
Thomas Oswald, Axel Strienz und Oliver Pfaff 

Personalversammlung des Staatlichen Schulamts 
Biberach in Laupheim (21. März 2021). 
Von links nach rechts: Anton Blank, Bettina Bochtler, 
Timo Habdank. Bild: RLV

Reutlingen, Personalversammlungen 
des SSA Tübingen. 
Auf dem Bild: Christian Abt
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PRAXISTIPP
Zu Anfang des Jahres erreichte den 
RLV eine ganze Reihe von Fragen zu 
der neu eingeführten Pauschalbeihilfe. 
Auch wenn man vom LBV eine umfang-
reiche Informationsschrift mitgeliefert 
bekam, sind längst nicht alle Fragen dazu 
beantwortet, insbesondere für wen der 
(meist unumkehrbare) Wechsel in die 
Pauschalbeihilfe überhaupt geeignet ist.

Hintergrund der Einführung der Pauschal-
beihilfe ist der Gedanke, vielleicht irgend-
wann das System aus gesetzlicher und 
privater Krankenkasse hin zu einer Bürger-
versicherung umzustellen. Insbesondere 
Hamburg ist hier als Vorreiter zu nennen. 
Baden-Württemberg ist nun das vierte 
Bundesland, das hier nachzieht. 

Die Grundidee ist, dass sich Beamte, anstatt 
durch die Beihilfe alimentieren zu lassen, 
in einer gesetzlichen Krankenkasse versi-
chern (was bisher schon möglich gewesen 
ist) und hierfür (das ist neu) auch eine antei-
lige Unterstützung durch den Arbeitgeber, 
also das Land, erhalten. Vorteile bietet 
ein solches Modell immer dann, wenn die 
Vorzüge der GKV zum Tragen kommen: 
ein prozentualer Anteil vom Lohn sowie die 
kostenfreie Mitversicherung von Ehepart-
nern und Kindern. Damit ist auch schnell 
klar, für wen sich eine solche Versicherung 
lohnt: Familien, in denen ein Partner verbe-
amtet ist, möglicherweise nur in Teilzeit 
arbeitet, der andere Partner dauerhaft nicht 
berufstätig ist und (viele) Kinder im Haus-
halt leben. Auch bisher haben sich schon 
einige Beamte, bei denen diese Konstella-
tion auftritt, freiwillig gesetzlich versichert. 

Für diese Familien gibt es nun eine weitere 
Entlastung durch die anteilige Übernahme 
der Krankenkassenkosten. Dafür geben sie 
allerdings die Möglichkeit auf, nicht durch 
die GKV erstattungsfähige Kosten mit 
Privatrechnung doch noch anteilig bei der 
Beihilfe einreichen zu können. Da wird dann 
beispielsweise der Besuch beim Kiefer-
orthopäden zum Rechenspiel.

Für die allermeisten Lehrkräfte ist die neue 
Pauschalbeihilfe also kein gutes Ange-
bot. Allenfalls bei Referendaren könnte die 
Rechnung aufgehen. Diese können dann 
bei einer Einstellung wieder neu wählen, 
ob sie sich weiterhin privat oder gesetzlich 
versichern. Dann allerdings, nach der jetzi-
gen Regelung, auch bis in den Ruhestand. 

Hier wäre ein sofortiger Wechsel in die 
GKV dann zu überlegen, wenn man spät 
verbeamtet wurde, möglicherweise daher 
hohe Beiträge zahlen muss und auch die 
Pensionsansprüche relativ niedrig sind. 
Dann muss der Wechsel allerdings inner-
halb der zu Beginn des Jahres genannten 
Frist erfolgt sein. Und noch eine Falle hat 
dieses Modell: Hat man noch andere 
Bezüge im Ruhestand, beispielsweise 
Renten oder Mieteinnahmen, müssen 
diese in der GKV berücksichtigt werden 
und erhöhen wiederum den Beitrag. Bleibt 
man in der PKV, wird nur der individuelle 
Satz fällig, unabhängig von den tatsäch-
lichen Einnahmen. Nur für eine andere 
Berufsgruppe gibt es hier ein sinnvolles 
Ausstiegsszenario mit dem Ruhestand. 
Alle Beamte, die eine Heilfürsorgeberech-
tigung haben (z. B. Polizisten), haben diesen 
Anspruch mit Eintritt in den Ruhestand nicht 
mehr, sondern dann eine „normale“ Beihilfe-
berechtigung und die Notwendigkeit einer 
ergänzenden privaten Krankenversicherung.
Gerade in unteren Besoldungsgruppen 
kann dann die GKV das günstigere Ange-
bot sein.

Fazit
Die pauschale Beihilfe ist der politische 
Versuch des Einstiegs in die Bürgerver-
sicherung. Für die allermeisten Beamten ist 
das Angebot keine Verbesserung und auch 
nicht günstiger als die bisherige private 
Krankenversicherung. Auch für das Land 
ist zumindest anfangs kein Einspareffekt 
zu verzeichnen, sondern zunächst höhere 
Ausgaben durch die Übernahme der 
Krankenkassenbeiträge.

Basisversicherung

Die neue Pauschalbeihilfe



Aus unseren Reihen

Abstimmung mit den Füßen
Lehrerberuf immer unattraktiver
Alarmierende Zahlen aus Baden-Württemberg

In Deutschland fehlen Zehntausende 
von Lehrkräften, die Kultusminister 
der deutschen Länder sind sich einig. 
Der Lehrermangel in Deutschland sei 
in erster Linie ein Ergebnis der demo-
graphischen Entwicklung. So u. a. der 
Hamburger Bildungssenator Ties Rabe, 
stellvertretend für seine Kolleginnen 
und Kollegen, gegenüber der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung. 

Die demographische Entwicklung ist wohl 
keineswegs eine „Naturkatastrophe“, die 
unvermittelt über das Bildungswesen 
hereinbricht und der man sich schon immer 
machtlos ausgeliefert fühlen musste. Die 
Geburtenzahlen sind bekannt, ebenso 
die Zahl der Lehrkräfte. Daraus ergibt sich 
eine einfache Rechnung: 1 + 6 = Grund
schulkinder; 1 + 6 + 4 = Zahl der Kinder an 
den weiterführenden Schulen. Daraus 
ergibt sich dann eigentlich die Zahl der 
not wendigen Lehrkräfte.

Demographische Entwicklung? Nicht 
vorhersehbar? Ein Ammenmärchen, um 
das Totalversagen der Bildungspolitik zu 
verschleiern! Sicher, es gibt unwägba
re Faktoren (u. a. Flüchtlingskrise 2015, 
Krieg in der Ukraine), die zeitweise  den 
Bedarf unvorhergesehen verändern. Und – 
zugegeben, solche Faktoren gibt es seit 
acht Jahren zunehmend. Ohne Frage ein 
 Problem für eine bedarfsgerechte Planung, 
die es aber ohnehin kaum gegeben hat.

Und – anstatt das eigene Totalversagen in 
der Bildungspolitik einzugestehen, schieben 
die politisch Verantwortlichen es den Lehr-
kräften in die Schuhe. Anders kann man den 
Vorschlag der  Bundesbildungsministerin 
Bettina Stark-Watzinger, besonders enga-
gierten Lehrkräften Leistungsprämien zu 
zahlen, nicht sehen: „Wenn Leistung sich 
lohnt, ist das ein Anreiz. Das macht was mit 
einem Team und mit der Arbeitskultur.“

Andrej Priboschek bringt es in News4
Teachers am 17.12.2022 klar auf den Punkt: 
„Was für eine Unverschämtheit: Als wäre es 
fehlende Leistungsbereitschaft der Kolle-
gien, die die aktuelle Bildungskrise verur-
sacht hätte.“

Die Zahl der fehlenden Lehrkräfte ist 
dramatisch und nicht mehr der Öff entlich
keit zu verleugnen, aber selbst hier scheint 
man wieder in die Trickkiste zu greifen und 
rechnet sich die Zahlen schön. Oder sind 
es nur die Schwierigkeiten der Bildungs-
politik, die sie mit den Grundrechenarten 
hat? Die Kultusministerien sprechen von 
12.000 Lehrkräften, die fehlen. Gewerk
schaften und Verbände sehen dies anders. 
So spricht unser Dachverband (Deutscher 
Lehrerverband) von bis zu 40.000 fehlen
den Lehrern, eine Zahl, die sich wohl näher 
an der Realität (der sich die Bildungspolitik 
ja seit Jahren vehement in allen Bereichen 
verweigert) orientiert.

Die Zukunft lässt hier nichts Gutes erahnen. 
Eigentlich könnte man davon ausgehen, 
dass das Interesse junger Menschen, einen 
„Mangelberuf“ ergreifen zu können, der 
zudem in unsicheren Zeiten einen krisen-
festen und nicht allzu schlecht  bezahlten 
Job verspricht, steigen würde. Doch 
 aktuelle Zahlen aus Baden-Württemberg, 
die die FDP-Landtagsfraktion durch eine 
große Anfrage an die Landesregierung 
herausfand (März 2023), sprechen eine 
andere Sprache (Quelle: SWR, Sendung 
vom 17.3.2023).

  Anzahl Bewerbungen

Studienbewerbungen Grundschullehramt

LEHRER/IN? 

NEIN 

DANKE
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LEHRER/IN? 

NEIN 

DANKE

Die Zahlen für den Real und Haupt
schulbereich sind noch dramatischer. 
So ging die Zahl der Bewerberinnen und 
Bewerber um einen Studienplatz für das 
Lehramt innerhalb von zehn Jahren um 
über 60 % zurück. 

Nur ein Zufall? Der dramatische Rückgang 
der Studienzahlen beginnt mit dem Jahr, in 
welchem der Ministerpräsident von Baden
Württemberg davon gesprochen hatte, 
dass man künftig fast 12.000 Lehrkräfte 
einsparen könnte.

Diese Zahlen verheißen für die Zukunft 
wahrlich nichts Gutes. Zu dem aktuellen 
Mangel an Lehrkräften gesellt sich off enbar 
ein „Nachschub-Problem“. Wer soll die bald 
zahlreich ausscheidenden „Baby-Boomer“ 
ersetzen? Auch hier sind nur geringe 
Rechenkünste gefragt, um den Bedarf zu 
ermitteln.

Es bleibt die Frage, warum unser Beruf so an 
Attraktivität verliert. Sicher, der  allgemeine 
Fachkräftemangel macht vor kaum einer 
 Branche halt. Auch die massive Einwan-
derung der letzten Jahre hat daran augen-
scheinlich nichts geändert. Trotzdem – warum 
ent scheiden sich immer weniger junge 
Frauen und Männer dafür, Lehramt zu 
 studieren?

Schreiben Sie uns! Wir sind gespannt auf Ihre 
Antworten. Gerne veröff entlichen wir diese 
auch (siehe Hinweise dazu im Impressum).
Schreiben Sie an leserbriefe@rlvbw.de

  Anzahl Bewerbungen

Studienbewerbungen Sekundarstufe I



Aus unseren Reihen

Aktuelle Megatrends der Bildung 
im Zentrum der didacta 2023 
RLV und VDR gemeinsam auf Europas größter Bildungsmesse

„Die didacta 2023 war ein wirkliches 
Highlight des Austausches der gesamten 
Bildungscommunity in Deutschland über 
die Anforderung an zukunftsorientierte 
Bildung. Wichtige Zukunftskompetenzen, 
die die jungen Menschen erwerben 
müssen, wurden in den Mittelpunkt der 
Diskussionen und Foren gestellt – vom 
Erwerb digitaler Kompetenz über die 
Notwendigkeit ökonomischer Bildung 
bis hin zur Gestaltung moderner pädago-
gischer Lernräume wurde der fachliche 
Austausch mit der Bildungswirtschaft 
gepflegt“, so das Fazit von Jürgen Böhm, 
Bundesvorsitzender des Deutschen Real-
schullehrerverbandes und Vorstands-
mitglied des didacta-Verbandes, nach dem 
Ende der größten Bildungsmesse Europas 
in Stuttgart.
Gemeinsam mit unserem Dachverband, 
dem VDR, waren auch wir wieder auf der 
didacta in Stuttgart vertreten. Vom 7. bis 
11. März präsentierten 730 Aussteller auf 
60.000 Quadratmetern Innovationen, 
Produkte und Dienstleistungen. Mehr als 
56.000 Besucher kamen auf das Stutt-
garter Messegelände und erlebten einen 
lebendigen Marktplatz für Bildungsthemen.
Digitalisierung, Künstliche Intelligenz, Fach-
kräftemangel, psychische Gesundheit, 

Bildung nachhaltiger Entwicklung, Demo-
kratiebildung – diese aktuellen Megatrends 
der Bildung standen im Mittelpunkt der 
didacta 2023.
„Das Thema Bildung hat eine enorme gesell-
schaftliche Relevanz, wir alle sind unmittel-
bar davon betroffen. Auf der didacta haben 
wir die zentralen und aktuellen Herausfor-
derungen der Bildung in den Mittelpunkt 
gerückt, über Innovationen gesprochen und 
künftige Entwicklungen diskutiert. Wir freuen 
uns über den tollen Verlauf der didacta 
und reichen nun den Staffelstab nach Köln 

weiter“, sagt Stefan Lohnert, Geschäfts-
führer der Messe Stuttgart, zur (seit 2017) 
ersten didacta in Präsenz in den Stuttgarter 
Messehallen. 
Unser Stand war in den fünf Messetagen 
stets gut besucht und es entwickelten 
sich viele interessante Gespräche. 
Die Mitgliederbindung war spürbar, so 
besuchten Mitglieder sehr zahlreich 
unseren Stand. Auch die direkte Mitglieder-
werbung verlief sehr erfreulich. Die nächste 
didacta in Stuttgart findet vom 11. bis 15. 
Februar 2025 statt.
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Vorstellung der neuen stellver-
tretenden Bezirksvorsitzenden

Beim Landesrealschultag 2022 wurden in allen vier Landes-
bezirken neue stellvertretende Bezirksvorsitzende gewählt. 
Die Arbeit der Bezirksvorsitzenden hat in den letzten Jahren sehr 
an Umfang zugenommen. Allein die Termindichte erfordert es, dass 
wir in allen Bezirken Stellvertreterinnen und Stellvertreter haben, die 
die Bezirksvorsitzenden entlasten und ergänzen. Besonders stark 
zugenommen hat die Mitgliederzahl im Landesbezirk Südwürttem-
berg. Deshalb wurde beim Landesrealschultag für Südwürttem-

berg ein Pressereferent gewählt, der den Bezirksvorsitzenden vor 
Ort entlasten und auf Landesebene u. a. die Pressearbeit verstär-
ken soll.
Nachdem wir in der letzten Ausgabe die neuen Bezirksvorsitzenden 
vorgestellt haben, folgt nun die Vorstellung der vier neuen Stell-
vertreterinnen und Stellvertreter und des Pressereferenten von 
Südwürttemberg.

Christof Schiemer
Mein Name ist Christof Schiemer, 56 
Jahre alt, verheiratet und Vater einer 
vierzehnjährigen Tochter. Seit Oktober 
2022 bin ich stellvertretender Bezirks-
vorsitzender des RLV von Nordbaden. 
Als Sohn eines Realschullehrers war ich 
von Beginn an „ein Kind der Realschule“. 
Mein Vater war über viele Jahre ein akti-
ves Mitglied des RLV, außerdem habe ich 
selbst als Schüler die Realschule erfolg-
reich durchlaufen.

Meine studierten Fächer sind Kunst, 
Englisch und Geographie. Die ersten 
drei Jahre als Lehrer führten mich an 
eine Gesamtschule in RheinlandPfalz. 
Danach folgten zwei Jahre an zwei 
verschiedenen Realschulen in Baden
Württemberg. Im September 2003 trat ich 
schließlich eine Stelle im Beamtenverhältnis 

an einer städtischen Realschule in der 
bayerischen Landeshauptstadt München 
an. Dort verbrachte ich einen großen Teil 
meines Lehrerdaseins, zugleich wurde 
ich Mitglied im Bayerischen Realschul
lehrerverband (brlv). Mit dem Wechsel 
nach Baden-Württemberg 2015 trat ich 
dem RLV bei, sodass ich in der Summe 
auf eine zwanzigjährige Mitgliedschaft 
zurückblicken kann. Seit 2018 unterrichte 
ich an der Realschule Niefern im Enzkreis.

Ich freue mich auf die Mitarbeit im 
Vorstand und auf die Zusammenarbeit mit 
dem nordbadischen Bezirksvositzenden 
Florian Gantner.

Es grüßt Sie herzlich aus Nordbaden
Ihr Christof Schiemer

Landesbezirk Nordbaden

Christof Schiemer Stefan Jaitner Christina Beer Timo Habdank Christian Fischer 



Aus unseren Reihen

Vorstellung der neuen stellver-
tretenden Bezirksvorsitzenden

Stefan Jaitner
Liebe Kolleginnen und Kollegen,
mein Name ist Stefan Jaitner, 46 Jahre alt, 
verheiratet, aus Seelbach. Seit Oktober 
2022 bin ich stellvertretender Bezirksvor-
sitzender des RLV für Südbaden. 
Ich unterrichte seit 21 Jahren Physik an den 
Abendrealschulen Lahr und Offenburg und 
seit 16 Jahren am Geroldsecker Bildungs-
zentrum Seelbach die Fächer Physik, 
Mathematik, WBS, Gemeinschaftskunde 
und administriere an allen drei Schulen die 
jeweils eingeführten Lernplattformen.
Meine beruflichen Interessengebiete sind 
individuelle Lernstrategien, Produktivitäts
Techniken & „Persönliches Wissensma-
nagement“ sowie deren Umsetzung durch 
Einsatz digitaler Medien und Endgeräte.
Aufgrund meiner Staatsexamensarbeit 

zum Thema „Besonders befähigte Schüler“ 
durfte ich einige Jahre solche Arbeitsge-
meinschaften an der Realschule leiten und 
Regelunterricht im gymnasialen Hochbe-
gabtenzug im Fach Mathematik erteilen. 
Trotz meiner Schwerbehinderung bin ich in 
meiner Freizeit leidenschaftlicher Achter-
bahnfahrer (ca. 1.000 Fahrten pro Jahr 
dank der Nähe zum EuropaPark). Dieses 
Hobby hat mir Kontakte zu Ingenieuren, 
TÜV-Mitarbeitern, Frau Prof. Ann-Marie 
Pendrill und gleichgesinnten Lehrern 
gebracht und meinen Physikunterricht 
stark geprägt.

Ich freue mich auf meine Arbeit im RLV, da 
ich das Motto „Bildung. Leistung. Zukunft. 
Realschule!“ hervorragend finde.

Landesbezirk Südbaden

Christina Beer
Mein Name ist Christina Beer. Ich bin 42 
Jahre alt, verheiratet, habe drei Kinder und 
bin seit Oktober 2022 stellvertretende 
Vorsitzende des Bezirks Nordwürttem-
berg des RLV. 
Vom Referendariat im Ortenaukreis führte 
mich mein (beruflicher) Weg zuerst für neun 
Jahre an eine Schweizer Sekundarschule, 
anschließend für zwei weitere Jahre in die 
USA und vor drei Jahren nun an eine Real-
schule im Landkreis Böblingen zum bilingu-
alen Unterricht in Geografie und Geschichte. 
Für mich ist die Mitarbeit im Realschullehrer-
verband eine ehrenvolle Aufgabe, die mich 
mit Respekt und Freude erfüllt. Getreu dem 
Motto „mittendrin – unabhängig – selbst
bewusst“ sehe ich die eigenständige und 
leistungsbewusste Schulart Realschule 
unabdingbar für das Schulsystem in Baden-

Württemberg, welches als gegliedertes und 
durchlässiges Bildungssystem bestehen 
bleiben und somit als Schulart mit „beson-
derem Realitätsbezug“ ihren Schülerinnen 
und Schülern auch weiterhin gerecht 
werden sollte. Dafür, dass jedes Kind in 
seiner Einzigartigkeit in der passenden 
Schulart leistungsgerecht gefördert werden 
kann, braucht es (auch zukünftig) unter-
schiedliche Schularten und die Wiederein-
führung einer verbindlichen Grundschul-
empfehlung.
Dafür möchte ich mich zusammen mit dem 
RLV stark machen und freue mich auf eine 
konstruktive Zusammenarbeit. 

In diesem Sinne grüße ich Sie sehr herzlich 
aus Nordwürttemberg
Ihre Christina Beer

Landesbezirk Nordwürttemberg
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Timo Habdank

Liebe RLVMitglieder,
hiermit möchte ich mich Ihnen kurz 
vorstellen: Mein Name ist Timo Habdank, 
ich bin 39 Jahre alt und wohne in Ulm. Ich 
bin seit 2009 Realschullehrer an der Real-
schule Ehingen (Donau) mit den Fächern 
Mathematik, Chemie und Ethik. Seit dem 
Schuljahr 2014/2015 bin ich Mitglied im 
Personalrat am Staatlichen Schulamt 
Biberach und dort neben den allgemeinen 
Personalratstätigkeiten für die Organisation
der Personalversammlung zuständig. 
Im Oktober 2022 wurde ich auf dem 
Landesrealschultag in Herrenberg zum 
stellvertretenden Bezirksvorsitzenden für 

den Bezirk Südwürttemberg gewählt.
Ich freue mich sehr über diese neue 
Herausforderung und die Zusammen-
arbeit im Landesvorstand. Ich möchte mich 
an dieser Stelle sehr herzlich für das in mich 
gesetzte Vertrauen bedanken und hoffe, 
die an mich gestellten Erwartungen erfüllen 
zu können. Die Realschule ist eine Schulart, 
die es verdient hat, sich für sie einzusetzen. 
Einmal Realschule, immer Realschule.

Herzliche Grüße
Timo Habdank, stellvertretender Bezirks-
vorsitzender Südwürttemberg

Landesbezirk Südwürttemberg

Christian Fischer
(Pressereferent)

Mein Name ist Christian Fischer, ich bin 
38 Jahre alt, verheiratet und wohne in 
Laichingen auf der Schwäbischen Alb. Seit 
November 2022 habe ich das Amt des 
Presse und Öffentlichkeitsreferenten für 
den Bezirk Südwürttemberg übernommen. 
Gebürtig stamme ich aus Karlsruhe. Bevor 
ich an meinen Einsatzort, der Anne-Frank-
Realschule in Laichingen, kam, habe ich 
in Heidelberg Deutsch, Geschichte und 
Politikwissenschaften studiert und schließ-
lich am Bodensee meinen Vorbereitungs-
dienst geleistet. Da ich – selbst ehemaliger 
Realschüler – nach der 10. Klasse eine 
dreijährige Berufsausbildung zum Fachin-
formatiker absolvierte und mein Interesse 
für Informatik, neue Medien sowie Digitali-
sierung nie abklang, beschäftige ich mich 
nach wie vor mit diesen Themen. Meine 
Spezialgebiete sind vor allem der Einsatz 
von Lernmanagementsystemen wie IServ, 
Schulungen verschiedenster Unterstüt-
zungstools wie TaskCards oder Padlet sowie 

der Ausbau und Betrieb unseres lokalen 
Schulnetzwerks. Da ich selbst Realschüler 
war und massiv von dieser etablierten Schul-
art profitierte, kam für mich bei der Studi-
enwahl auch keine andere Schulart als die 
Realschule in Frage. Ich selbst habe während 
meiner Schulzeit erfahren, wie hilfreich eine 
praxis und leistungsorientierte Schulart 
wie die Realschule vor allem in Hinblick auf 
die Vorbereitung auf eine spätere Berufs-
ausbildung ist. Ich wünsche mir sehr, dass 
möglichst viele Schülerinnen und Schüler 
von dieser Schulart profitieren. Dafür ist es 
wichtig, die Realschule zu festigen und in 
der Bildungslandschaft Baden-Württem-
bergs weiterhin fest zu verankern. Ich freue 
mich deshalb sehr, in Zukunft aktiv im RLV 
mitzuarbeiten und gemeinsam unsere 
Ziele – den Schülerinnen und Schülern eine 
Schulbildung zu bieten, die ihren Fähigkeiten 
entspricht und die optimal und lebensnah auf 
die Berufswelt vorbereitet – zu verwirklichen.

Landesbezirk Südwürttemberg
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Nachrichten aus dem ZSL

Neuwahl des Bezirkspersonalrats des ZSL

Nach der Entscheidung des Verwal-
tungsgerichts Stuttgart (wir berichteten 
hierzu in der letzten Ausgabe des 
realist) wurde nun eine außergericht-
liche Lösung gefunden. 
Der amtierende Bezirkspersonalrat ging 
zunächst vor den Verwaltungsgerichtshof 
Mannheim als nächster Instanz. Schon vor 
dem Verwaltungsgericht Stuttgart hatte 
man klargemacht, dass man versucht, die 
Amtszeit so weit noch zu verlängern, dass 
nicht zwei Wahlen innerhalb kurzer Zeit 
notwendig werden. Im März ging der Perso-
nalrat dann auf die klagenden Verbände 
BLV und RLV zu, mit dem Vorschlag, die 
Klage außergerichtlich beizulegen. In 
einer Vereinbarung, in der auch das ZSL 
als Dienststelle eingebunden wurde, 
wurde dabei festgelegt, dass die Wahl aus 
verschiedenen Gründen nicht ordnungs-
gemäß verlaufen sei und der Personal-
rat daher freiwillig früher zurücktritt. Des 
Weiteren wurde es als nun unstrittig von 
allen Seiten gesehen, dass auch Bera-
tungslehrer Beschäftigte des ZSL sind. Um 
die Wahl auf eine breite Konsensebene, 
auch durch die Verbände, zu stellen, wurde 
weiterhin vereinbart, dass der scheidende 
Personalrat jeweils einen Vertreter von 
BLV, RLV und GEW in den Wahlvorstand 
entsenden wird. Nachdem auch die Dienst-
stelle zusicherte, sich einer vorgezogenen 
Neuwahl unter diesen Bedingungen nicht 
entgegenzustellen, konnte zeitnah diese 
Vereinbarung aufgesetzt und unterzeichnet 
werden.

Der Bezirkspersonalrat löste sich anschlie-
ßend am 29. März auf. Die Wahlen finden 
nun vom 3. – 7. Juli 2023 statt. Wahlbe
rechtigt sind alle Beschäftigten, die 

Aufgaben am ZSL haben, also auch 
diejenigen, die dort mit Anrechnungs-
stunden oder (Teil)Abordnung tätig sind. 
Ebenfalls wahlberechtigt sind alle dem 
ZSL angeschlossenen Seminare. Nur für 
diese Beschäftigten ist der Bezirksperso-
nalrat als Stufenvertretung auch zuständig. 
Ob dieses ungewöhnliche Konstrukt auf 
Dauer rechtlich haltbar ist, wird möglicher-
weise noch im Zuge der Novellierung des 
Landespersonalvertretungsgesetzes 
überprüft und vielleicht auch verändert. Es 
ist also nicht ausgeschlossen, dass auch 
der neue BPR sowohl in der Zusammen-
setzung als auch der Zuständigkeit nicht für 
die gesamte, dann sechs Jahre dauernde, 
Amtszeit Bestand haben wird.

Fazit
Dank der Klage des RLV konnte, wenn 
auch nur außergerichtlich, eine Einigung 
zum Beschäftigtenbegriff zugunsten der 
Beratungslehrer, immerhin über 1500 im 
ganzen Land, erzielt werden. Die Neuwahl 
wird dank der Hinweise des Urteils des 
Verwaltungsgerichts Stuttgart sicher weni-
ger rechtsfehlerbehaftet sein. Allerdings ist 
nicht ausgeschlossen, dass es trotzdem 
Einsprüche geben wird oder aufgrund 
gesetzlicher Änderungen erneut vorzeitig 
gewählt werden muss.

Dienstvereinbarung für die Beschäftig-
ten des ZSL
Nachdem zunächst auf der Ebene des 
Hauptpersonalrats lange daran gearbeitet 
wurde, eine Dienstvereinbarung für auf 
Anrechnung Tätige des ZSL zu erstellen, 
kam diese letztlich nicht zustande, da in 
wesentlichen Punkten keine Einigung mit 
der Dienststelle erzielt werden konnte. 

Daraufhin ging die Dienststelle auf den ÖPR 
des ZSL zu, um zumindest für die Beschäf-
tigten des ZSL selbst, also den nicht an 
den Seminaren Tätigen, eine Dienstver-
einbarung zu treffen. Diese konnte zügig 
erstellt werden und trat am 31.03.2023 in 
Kraft. Dabei wurden viele Details geklärt, 
die bislang unterschiedlich gehandhabt 
wurden und zum Teil auch arbeitsrechtlich 
fragwürdig waren. Zudem wurde geklärt, 
für wen die Dienstvereinbarung überhaupt 
gilt, was im ersten Entwurf mit dem HPR 
auch noch unklar war. Demnach gilt diese 
für Fachberater, Fortbildner und Präventi-
onsbeauftragte sowie weiter für das ZSL 
Tätige, bei denen sich die Höhe der Anrech-
nungsstunden durch einen Tätigkeits-
bericht ergibt. Beratungslehrkräfte fallen 
daher nicht unter diese Regelung. Für sie 
gilt noch immer die Verwaltungsvorschrift 
der Lehrkräfte mit einer festen Stunden-
zuweisung, allein nach der Schülerzahl. 
Zusammen mit einem neuen landesweit 
gültigen Tätigkeitsbericht für die Lehrkräfte 
der allgemeinbildenden Schulen gelten so 
nun für diese alle die gleichen Regeln: So 
ist es nun möglich, entweder pauschal oder 
aber, bei Mehraufwand, auch die tatsäch-
lich geleistete Arbeitszeit zu erfassen. Bei 
Absage einer Veranstaltung durch das ZSL 
darf dies nicht zum Nachteil des Beschäf-
tigten sein. Auch bei einer Erkrankung des 
auf Anrechnung Tätigen wird diese Zeit nun 
als Arbeitszeit gewertet. Damit konnte der 
ÖPR deutliche Verbesserungen für diese 
Beschäftigten erreichen. Wie sich dies im 
Alltag, insbesondere mit der sehr langen 
Zeit, bis die Anrechnungsstunden bei den 
so Tätigen ankommen, auswirken wird, 
werden die nächsten Monate zeigen.

NEU



Wer sind wir?
Der Realschullehrerverband BadenWürt
temberg (RLV) ist die Berufsorganisation 
der Lehrerinnen und Lehrer, die an staat-
lichen, kommunalen und privaten eigen-
ständigen Realschulen und Verbundschulen 
in BadenWürttemberg tätig ist. Seine 
Gründung reicht bis zum Beginn der 60er 
Jahre zurück. Der RLV arbeitet nach demo
kratischen Grundsätzen und ist parteipoli
tisch unabhängig.
Wir sind als Fachverband der  Realschule 
Mitglied des Deutschen Beamtenbundes 
(DBB) und des Beamtenbundes Baden
Württemberg (BBW), so wie der Philolo
genVerband (PhV) für die Gymnasiallehrer 
und der Berufsschullehrerverband (BLV) 
für die Berufl ichen Schulen. Unsere weite
ren Dachverbände sind der Verband Deut
scher Realschullehrer (VDR) und der Deut
sche Lehrerverband (DL).
Der Verband Deutscher Realschullehrer 
(VDR) – Verband der Lehrerinnen und 
Lehrer an Schulen im Sekundarbereich – 
ist der Dachverband der Lehrerverbände 
des Realschulwesens und verwandter 
Schulformen in den Bundesländern.
Er setzt sich für die Förderung und Weiter-
entwicklung eines vielfältig organisierten 
Schulwesens in der Sekundarstufe I ein und 
widmet vor allem der bildungspolitischen 
Mitte, also den Mittleren Bildungsgängen 
und Perspektiven, sowohl für den beruf-
lichen Einstieg als auch für  studienorientiere
Bildungsabschlüsse, seine besondere 
Aufmerksamkeit.

Dafür stehen wir
•   Wir vom RLV sind die legitimierte Vertre

tung der Lehrerschaft an Realschulen im 
Hinblick auf Bildungsfragen, Beamten-
recht, Arbeitszeit und Besoldung.

•   Wir vom RLV, als Mitglied des Deutschen 
Beamtenbundes (DBB), bekennen uns zu 
den Grundsätzen des Berufsbeamtentums. 

•   Wir vom RLV arbeiten für unsere Mit glieder
im Verband Deutscher Realschullehrer 
(VDR) und im Deutschen Lehrerverband 
(DL), dem mitgliederstarken Verband auf 
Bundesebene.

•   Wir kümmern uns ideologiefrei um  unsere 
Schulart, egal ob als eigenständige Schule 
oder im Verbund. Bei allen Verordnungs-
entwürfen des Kultusministeriums haben 
wir ein Anhörungsrecht. Dieses nutzen wir 
selbstverständlich stets und aktiv.

•   Wir sind bei allen Gesprächsrunden mit 
dem Kultusministerium dabei und thema-
tisieren jeweils die realen Sorgen der 
Lehrerinnen und Lehrer. Diese kennen 
wir, denn unser Landesvorstand arbeitet 
ehrenamtlich und die Mitglieder stehen 
außerhalb ihrer Verbandstätigkeit mit 
beiden Beinen fest im Schulalltag, sei 
es als Lehrkraft oder als Schulleitung. 
Dadurch unterscheiden wir uns von den 
allermeisten Lehrervertretungen im Land.

•   Der RLV ist Sachwalter der Realschüler
innen und Realschüler in BadenWürt
temberg und deren Interessen. Er beruft 
sich dabei auf Artikel 11 der Landes-
verfassung von BadenWürttemberg: 
„(1) Jeder junge Mensch hat ohne Rück
sicht auf Herkunft oder wirtschaftliche 
Lage das Recht auf eine seiner Begabung 
entsprechende Erziehung und Ausbildung. 
(2) Das öff entliche Schulwesen ist nach 
diesem Grundsatz zu gestalten.“

•   Wir treten deshalb für ein gegliedertes 
Schulwesen und die Erhaltung und Weiter-
entwicklung der Realschule als eine der 
tragenden Säulen des gegliederten Schul
wesens ein. Wir sind der einzige Verband, 
welcher die Eigenständigkeit der Real
schule in BadenWürttemberg konsequent 
verfolgt.

•   Der RLV fordert eine verbindliche Grund
schulempfehlung, welche die Kinder am 
Ende ihrer Grundschulzeit verbindlich einer 
für ihre Entwicklung erfolgsversprechen-
den, leistungsgerechten Schulart zuordnet. 
Unterschiedliche Kinder brauchen unter-
schiedliche Schularten!

•   Der RLV bekennt sich klar zur Leistung an 
Schulen. Die Realschule ist eine leistungs
orientierte Schule. Dazu gehören weiter-
hin transparente Notenstufen. 

•   Der RLV wendet sich gegen die Ausbil
dung eines Einheitslehrers. Wir fordern 
einen eigenen Studiengang für das Lehr-
amt an Realschulen, um die erfolgreiche 
Mischung aus Praxis und hoher Fachlich
keit an den Realschulen zu gewährleis
ten. Außerdem: Studierende sollen von 
Anfang an wissen, an welcher Schulart 
sie später unterrichten. Dies sehen wir 
als wichtigen Beitrag zur Steigerung der 
Attraktivität des Lehrerberufs.

•   Der RLV gewährt seinen Mitgliedern 
kostenlose Rechtsberatung und Rechts
schutz über den Beamtenbund Baden-
Württemberg (BBW) sowie Berufshaft
pfl ichtversicherung.

•   Wir vom RLV vertreten Ihre Interessen auf 
allen drei Ebenen der Personalvertretung, 
d. h. im Örtlichen Personalrat (ÖPR), Bezirks
personalrat (BPR) und Hauptpersonalrat 
(HPR) beim Kultusministerium.

Realschullehrerverband 
Baden-Württemberg
Der Fachverband für die Realschule
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Aus unseren Reihen

1   RS Buchen 

2   Johannes-Kepler-
RS Heidelberg

3   RS Obrigheim 

4   RS Niederstetten 

5   RS Waibstadt 

6   WilhelmHauffRS 
Bad Rappenau

7     Ottmar-Mergentha-
lerRS VaihingenEnz

8   MaximilianLutzRS 
Besigheim

9   RS am Karlsberg 
Crailsheim

10   RS Rheinmünster 

11     Konrad-Adenauer-
RS Pforzheim 

12   RS Niefern 
Kirnbachschule

13   RS Bissingen 

14   RS Winnenden 

15   RobertSchuman
RS Achern

Ein             buntes Mosaik! 
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16   Wilhelm-Ganzhorn-
Schulen Straubenhardt

17   ChristianeHerzogRS 
Nagold

18   RS Althengstett 

19   RS Ditzingen 

20   FreihofRS 
Kirchheim unter Teck

21   RS Erbach (Donau) 

22   RS Seelbach 

23   HeinrichHansjakobRS 
Elzach

24   RS Schramberg 

25   RS Ehingen 

26   LammerbergRS 
Tailfingen

27   RS Gammertingen 

28   AnneFrankRS 
Laichingen

29   FriedrichAdlerRS 
Laupheim

30   RS Schömberg 

31   MaxWeishauptRS 
Schwendi 

32   RS Bad Dürrheim 

Über 
           

   mal im Land!
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Viel mehr RLV unter: 
www.rlv-bw.de

I M P R E S S U M

9,- Euro in ein Ticket investiert.
Nicht weitergekommen.

Zukunft gestalten  ab 11 €/Monat Mitgliedsbeitrag
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33   RS Gosheim
Wehingen 

34   Grafen-von-Zimmern-
RS Meßkirch

35   DollingerRS 
Biberach an der Riß

36   RS Ochsenhausen 

37   RS Erolzheim 

38   RS Jestetten 

39   Gerhard-Thielcke-
RS Radolfzell

40   RS Überlingen 

41   RS Ravensburg 

42   JakobEmeleRS 
Bad Schussenried

43   RS Wangen 

44   DanielStraubRS 
Geislingen

45   Geschwister-Scholl-
RS Riedlingen

46   RS Hechingen 

47   RS Horb 

48   RS Neuffen 

49   Ludwig Uhland 
Grund & Realschule 
Heimsheim



Beitrittserklärung

Die Stimme 
der Realschule

Realschullehrerverband 
Baden-Württemberg 

Verband der 
Lehrerinnen und Lehrer 
an Realschulen 

Monatsbeitrag ab 01/2020: 
● Studierende beitragsfrei 
● Lehrer/innen ohne Anstellung 3,00 € 
● Lehramtsanwärter/innen 5,00 € 
● Fachlehrer/innen 12,00 € 
● Realschullehrer/innen 15,00 € 
● Teilzeit     (A13 bis 14 Std.) 7,00 € 
● Teilzeit     (A13 bis 20 Std.) 11,00 € 
● Realschulkonrektoren/innen und 
  Schulaufsicht (A14) 16,00 €
● Realschulrektoren/innen und
  Schulaufsicht (A15) 17,50 €
●	 	Pensionäre 11,00 € 
● Ehepartner-Mitglied im RLV 8,00 €

Bitte teilen Sie uns jede Veränderung mit. 

Informationen und Anmeldung:

Realschullehrerverband Baden-Württemberg
Landesgeschäftsstelle
Frau Dunja Bartsch
Hardtstraße 2/2
72224 Ebhausen
info@rlv-bw.de

Telefon 0151 53 288 738
(Mo. und Di. von 13.00 bis 13.30 Uhr und
Fr. von 14.00 bis 17.00 Uhr)

Landesvorsitzende:
Dr. Karin Broszat
landesvorsitz@rlv-bw.de

Beitrittserklärung
Hiermit erkläre ich unter Anerkennung der Satzung*  meinen Beitritt zum 
Realschullehrerverband Baden-Württemberg.   *www.rlv-bw.de

Name  |  Vorname Telefon

Straße  |  Nr. Handy

PLZ  |  Ort

E-Mail (privat) Geburtsdatum

Anschrift der Dienststelle

Teilzeit ja   nein   
Amtsbezeichnung

Wenn Teilzeit, Anzahl der Stunden

Besoldungsgruppe Eintrittsdatum RLV

Datum  |  Unterschrift

Einzugsermächtigung

Mit meiner Unterschrift ermächtige ich widerruflich den Schatzmeister des RLV,
den von mir zu entrichtenden satzungsgemäßen Beitrag von meinem Konto
abzubuchen:

vierteljährlich   halbjährlich   jährlich   

IBAN

BIC

Datum  |  Unterschrift

Vor- und Nachname

Im Mitgliedsbeitrag sind enthalten: 

● Rechtsberatung und Rechtsschutz nach der Verordnung des BBW

● Diensthaftpflichtversicherung, Deckungssumme 10.000.000 € 
bei Personen- und Sachschäden, 50.000 € bei Vermögensschäden, 
Obhutsschäden und Schäden aus Schlüsselverlusten

● Freizeit-Unfallversicherung mit 1.500 € im Todesfall, 3.000 € 
bei Vollinvalidität und 6,00 € Krankenhaus-Tagegeld

●  „Bildung Real“, Bundeszeitung des VDR 

● „realist“ – Die Realschule in Baden-Württemberg, Magazin des RLV

●  „dbb-Magazin“, Zeitschrift des BBW / DBB

Bitte senden Sie Ihre Beitrittserklärung auf dem Postweg oder per E-Mail an: 

Realschullehrerverband Baden-Württemberg, Landesgeschäftsstelle
Frau Dunja Bartsch · Hardtstraße 2/2  ·  72224 Ebhausen
info@rlv-bw.de  ·  Telefon 0151 53 288 738

Herzlichen Dank !

Geworben von: 

JETZT KOSTENLOS 
DOWNLOADEN

Unsere Veröffentlichungen

Lassen Sie sich inspirieren – 
auf dem Weg zur digitalen Schule und 

einem zeitgemäßen Unterricht.
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Poreptus num, alis et quaspid molec-
tem et lam, aut am eiciendaepe natem-
peribus mi, odio temo tet vitaquost 
faccus, vollictus accum volor sequo 
offi  cil excearibusam eum cus id maxim-
pe rferum atet peris sunt.
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antium quos dolupta tquatem quodit, ipsam 
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Ihr Ralf Merkle
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Die bessere Bank 
für Beamte und den 
öffentlichen Dienst.

Folgen Sie uns

Interesse geweckt?

Ihre Vorteile auf einen Blick
Speziell ausgebildete Berater 
für den öffentlichen Dienst

Attraktive Produktvorteile
wie z. B. 0,– Euro Girokonto1 für 
Berufsstarter, Zinsrabatte für 
Finanzierungen und günstige 
Versicherungstarife

Exklusive Vorteilsangebote
für Mitglieder von Gewerkschaften 
und Verbänden

Informative Ratgeber und
regelmäßige Newsletter
mit aktuellen Informationen aus 
dem öffentlichen Dienst

Interessante Veranstaltungen
wie z. B. Exklusive Abende für den 
öffentlichen Dienst oder Fachvorträge

Seit fast 100 Jahren 
Erfahrung und Kompetenz
als Bank für Beamte und den 
öffentlichen Dienst¹ Voraussetzungen: BBBank-Junges Konto mit Online-Überweisungen ohne 

Echtzeit-Überweisungen, Genossenschaftsanteil von 15,– Euro/Mitglied bis 
zur Vollendung des 27. Lebensjahres. Danach erfolgt die Umwandlung in ein 
Girokonto; Eingang Ausbildungsvergütung bzw. Gehalt/Bezüge ab Ausbildungs-
beginn/Berufsstart. Stand: 29.01.2020.
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